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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, meine Damen und Herren!

Die 59. Sitzung des Wiener Gemeinderats ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr GR Klucsarits, Herr GR Parzer, Herr GR Prochaska, Herr GR Ing RUDOLPH, Frau GRin Schöfnagel, Herr GR Dr Serles.

Nachdem wir immer gratulieren, wenn Gemeinderatsmitglieder Vater oder Mutter werden, habe ich heute die angenehme Aufgabe, Herrn StR Ellensohn zur Geburt seines Sohnes zu gratulieren. (Allgemeiner Beifall.) 

Gemäß § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats wurde ein Verlangen des Klubs Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats zum Thema "Gewalt an Wiener Schulen – Endstation sozialistischer Stadtpolitik" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhang mit dem § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats zu dieser Sitzung eingeladen.

Wir kommen aber zuerst zur Fragestunde. (Lautes Plenum.)

Ich weiß, dass bei den Parteien eine gewisse Aufregung herrscht, aber jetzt ist einfach Gemeinderat und ich bitte, sich darauf zu konzentrieren.

Die 1. Frage (FSP - 04087-2005/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Sonja Kato gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet:

Was unternimmt die Stadt Wien, um zu verhindern, dass auf Wiens Feldern gentechnisch veränderte Pflanzen angebaut werden?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Da-men und Herren!

Die Frage beschäftigt sich mit Gentechnik. Wir haben von der Wiener Stadtregierung das klare Ziel, wir wollen keine Gentechnik auf Wiens Feldern. Das war bei meinem Amtsantritt auch von mir persönlich ein Schwerpunkt, den ich natürlich sofort begonnen habe und wo ich glaube, dass wir alle gemeinsam eine sehr erfreuliche Bi-lanz ziehen können. Es war für mich sehr erfreulich festzustellen, dass es zu diesem Thema im Gemeinderat ja einen Konsens gibt. Darum war gerade jetzt ein guter Zeitpunkt, gegen Gentechnik oder gegen die Anwendung von Gentechnik auf Wiens Feldern vorzugehen, einfach aus folgendem Grund: Bisher gab es kein gentechnikver-ändertes Saatgut und deswegen ist es jetzt gut, sich mit allen Bauern und Bäuerinnen zusammenzuschließen und zu sagen: Wir wollen auf Wiens Feldern keine Gentechnik.

Was haben wir jetzt konkret zu diesem Thema gemacht? Der erste Punkt ist Ihnen ja bekannt, das Gentechnik-Vorsorgegesetz. Es ist jetzt seit 21. September in Kraft, also eigentlich erst seit kurzem. Es war ja durchaus eine langwierige Diskussion mit der Europäischen Union, die davon nicht gerade begeistert ist, wenn einzelne Bundesländer diese Initiative setzen, die aber auch nichts dagegen unternehmen konnte.

Was machen wir in dem Gesetz? Wir nutzen den Spielraum, den uns die Europäische Union in diesem Be-reich Gentechnik gibt und haben einfach versucht, hier auch zusätzliche Hürden aufzubauen, so weit das halt von Seiten der Europäischen Union möglich ist. Es sind zusätzliche Genehmigungen notwendig und es ist einfach ein zusätzlicher Schutz für Wiens Landwirtinnen und Landwirte, Gemüsebauern und Gemüsebäuerinnen.

Der zweite Punkt ist - und da habe ich Ihnen heute das neue Logo "Freiwillig OHNE Gentechnik", das wir gemeinsam mit den Wiener Bauern und Bäuerinnen ent-wickelt haben, mitgebracht (Amtsf StRin Mag Ulli Sima zeigt das Logo.) - eine Allianz der Landwirtschaftskammer, der LGV Frischgemüse, also der größten Gemüsegenossenschaft, und der Stadt Wien, wo sich die Bäuerinnen und Bauern in Wien einfach dazu verpflichten, kein gentechnisch verändertes Saatgut anzubauen. Das ist Teil unserer Doppelstrategie: Hier das Vorsorgegesetz und da unser "Freiwillig OHNE Gentechnik", weil wir glauben, dass wir mit diesen beiden Strategien unser Ziel sehr gut erreichen können.

Wie Ihnen ja bekannt ist, gibt es derzeit am Markt eben noch kein gentechnisch verändertes Saatgut. Deswegen war es wirklich wichtig, sich jetzt mit den Bauern und Bäuerinnen zusammenzuschließen und sie auch da-rüber zu informieren, dass man dann, wenn es soweit ist, sagen kann: Okay, dieses Saatgut in Wien bitte nicht ein-setzen. Ich glaube, dass wir durch diese Doppelstrategie wirklich auf einem sehr, sehr guten Weg sind, das Ziel auch zu erreichen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. 

1. Zusatzfrage, Frau GRin Kato, bitte.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Es gibt natürlich eine lange Geschichte auch bei dir, was die Gentechnik angeht, und wir beide wissen, dass frühere Bundesregierungen hier sehr aktiv waren. 

Welche Unterstützung erfährt die Stadt Wien jetzt von Seiten der Bundesregierung?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ehrlich gesagt, hätte ich mir vom Herrn Umweltminister Pröll in dieser Frage eigentlich mehr Unterstützung gewünscht. Er hat zwar in Brüssel dafür gekämpft, das Importverbot aufrecht zu er-halten, das von der seinerzeitigen Gesundheitsministerin Christa Kramer noch erlassen worden ist, also eigentlich schon fast historisch ist. Aber ansonsten gibt es eigentlich von Seiten der Bundesregierung leider sehr wenig Unterstützung.

Ich sage nur zum Beispiel die Koexistenzfrage, wo eine einheitliche Regelung in Österreich sehr, sehr wünschenswert wäre, sonst haben wir nämlich so wie beim Bundestierschutzgesetz in neun Bundesländern neun verschiedene Regelungen. Das wurde uns schon vor Monaten versprochen und da kommt überhaupt nichts. Auch bei allen anderen Fragen der Gentechnik, im Saatenzulassungsbereich und so weiter, habe ich nicht das Gefühl, dass dort wirklich viele Aktivitäten vorherrschen, was schade ist. 

Auf der anderen Seite sind jetzt sehr viele Bundesländer den Weg gegangen, den auch Wien gegangen ist, nämlich einfach selbst aktiv zu werden und selbst Taten zu setzen. Aber wie immer sind eine Koordinierung und Abstimmung unter den neun verschiedenen Bundesländern natürlich wünschenswert. Ich glaube, da hätte der Bund schon eine wesentliche Rolle spielen können, was leider verabsäumt wurde. Man kann ja hoffen, dass es vielleicht im Rahmen der österreichischen Präsidentschaft jetzt noch zu einem Schwerpunkt in dieser Richtung kommt. (Weiterhin sehr lautes Plenum.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. Ich bitte wirklich, die privaten Gespräche in und hinter den Bänken einzustellen. Ich höre kaum, was die Frau Umweltstadträtin sagt.

Nächste Zusatzfrage bitte, Frau GRin Sommer-Smo-
lik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben gemeint, dass alle Bäuerinnen und Bauern dieses "Freiwillig OHNE Gentechnik" gut finden. Jetzt hat aber ein erheblicher Anteil von Bäuerinnen und Bauern das nicht unterschrieben. 

Wie gedenken Sie dann damit umzugehen, wenn die doch gentechnisch verändertes Saatgut ausbringen werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir erst vor wenigen Monaten mit dieser "Freiwillig OHNE Gentechnik"-Geschichte begonnen ha-
ben und wir haben sehr, sehr schnell über 300 bäuer-
liche Betriebe, das ist mehr als ein Drittel, dazu bekommen, da mit zu tun und mein Ziel ist es, alle dazu zu be-kommen. Die gute Nachricht ist, dass wir schon fast alle Gemüsebauern und Gemüsebäuerinnen dabei haben.

Ein Manko haben wir, ehrlich gesagt, noch ein bissel bei den Weinbaubetrieben, weil die sagen, unsere Weinreben sind ohnedies da, wir pflanzen ja nicht jedes Jahr neu aus. Noch dazu gibt es da auch keine gentechnisch veränderten auf dem Markt, saatgutmäßig gibt es da noch überhaupt nichts. Da ist mein Gefühl, dass die Not-wendigkeit noch nicht zu sehen ist. Die Gemüsebauern und Gemüsebäuerinnen haben sofort gesagt: Okay, gute Idee, da machen wir mit. Die LGV Frischgemüse kennzeichnet ihre Produkte auch schon mit "Freiwillig OHNE Gentechnik", weil eben alle ihre Mitglieder schon dabei sind. Das heißt, ich glaube, da sind wir auf einem guten Weg.

Aber mein erklärtes Ziel ist, und ich werde sicher auch vorher nicht aufgeben, da wirklich alle 900 Wiener Betriebe dazu zu bekommen, weil das natürlich nur dann Sinn macht.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Nächste Zusatzfrage, Herr GR Fuchs.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Es ist überhaupt keine Frage, dass die Wiener Bauern gentechnikfrei agieren möchten. Es gibt aber doch immer wieder eine Möglichkeit, wo etwas passieren kann. 

Ich möchte Sie zur Problematik bei Folgeschäden fragen. Wie schaut es da aus und wie steht eigentlich die Stadt Wien dazu? Wer übernimmt Schadenersatz in dem Fall, dass der Verursacher von Folgeschäden im Fall ei-ner Gentechnikaufbringung nicht ausfindig gemacht wer-den kann? Wird die Stadt Wien hier einspringen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich meine, dazu gibt es jetzt im Bundesgentechnikgesetz eine ganz klare Regelung, auch mit einer Art Haftpflichtversicherung, wo das eben eindeutig geregelt ist, denn ich meine, dass die öf-fentliche Hand dann dafür haftet, wenn ein privater Be-treiber oder eine private Firma einen so großen Schaden anrichtet, das kann ich mir persönlich eigentlich nicht vorstellen. Ich bin immer noch eine Anhängerin der These, dass diejenigen, die die Verursacher sind, für den Schaden dann auch haftbar zu machen sind. Im Normalfall lässt sich das gerade bei Gentechnik schon rückverfolgen. 

Aber ehrlich gesagt, mein erstes und erklärtes Ziel ist es, dass es in Wien gar nicht soweit kommt und ich glau-
be, dass wir mit dem Vorsorgegesetz und der Allianz "Freiwillig OHNE Gentechnik" sehr gut aufgestellt sind. Wir kooperieren ja auch mit der Landwirtschaftskammer und der LGV und wir sind auch guter Dinge, dass wir in absehbarer Zeit wirklich alle 900 Betriebe beisammen haben. Und wenn es keinen Betrieb mehr gibt, der Gentechnik einsetzt, dann sollte es auch keine Schäden mehr geben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Das Gentechnik-Vorsorgegesetz gilt seit September 2005. Jedes Gesetz ist aber nur so gut wie die Über-
wachung. 

Welche Sicherheiten bieten Sie uns an, dass die 
Überwachung des Gentechnikgesetzes auch tatsächlich funktionieren wird? Daher meine konkrete Frage: Welche Organe für die Überwachung wurden bisher schon installiert?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Mit dem Überwachungsgesetz die MA 58, die ja auch die ganze Landwirtschaftsförderungsvergabe und -kontrolle macht. Zur Zeit sind wir sozusagen noch auf einer sicheren Bank, weil es in der Europäischen Union einfach kein zugelassenes Saatgut gibt und wenn es kein zugelassenes Saatgut gibt, dann kann man dieses auch nicht einsetzen. Aber für die Zukunft ist natürlich geplant, sobald das sozusagen in Österreich auch theoretisch möglich ist, dass sich die MA 58 das genau ansieht und auch stichprobenartig überwacht. 

Bei der Allianz "Freiwillig OHNE Gentechnik" ist natürlich auch geplant, dass es eine Rückverfolgung gibt, das heißt, die Landwirte müssen per Rechnung nachweisen, welches Saatgut sie gekauft haben und das wird dann ebenfalls auch noch stichprobenartig überprüft.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, damit ist die 1. Frage abgeschlossen.

Wir kommen zur 2. Frage (FSP - 04090-2005/0001 - KGR/GM), die von Herrn GR Mag Chorherr an den Herrn Bürgermeister gestellt wurde: 

Können Sie garantieren, dass die Tarife der Wiener Linien in den nächsten vier Jahren nicht erhöht werden?

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Nachdem in der Causa ja schon der Wahlkampfstab über mich gebrochen wurde und nachdem ich bis zur Stunde keine Garantie dafür gehört habe, dass es keine Energiepreiserhöhungen gibt, dass es keine Lohnerhöhungen gibt, dass es keine Reparaturkostenerhöhungen gibt, kann ich Ihnen eigentlich nur sagen: Es ist mit Sicherheit aktuell keine Fahrpreiserhöhung bei den WIE-
NER LINIEN angedacht - ich gebe das als Information weiter, denn jeder kennt ja den Vertrag, der zwischen der Stadt Wien und den WIENER LINIEN existiert – und nicht geplant, aber ich kann selbstverständlich, schon der Ehrlichkeit verpflichtet, keine Garantie abgeben, dass es in den nächsten vier Jahren zu keiner Fahrpreiserhöhung kommen wird. Ich halte das auch für absurd.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Bitte, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus):

Das ist eine interessante, aufschlussreiche Antwort, vor allem in Bezug auf folgende Entwicklung, wo Sie auch heftig mitgerufen haben, Herr Bürgermeister. Ein paar Wochen ist es her, da hat in Österreich breite Empörung geherrscht: Die Benzinpreise sind zu hoch, die Benzinpreise gehören hinunter. Alle Landeshauptleute, rote, schwarze, sonstig färbige haben gefordert: Senkun-gen der Mineralölsteuer, Erhöhung des Kilometergeldes. Mit Erfolg. Der Steuerzahler zahlt jetzt mit dem Druck, den auch Sie ausgeübt haben - die Autofahrer dürfen nicht weiter belastet werden -, Entlastungen an der Benzinpreisfront. Tatsache ist, dass in den letzten 20 Jahren der Fahrscheinpreis der WIENER LINIEN um 20 Prozent stärker gestiegen ist als der angeblich so hohe Benzinpreis! Und anstatt dass Sie jetzt hergehen und sagen: „Wir fördern das Umsteigen, wir machen eine Garantie“, sagen Sie durch die Blume das, was die Spatzen von den Dächern pfeifen: Nach den Wahlen kommt es zu ei-ner Erhöhung der Öffi-Tarife. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das hat niemand gesagt!)

Herr Bürgermeister, wieso... (Aufregung bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine Unterstellung! So eine Unterstellung ist nicht einmal im Wahlkampf erlaubt!) Das ist nicht einmal im Wahlkampf erlaubt? Also, Frau Stadträtin, die grüne Opposition erlaubt sich, derartige Fragen auch im Wahlkampf zu stellen (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist keine Frage, das ist eine Interpretation!) und wird auch in Zukunft solche Fragen im Gemeinderat stellen! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine falsche Interpretation! Das ist eine falsche Frage!) Also ob es eine falsche Frage ist - darf ich selber entscheiden, was eine richtige und was eine falsche Frage ist? Trotz absoluter SPÖ-Mehrheit er-laubt sich die Opposition, Fragen ihrer Meinung zu stellen. Darum präzisiere ich... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine falsche Interpretation!)

Darf ich wieder sprechen? Darf ich sprechen? Danke schön, Frau Stadträtin! Ich erlaube mir fortzufahren.

Herr Bürgermeister, wieso garantieren Sie nicht zumindest für vier Jahre, dass die Öffi-Tarife nicht erhöht werden? Schaffen Sie einen Anreiz aufs Umsteigen und messen Sie nicht mit zweierlei Maß! Beim Autofahren müssen Senkungen her, selbstverständlich, bei den Ta-
riferhöhungen geht es ins Astronomische!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also Tatsache ist - außer es ist mir etwas entgangen -, dass die Pendlerpauschale und das Kilometergeld erhöht wurden, das heißt, dass es beim Gebrauch des Kraftfahrzeugs für jene wie etwa die 220 000 Pendler, die täglich aus den Bundesländern nach Wien kommen, um hier zu arbeiten und die draußen leben und um einigermaßen diesen Arbeitnehmern dabei zu helfen, zu einer entsprechenden Parität auch der Kosten kommt. Ich weiß das aus der eigenen Familie. Es ist unbeschadet all der Prozentvergleiche bei den einzelnen Kostenerhöhungen Tatsache, dass Autofahren nach wie vor wesentlich teurer ist, als wenn man die öf-fentlichen Verkehrsmittel etwa aus dem Umland hierher benützt. Daher halte ich es für wichtig, dass man den Arbeitnehmern hilft, die gezwungen sind, hier das Kraftfahrzeug zu verwenden, weil das Angebot bedauerlicher-weise noch immer nicht hinreichend gut genug ist. 

Dass es zu Steuersenkungen gekommen wäre, ist mir bisher entgangen, denn meine Forderung auf Senkung der Mineralölsteuer war ja sehr bewusst so gesetzt. Ich habe sehr bewusst keine Forderung auf Senkung der Mehrwertsteuer gestellt. Warum? Nicht nur, weil das eine eine gemeinschaftliche Bundesabgabe ist, das heißt, die Länder zahlen mit, während das andere eine ausschließliche Bundesabgabe ist, so kommt da auch noch dazu, dass die Mineralölsteuer seinerzeit, als sie eingeführt wurde, als ein Beitrag der Kraftfahrer zum Straßenbau gesehen wurde, also zweckgebunden gewesen ist, diese Zweckbindung sukzessive aufgegeben wurde und es sich hier nun am Ende des Tages ausschließlich um eine Einnahme des Finanzministers handelt. 

Und das ist eine Diskussion, die ich auch den GRÜ-
NEN nicht ersparen will, ob sie sie nun annimmt oder nicht. Ich denke schon, dass es wichtig ist festzuhalten, dass weit über 50 Prozent oder einiges über 50 Prozent des Endpreises, den der Kunde an der Tankstelle bezahlt, im weitesten Sinn in die Himmelpfortgasse fließen, also zum Sitz des Finanzministeriums, und weniger als 50 Prozent dann in den eigentlichen produktiven Bereich. 

Ich kann daher da nur sagen, ich messe überhaupt nicht mit zweierlei Maß. Ich bin nur zutiefst auch persönlich davon überzeugt, dass die Frage des Umsteigens vom Individualverkehr auf den öffentlichen Verkehr eine Frage des Preises ist und hier sage ich noch einmal: Er ist heute schon billiger als das Auto. Zum Zweiten ist es aber auch eine Frage der Verlässlichkeit, der Pünktlichkeit und der Bequemlichkeit. Dies ist auf die Fragen der Investitionen zurückzuführen, die hier getätigt werden, denn es ist ja kein Zufall, dass sich die Fahrgastzahl in Wien besonders durch den Ausbau der U‑Bahn, aber auch durch den Ausbau von Niederflurstraßenbahnen respektive auch bei den Bussen erhöht hat. Also es sind hier durch Investitionen sehr viele Verbesserungen erzielt worden. Und das ist der Grund, warum ich sage, ich kann Ihnen dazu auch keine Garantie geben, abgesehen davon, dass es eine Vertragsverletzung darstellen würde. 

Ich kann Ihnen noch einmal sagen: Sie ist zur Stunde nicht angedacht. Mir liegt nicht im Entferntesten eine In-formation vor, dass die WIENER LINIEN beabsichtigen, die Tarife zu erhöhen. Aber ich kann Ihnen mit Sicherheit auch keine Garantie für die nächsten vier Jahre geben. Das wäre unredlich und unehrlich! Das kann man von mir auch im Wahlkampf nicht verlangen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister!

Die 2. Zusatzfrage ist von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben in dem Interview in der “Wiener Zeitung“, das sozusagen den Anlass zu dieser Anfrage gegeben hat, davon gesprochen, wenn man einen Fahrpreis erhö-hen muss, dann hängt das vielleicht auch mit dem Kostendeckungsgrad bei den WIENER LINIEN zusammen. Und Sie haben einen Kostendeckungsgrad genannt, der auf der einen Seite nicht dem Kostendeckungsgrad entspricht, den die WIENER LINIEN selbst in ihrem Geschäftsbericht ausweisen, aber das sei nun einmal beiseite gestellt. Jedenfalls ist der Kostendeckungsgrad der WIENER LINIEN im Vergleich zu Berlin, München und auch anderen Städten in Europa viel niedriger als in die-sen vergleichbaren Städten. Gleichzeitig weist die Stadt Wien für die WIENER LINIEN eine der höchsten Subventionsquoten auf, das heißt, Sie geben auf der anderen Seite sehr viel Geld bei wenig Output aus. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist falsch!)

Meine Frage geht daher in die Richtung: Wann versuchen Sie endlich, den Output der WIENER LINIEN so zu steigern, dass ein höherer Kostendeckungsgrad erzielt wird, ohne dass sie die Fahrpreise erhöhen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Bitte, Herr Bür-germeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Das hätte ja fast eine Frage meiner eigenen Fraktion sein können, Herr Gemeinderat, denn zum Ersten darf ich Sie darauf hinweisen, dass alle von Ihnen genannten Städte einen höheren Fahrpreis des Einzelfahrscheines haben als Wien, zum Teil namhaft höher, nämlich über zwei Euro. Daher kann der Kos-tendeckungsbeitrag leicht entsprechend hoch sein.

Zum Zweiten bitte ich Sie, auch ein bisschen die Qualität entsprechend zu vergleichen, denn wann immer Sie nach Berlin kommen und Diskussionen darüber füh-ren, selbst wenn Sie nach München kommen und Diskussionen darüber führen, dann können Sie erkennen, dass der Unterschied in der Zufriedenheit der Bevölkerung mit ihrem öffentlichen Verkehr in Wien ungleich hö-her ist sowohl oder gerade was Verlässlichkeit, Pünktlichkeit, Tempo und auch Bequemlichkeit betrifft. 

Daher kann ich da nur sagen: Ja, uns in Wien ist es das wert, dass der öffentliche Verkehr so funktioniert wie er funktioniert, nämlich hervorragend! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. 

Moment, wer ist der Nächste? Ich bitte Herrn Mag Ebinger um die nächste Zusatzfrage.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben in einem Interview am Wochenende, glaube ich, gesagt, Regierungsparteien wären ja bescheuert, wenn sie über ihre Schwächen selber sprechen würden. Das macht eh die Opposition. Zumindest ist es dann so zitiert worden. Diese Schwächen gibt es natürlich in den verschiedensten Bereichen. Eine davon möchte ich heu-te ansprechen. 

Es wird in Niederösterreich der Gaspreis um 27 Pro-zent erhöht. Es steht irgendwie im Raum, dass auch in Wien in absehbarer Zeit, sprich mit Jahreswechsel, Strom- und Gaspreise drastisch erhöht werden, Strom um 10 Prozent, Gas um 30 Prozent. Ich will jetzt nicht so wie Herr Kollege Chorherr sein und von Ihnen für vier Jahre eine Garantie fordern, weil vier Jahre eine mittelfristige Periode sind. Das kann ich auch gar nicht so pla-
nen. Aber für ein Jahr kann man es schon sagen, denn dass in Wien unmittelbar nach der Wahl im Winter womöglich Strom- und Gaspreise erhöht werden, das wäre unsozial. 

Deswegen meine Frage an Sie, Herr Bürgermeister: Können Sie hier dezidiert ausschließen, dass bis Ende 2006 in Wien Strom- und Gaspreise erhöht werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Gemeinderat, um das Zitat zu vervollständigen, es ist ja nicht ganz falsch, ich meine das auch so. Vom Wahlkampf habe ich gesprochen, nicht? Ich kenne eigentlich keine Partei, die im Wahlkampf über ihre eigenen Schwächen spricht. Ich ha-be das bisher auch nicht von der FPÖ oder vom BZÖ, wie immer das ist, erlebt. Aber es wäre mit Sicherheit ein neuer, vielleicht auch glaubwürdigerer Stil in der Politik, dass wir immer die anderen loben werden und uns selbst kritisieren. Vielleicht wäre das einmal eine interessante Änderung oder ein interessanter Wechsel des Stils. Das könnte auch was für sich haben.

Ich frage mich jetzt langsam, ja, warum man nicht überhaupt gleich eine Garantie dafür verlangt, dass auf mindestens ein Jahr, maximal vier Jahre, alle Gebühren, alle Einnahmen der Stadt Wien, alles eingefroren wird und nichts mehr stattfindet? 

Das Einzige, was ich Ihnen versprechen kann, ist, dass ich diese Stadt nicht in einen finanziellen Ruin füh-ren werde. Das kann ich Ihnen auch sagen. Das kann man sich in anderen Städten, auch in Österreich, schon anschauen, wie so etwas dann im Detail ausschaut. Also das werde ich für Wien mit Sicherheit nicht machen. Mir ist auch hier kein Bemühen oder keine Überlegung bekannt, zu Energiepreiserhöhungen zu kommen. Aber da sage ich Ihnen auch noch dazu, dass die noch wesentlich marktabhängiger sind, als das bei den Verkehrsbetrieben der Fall ist, denn die Verkehrsbetriebe bekamen natürlich einen Zuschuss seitens der Stadt Wien, wie aus den vorherigen Berechnungen ja auch leicht zu entnehmen gewesen ist, und daher ist da eine Diskussion aus meiner Sicht gesehen zumindest durchaus auch legitim. Bei den Energiepreisen, insbesondere wenn sie von Partnern in der Energieallianz vorgegeben werden, wird das sicher eine schwierigere Diskussion. Dass ich mich bemühen werde, dass es bei den Gaspreisen mitten im Winter zu keiner 30-prozentigen Erhöhung kommt, darauf können Sie sich auch verlassen, weil mein soziales Herz mindestens so groß ist wie Ihres!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister!

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Barnet.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Mein soziales Herz ist nicht so groß, ich habe aber auch nicht so viel Platz in meinem Körper. Lassen Sie mich trotzdem eine Frage zur sozialen Tarifgestaltung der Stadt Wien stellen. 

In Wien ist es so, dass Notstandshilfebezieher, Sozialhilfebezieher und Arbeitslosengeldbezieher den Vollpreis in den öffentlichen Verkehrsmitteln bezahlen, während alle Senioren, alle Pensionisten, selbst wenn sie ei-ne hohe Ministerpension haben oder SPÖ-Pensionisten-
obmann sind und vielleicht gar nicht mit der Tramway fahren müssen, nicht den vollen Preis, sondern einen er-mäßigten bezahlen. Können Sie mir diese soziale Art der Tarifgestaltung erklären, damit auch ich sie verstehe? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Ich fürchte, das kann ich nicht, um die Ehrlichkeit gleich fortzusetzen. Das kann ich nicht und es ist wahrscheinlich einer der, sagen wir einmal, etwas schwieriger zu erläuternden Punkte. Es lässt sich so argumentieren, so wie es Helmut Zilk damals bei der Einführung dieser Halbpreiskarte für Pensionisten auch argumentiert hat, nämlich als ein Dankeschön an die Wiederaufbaugeneration, jene Generation, die aus den Trümmern dieser Stadt dieses schöne Wien wieder aufgebaut hat. Das war die damalige Argumentation. 

Ich persönlich verhehle nicht, dass mir das zum Beispiel bei Ministerpensionisten durchaus komisch vorkommt. Sie werden demnächst ja eine ganze Menge davon haben. Daher glaube ich, dass es schon sehr we-sentlich ist (Heiterkeit bei der SPÖ und bei GR Günther Barnet.), dass wir rechtzeitig die Diskussion führen und diese neuen Pensionisten jedenfalls dann den Vollpreis für die Straßenbahn zahlen werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister!

Die letzte Zusatzfrage, bitte Herr GR Mag Chorherr!

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Um mich wieder auf den öffentlichen Verkehr und die Preissteigerungen dort zu konzentrieren: Ich glaube, nie-mand im Raum wird bezweifeln, dass bei einer 100 Pro-zent-Tochter der Stadt Wien, bei den WIENER LINIEN, eine relevante Entscheidung getroffen werden kann, ohne dass die Sozialdemokratie einen Einfluss darauf hat. Das werden auch Sie selbst im Wahlkampf nicht be-zweifeln. Und dieses doppelte, das Sie zurückweisen, dieses zweierlei Maß, das möchte ich schon noch einmal als präzise Frage formulieren: Sie verlangen, die Mineralölsteuer soll gesenkt werden, obwohl der Preis für die WIENER LINIEN in den letzten 20 Jahren deutlich mehr gestiegen ist. Dort, wo Sie einen Einfluss darauf hätten, sagen Sie, na, da gebe ich keine Garantie darauf und jeder weiß zwischen den Zeilen zu lesen, das heißt, es wird zu einer Erhöhung der Tarife der WIENER LINIEN kommen. Aber gleichzeitig verlangen Sie eine Senkung der Mineralölsteuer, die für den Staat heißt, weniger Ein-nahmen zum Beispiel für Schulen. Bei aller massiven, politischen Kritik an Grasser: Das steckt sich ja der Finanzminister nicht in die eigene Tasche! Da geht es um hunderte Millionen Euro für die allgemeinen Einnahmen, die zum Beispiel bei den Wiener Schulen fehlen. Parallel dazu hat Wien aber nach Maastricht Überschüsse aus dem Budget! Das heißt, würden Sie eine verkehrspolitische Vorgabe machen, könnten Sie sagen, wir nähern den Preis an und begünstigen die Benützer öffentlicher Verkehrsmittel. 

Warum, Herr Bürgermeister, verlangen Sie eine Senkung der Mineralölsteuer und schließen zumindest nicht aus, um korrekt zu sein, dass die Tarife der WIENER LI-
NIEN noch stärker angehoben werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal sage ich Ihnen, es sind jetzt schon die Benützer öffentlicher Verkehrsmittel im Hinblick auf ihre Fahrtkosten besser dran, als es die Autofahrer sind. Durch die Benzinpreise der letzten Monate ist die Disparität noch größer geworden und dies war der Grund, wa-rum ich nicht nur die entsprechende Unterstützung für die Autofahrer, die berufsmäßig ihr Fahrzeug benutzen müssen, verlangt habe, sondern auch die Senkung der Mineralölsteuer und sehr bewusst die Senkung der Mineralölsteuer. Ihre Argumentation, dass man damit zum Beispiel seitens des Bundes Schulbau durch Mindereinnahmen verhindert, halte ich deswegen für so bemerkenswert, weil das ja für alle Steuersenkungen gelten würde, die es insgesamt gesehen gibt. Dann dürfte man ja auch keine Lohnsteuersenkung, keine Einkommenssteuersenkung oder sonst etwas verlangen! 

Also ich halte das, persönlich gesagt, für nicht nachvollziehbar und auch nicht für argumentierbar. Sie argumentieren ja, die grüne Fraktion jedenfalls argumentiert ja insgesamt gesehen auch bei uns immer so, dass Sie sagen, es ist hier eine falsche Entscheidung im Hinblick auf die finanzielle Schwerpunktsetzung. Das gilt im hohen Ausmaß auch für den Bund. Ich kann auf der einen Seite Steuersenkungen nicht dadurch gegenargumentieren, dass ich sage, Steuersenkungen sind, egal wo sie stattfinden, schlecht, weil sie den Schulbau verhindern. Außerdem kann ich mich bis heute nicht daran erinnern, dass die Mineralölsteuer in irgendeiner Form für den Schulbau verwendet worden wäre, sondern im Prinzip eigentlich für den Straßenbau, wofür sie ursprünglich auch zweckgewidmet gewesen ist und ob das den GRÜ-
NEN so sympathisch ist, das weiß ich da dabei nicht. 

Also ich wiederhole mich auch hier: Ich messe nicht mit zweierlei Maß, sondern ich halte hier fest, dass ich für ein vierjähriges Moratorium bei den Straßenbahntarifen keine Garantie geben kann, mir aber zur Stunde in keiner Weise bekannt ist, dass so eine Straßenbahntariferhöhung überhaupt geplant wird. Das ist eines dieser Dinge, das in Wahlkampfzeiten natürlich diskutiert wird und offensichtlich diskutiert werden muss. 

Ich halte aber genauso gleichwertig fest, warum ich diese Unterstützung vor allem auch für die Pendler verlangt habe: Weil heute schon der reale Unterschied bei den Fahrtkosten zwischen Auto und öffentlichem Verkehrsmittel so hoch ist, dass man zweifelsohne hier auch Maßnahmen setzen muss. Das steht für mich außer Zweifel und daher sehe ich hier kein Fehlverhalten und sehe auch keine Ungleichgewichtung dabei!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke für die Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Bevor wir zur 3. Frage kommen: Es wurde an mich die Frage herangetragen, was da oben für ein komisches Kastl ist. Das ist ein Provisorium unserer Internetkamera, das verschwindet wieder. (Die Internetkamera ist in der Mitte der Sichtseite des Balkongeländers der Zuschauergalerie montiert.)

Wir kommen zur 3. Frage (FSP - 04089-2005/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Frau GRin Korosec gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales gerichtet:

Welche konkreten Maßnahmen, außer der Einführung der Geriatriezulage, wurden gesetzt, um die Arbeitsbedingungen für das Pflegepersonal in den Geriatriezentren der Stadt Wien merklich zu verbessern? 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es wurden eine Reihe von Maßnahmen über die Einführung der Geriatriezulage hinaus gesetzt, um die Arbeitsbedingungen für das Pflegepersonal in den Geriatriezentren der Stadt Wien zu verbessern, Maßnahmen quantitativer Art, also von der Anzahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und qualitativer Art. Da geht es vor al-lem um die Qualifikation, also um die Ausbildung unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, aber natürlich auch im Zusammenhang mit den Rahmenbedingungen, unter de-nen unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen arbeiten. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass seit dem Jahr 2004 die so genannte Bildungsoffensive ins Leben gerufen wurde, die das Ziel hat, in einem Stufenplan die Ausbildung und die Qualifikation unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu verbessern. Es hat im Rahmen dieser Bildungsoffensive über die Ausbildungsmaßnahmen hinaus, die wir ohnehin in unserem Bereich haben und die ja sehr groß und sehr breit sind, zusätzlich drei Pflegehilfelehrgänge gegeben. Die Absolventen und Absolventinnen dieser Pflegelehrgänge – fast hundert – haben eine einjährige Ausbildung gemacht und haben dann in den Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbundes begonnen zu arbeiten.

Zusätzlich haben wir im Rahmen des 2. Bildungs-wegs auch begonnen, unsere schon bestehenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen noch höher zu qualifizieren. Im Konkreten hat es im Jahr 2004 bei PflegehelferInnnen zu Diplompflegern 70 Absolventen und Absolventinnen gegeben, im Jahr 2005 wird es 100 Absolventen und Ab-solventinnen geben. Insgesamt befinden sich derzeit im Zuge dieser Bildungsoffensive 138 Personen im 2. Bil-dungsweg, also in dieser Höherqualifikation, und 110 Personen über die schon Genannten hinaus besuchen eine Pflegehilfeausbildung. 

Das ist ein sehr, sehr wichtiger Beitrag, um die Qualität der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu erhöhen, weil wir alle wissen, dass die Arbeit mit alten Menschen eine ist, die hohe Qualifikation erfordert und das für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sehr wichtig ist.

Wir haben aber natürlich auch die Anzahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen erhöht. In den letzten Jahren hat sich der Personalstand erhöht und wie Ihnen eigentlich bekannt sein müsste, ist die Anzahl derer, die in un-seren Geriatriezentren betreut wird, sehr stark zurückgegangen, ganz bewusst, weil wir gesagt haben - und das ist ja auch mein deklariertes Ziel, das wir schrittweise verfolgen -, dass unsere großen Einrichtungen, be-
sonders das Geriatriezentrum Am Wienerwald, verklei-
nert werden sollen. Das geht nur schrittweise, denn das 
oberste Prinzip aller unserer Maßnahmen ist die Versorgungssicherheit jener Menschen, für die wir verantwortlich sind und diesem Ziel der Versorgungssicherheit und der Verantwortung für unsere Bewohner und Bewohnerinnen ordne ich alles andere unter, denn ein Geriatriezentrum ist halt einmal kein Theater, wo ich sage, jetzt renoviere ich, mache einmal eine Saison spielfrei und verschicke meine Schauspieler auf Tournee in die Bundesländer, sondern wir haben hier Menschen, die uns anvertraut sind und deren Sicherheit und deren Versorgung und deren gute Betreuung haben oberste Priorität. Das heißt, die Maßnahmen, die wir setzen, gehen schritt-weise, aber ich denke, sie gehen sehr erfolgreich. Das kann ich an Hand dieser Frage auch sehr deutlich mit Zahlen belegen. 

Wenn ich Ihnen nur sagen darf, dass im Jahr 2001 in unseren Geriatriezentren 3 067 Pflegepersonen für 5 320 Bewohner und Bewohnerinnen zuständig waren, so sind es jetzt 3 102 Pflegepersonen für nur mehr 4 533 Bewohner und Bewohnerinnen. Das heißt, es ist die Anzahl derer, die in unseren Geriatriezentren arbeitet, gestiegen, aber die Anzahl derer, die betreut werden, ist gesunken. Das lässt sich auch in der Kennzahl des Pflegepersonals deutlich machen: Im Jahr 2001 sind 58 Pflegepersonen auf 100 zu Betreuende gekommen, jetzt sind es 68. Damit sind wir nicht nur weit über dem vorgelegten Limit im von uns selber geschaffenen Pflegegesetz, sondern wir sind sowohl österreichweit als auch international auf einem sehr, sehr hohen Level. 

Wir haben aber auch die Rahmenbedingungen verbessert von kleinsten, aber unglaublich wichtigen bis zu ganz großen Maßnahmen. Eines jener “kleinen“ Dinge ist die Verbesserung der Dokumentation. Ich weiß aus vie-len, vielen Gesprächen - ich bin ja sehr viel in unseren Geriatriezentren und Pflegeeinrichtungen -, dass das ei-ne Belastung für das Personal ist. Einerseits ist die Dokumentation natürlich wichtig, aber andererseits ist sie auch eine Belastung und deswegen versuchen wir und haben wir auch ein Projekt zur Vereinfachung der Dokumentation gestartet, um hier das Pflegepersonal zu entlasten und gleichzeitig aber die Qualität der Dokumentation, die ja notwendig ist, zu erhalten. All dieses mit Einbeziehung der Beteiligten, all dieses gemeinsam mit un-seren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, wie das überhaupt mein Prinzip bei den vielen Veränderungen ist, die wir im Moment im Bereich der geriatrischen Versorgung der Stadt im Allgemeinen und in unseren Einrichtungen der Stadt Wien im Besonderen haben. Alle Maßnahmen setze ich mit den Kollegen und Kolleginnen gemeinsam und nicht über ihren Kopf hinweg. Sie wissen, mein Prinzip ist, dass die, die die Arbeit machen, immer am besten wissen, wie es geht. Deswegen sind die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auch in die vielen, vielen Aktivitäten ein-gebunden, die sich jetzt ergeben. 

Es tut sich ja sehr viel, beginnend mit dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz, das auch, denke ich, eine wichtige Unterstützung für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ist, weil es eine klare Rechtsgrundlage gibt, bis zu den vielen Renovierungen, die wir haben - vor wenigen Tagen haben wir unseren neuen Pavillon im Pflegeheim Baumgarten eröffnet, der mit dem beträchtlichen finanziellen Aufwand von 4 Millionen EUR auf modernsten und sehr wohnlichen Standards errichtet wurde -, und bis hin zur Errichtung neuer Geriatriezentren. Vor einigen Tagen konnte ich unser neu zu errichtendes Geriatriezentrum Liesing präsentieren. Hier haben wir uns entschlossen, neu zu bauen, weil es keinen Sinn hat, in alte Gemäuer viel Geld zu investieren und dann haben wir wieder nicht diese Kombination zwischen hoher pflegerischer und medizinischer Qualität und Wohnlichkeit und Wohlfühlen für die Menschen. Deswegen haben wir ge-sagt, wir bauen es neu, das zahlt sich aus und das ist im Interesse unserer Patienten und Patientinnen. 

Aber auch die Öffnung der bestehenden Einrichtungen, die gerade im GZW schon sehr weit fortgeschritten ist, für Dinge wie das Mozartjahr, das dort stattfinden wird, sowie unser Ferienspiel, das vor kurzem da war, wo ich ganz berührende Berichte bekommen haben, un-sere Granny-Kids, und für die vielen, vielen Aktivitäten, die es gibt und nicht zuletzt die Initiative “Helfen Sie helfen“, die ich gemeinsam mit dem Pflegeombudsmann Dr Vogt ins Leben gerufen habe, wo sich ehrenamtliche Mitarbeiter vor allem um jene Bewohner und Bewohnerinnen bemühen, die leider keine Angehörigen mehr ha-ben oder wo sich die Angehörigen nicht kümmern, die einsam und alleine sind, die kein Ersatz für qualitativ hochwertige Pflege sein kann aber Ergänzung und damit natürlich auch Unterstützung für unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die dieses Projekt auch mit großem Herzen unterstützen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin.

Die 1. Zusatzfrage, Frau Kollegin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Dr Hahn, der Pflegeombudsmann Dr Vogt und ich waren vor einigen Wochen im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Hier konnten wir feststellen oder mussten wir feststellen, dass es noch eine Reihe von Abteilungen gibt, wo keine Sozialräume für Mitarbeiterinnen und Mit-arbeiter vorhanden sind.

Frau Stadträtin! Wie kann sich das eigentlich mit Ihrer Zusage, dass Sie natürlich dafür sorgen, dass hier die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dementsprechend gut versorgt werden und auch dementsprechende Möglichkeiten haben – eigentlich steht das zu Ihren Aussagen im Widerspruch, wenn es Abteilungen gibt, wo es nicht einmal Sozialräume gibt. Das ist festzustellen, das konnten wir feststellen und das wurde uns auch von den Mit-arbeiterinnen und Mitarbeitern im Geriatriezentrum Am Wienerwald mitgeteilt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Im Gegensatz zu Ihnen ist den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen klar, dass Veränderungen nicht von einem Tag auf den anderen Tag gehen und dass wir schrittweise Maßnahmen setzen müssen. Ich bin diesbezüglich auch in sehr, sehr vielen Gesprächen mit den Kollegen und Kolleginnen vor Ort und im Gegensatz zu Ihnen und zum Herrn Kollegen Hahn allerdings ohne Kamera und ohne Medienbegleitung, weil ich Geriatriezentren der Stadt Wien nicht für die geeigneten Örtlichkeiten von Wahlkämpfen halte! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei der ÖVP.)
Ich bin sehr viel in den Geriatriezentren der Stadt Wien, unangekündigt, unangemeldet und unterhalte mich sehr viel mit unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, wie gesagt, ohne da einen großen Presserummel drum zu machen, weil ich finde, dass sich das nicht gehört und dass das nicht anständig ist. Ich diskutiere dort mit sehr vielen Menschen und unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ist sehr wohl klar, dass die Veränderungen nur schrittweise gehen. 

Es sind - und das hat nie irgendjemand bestritten - noch in vielen Bereichen des Geriatriezentrums Am Wie-nerwald bauliche Veränderungen notwendig. Wir sind jetzt gerade dabei, neue Tagräume zu schaffen, weil all diese vielen, vielen Initiativen, die wir setzen, auch entsprechend Platz brauchen. Auch das wird nur schrittweise gehen, weil die Räumlichkeiten jetzt belegt sind. Wenn wir diesen Plan, den wir für das schrittweise Abbauen der Anzahl unserer Betten haben, durchführen, dann bekommen wir natürlich auch Räume frei und dann können wir diese Räume einerseits auch für Tagräume für unsere Bewohner und Bewohnerinnen nutzen. Zum Teil sind es Patienten und Patientinnen, weil wir hier auch ein sehr hohes medizinische Niveau haben, gerade im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Da werden wir heu-er und auch nächstes Jahr diese Tagräume festsetzen und andererseits dort, wo es noch notwendig ist, Sozialräume und Aufenthaltsräume, die größer, besser und auch besser beleuchtet und zugänglicher sind als die, die wir jetzt haben, auch umbauen. Aber jeder, der sich ernsthaft dieses Themas annimmt, weiß, dass diese Din-ge nur schrittweise gehen. 

Wir haben gerade im GZW ein Riesenproblem mit dem Denkmalschutz. Es ist unglaublich mühselig, dort Maßnahmen zu setzen, weil alle Häuser, alle Pavillons unter Denkmalschutz stehen und weil es deswegen dort nicht nur architektonisch unglaublich mühselig und organisatorisch schwierig, sondern auch finanziell extrem auf-wändig ist, Maßnahmen zu setzen. 

Das heißt, wie ich schon zu Beginn meiner Ausführungen sagte, wir sind dabei, diese Schritte zu setzen. Wir haben schon unglaublich viele Schritte gesetzt und aus vielen, vielen Gesprächen, Betriebsversammlungen und Diskussionen mit den Personalvertretern weiß ich, dass das vom Personal auch entsprechend geschätzt und respektiert wird und dass sie das vor allem mittragen, was mir das Allerwichtigste ist. Aber wir haben die-se Dinge schrittweise zu setzen, denn das oberste Prinzip ist die Versorgungssicherheit jener Menschen, die uns anvertraut sind, und dieses Prinzip, denke ich, sollte für uns alle gelten! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die nächste Zusatzfrage ist von Herrn GR Mag Kowarik gestellt.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin, das Problem der Pflege ist ja ein altes Problem und es hat uns hier im Gemeinderat viel beschäftigt. 

Wenn Sie sagen, dass hier einiges geschehen ist, was ich durchaus bestätigte, so möchte ich doch festhalten, dass vieles nur deshalb geschehen ist, weil die Op-positionsparteien und auch wir Freiheitliche entsprechen-de Forderungen gestellt haben und auch Vorschläge ge-macht haben. Ich möchte nur die Aktion "Helfen Sie hel-fen" herausgreifen und festhalten, dass das auch eine Aktion ist, die schon vor Jahren, muss ich sagen, unsere Frau Stadträtin mit der Aktion "Sonnenschein" begonnen hat und die nunmehr dankenswerterweise von Ihnen übernommen worden ist. 

Es geht hier in der Frage darum, wie weit Maßnahmen gesetzt worden sind, um die Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals zu verbessern. Sie haben hier einiges aufgezeigt. Ich möchte aber feststellen, dass die verschiedenen Probleme, die hier anstehen, ja nicht neu sind. Wenn Sie davon sprechen, dass der Denkmalschutz hier verhindert, dass man rasch erneuert, so muss man feststellen, dass der Denkmalschutz ja nicht erst jetzt ausgesprochen wurde, sondern dass es ihn schon lange gibt und dass es zu diesen verschiedenen Problemen hier doch auf Grund der langjährigen Versäumnisse gekommen ist. Die Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals können auch dadurch verbessert werden, dass man Gott sei Dank jetzt nicht nur mehr Pflegepersonal zur Verfügung stellt, sondern dass auch finanzielle Anreize gegeben werden.

Es wurde hier nach langen Debatten endlich die Geriatriezulage beschlossen. Jetzt gibt es auch schon seit langem die Debatte für eine Leistungszulage und da möchte ich eine konkrete Frage an Sie stellen: Die Leistungszulage soll ja nur jenen ausbezahlt werden, die direkt am Bett arbeiten. Da gibt es aber meiner Ansicht nach auch dramatische Einschränkungen. Wenn ich da richtig informiert bin, sollen jene keine Leistungszulage bekommen, die zwar am Bett arbeiten, aber doch Krankenstandstage aufzuzeigen haben. Das ist nun meiner Ansicht nach gerade bei so einem schweren Beruf, wie es der Pflegeberuf ist und hier auch noch in der Altenpflege, unverständlich, dass man da dann noch bestraft werden soll, wenn man auf Grund seiner körperlichen, wie soll ich sagen, Problematik, die durch den Pflegeberuf entstanden ist, in den Krankenstand gehen muss. 

Und ich frage Sie, ob Sie hier mithelfen werden, dass bei dieser Leistungszulage ein gerechtes System erarbeitet werden wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Frau Stadträtin bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Kollege!

Wenn wir jetzt soweit sind, dass wir feststellen und konstatieren, dass im Bereich der geriatrischen Versorgung viel weitergegangen ist und viele positive Dinge passiert sind und wir nur mehr darüber diskutieren, auf wessen Vorschläge das zurückgeht, dann muss ich Ih-
nen ehrlich sagen, dass das eine Diskussion ist, die mich nicht besonders stark bewegt. Ich halte nichts davon zu sagen, der hat es zuerst gesagt, der hat es zuerst gesagt. Es geht darum, dass wir gute Versorgung für un-sere Patienten und Patientinnen haben. Wenn Sie hier in der Einleitung Ihrer Frage konstatieren, dass hier viel weitergegangen ist, so freut mich das und ich glaube, dass auch in Wahlkampfzeiten eine Diskussion, wer was als Erster gesagt hat, eigentlich unnötig ist. Wichtig ist, dass etwas weitergeht und es für unsere Patienten und Patientinnen, für unsere Bewohner und Bewohnerinnen gut ist. 

Ich stimme Ihnen auch gerne zu, dass der Denkmalschutz nicht neu ist. Ja, das stimmt. Genau deswegen haben wir ja auch seit längerer Zeit diese Probleme. Ge-nau deswegen stehen wir mit unseren Veränderungsmaßnahmen jetzt auch vor denselben Schwierigkeiten, die auch schon meine Vorgänger und Vorgängerinnen gehabt haben, weil eben gerade diese Fragen des Denk-malschutzes, der Baulichkeit, der Architektur welche sind, die uns schon seit vielen Jahren begleiten. Es sind in der Vergangenheit ja auch schon viele Dinge passiert, aber noch nicht ausreichend, wie wir alle feststellen. Deswegen werden wir uns, befürchte ich, auch in der Zu-kunft noch einige Zeit mit Fragen des Denkmalschutzes und der Architektur befassen und ich nehme den Denkmalschutz auch sehr ernst. Ich bin sicher keine, die sagt, alles wegputzen und neu errichten. Nein, das sind wunderschöne Pavillons. Aber ich sage auch sehr deutlich: Alte Menschen sind mir wichtiger als alte Steine!

In der Frage des finanziellen Anreizes haben Sie Recht, obwohl ich in den vielen, vielen Gesprächen, die ich führe, feststelle, dass bei den meisten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen die Fragen, was verdiene ich, bekomme ich mehr, eigentlich erst relativ zum Schluss kommen. Vorher kommen noch viele andere Dinge. Ich bin eigentlich sehr positiv davon beeindruckt, mit welcher Emotion und mit welchem Engagement unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen da am Werken sind. 

Aber Sie haben natürlich völlig Recht und ich möchte das in keiner Weise abstreiten, dass die finanzielle Sache eine ganz wichtige ist und sie ist ja auch eine Form von Wertschätzung, die sich da drinnen ausdrückt. Das wissen ja vor allem wir Frauen ganz besonders, dass finanzielle Abgeltungen auch eine Frage der Rolle in der Gesellschaft sind und deswegen bin ich hundertprozentig bei Ihnen, dass das auch wichtig ist. Deswegen hat es die Geriatriezulage gegeben. Deswegen wird es die Leis-
tungszulage geben, aber sehr wohl für die, die direkt am Bett arbeiten. Es geht uns nicht darum, dass wir jetzt die Verwaltung aufblähen, sondern wir wollen die unterstützen, die direkt beim Patienten, bei der Patientin sind. Ich sichere Ihnen sehr gerne zu und habe das auch bisher schon getan, dass ich mich bemühen werde, hier zu un-terstützen, denn verhandeln und besprechen tun das ja die Leute vor Ort, dass es zu einem gerechten System kommt. Das mache ich sehr gerne, weil das absolut meinem Grundprinzip entspricht. Aber ich nehme natürlich schon auch an, dass Sie davon ausgehen, dass eine Leistungszulage auch mit Leistung zu tun hat. Insofern denke ich, dass wir uns sicher auch bei einer gemeinsamen Lösung treffen werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

3. Zusatzfrage, Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ihre Ausführungen haben mich jetzt daran erinnert, dass uns viele, auch sozialdemokratische Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter angerufen und gesagt ha-ben, dass es diese Verbesserungen nie gegeben hätte, wenn es nicht eine Opposition gegeben hätte, die die Missstände aufgezeigt hätte und auch dafür gesorgt hat, dass darüber geredet wird und dann in vielen, vielen Sitzungen auch in der Untersuchungskommission daran mitgearbeitet hat, dass Verbesserungen gemacht werden. 

Ihre Rechnung, die Sie jetzt mit den zu Pflegenden vorgerechnet haben, stimmt nicht ganz. Es gibt nach wie vor 300 Pflegepatienten, die im Akutbereich liegen, was nicht nur falsch ist, weil sie dort nicht richtig aufgehoben sind, sondern was auch extrem hohe Kosten verursacht.

Meine Frage an Sie ist: Wann werden Sie es schaffen, dass keine Pflegepatienten mehr im Akutbereich liegen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Den Zusammenhang, den Sie jetzt als falsch bezeichnen, zwischen der Tatsache, dass in Akutspitälern 300 Patienten und Patientinnen sind, die in einen Pflegebereich gehören und dem, dass ich gesagt habe, wir haben ein Verhältnis von 68 Pflegepersonen zu 100 belegten Betten, sehe ich nicht. Ich glaube, das liegt daran, dass es ihn nicht gibt, weil das eine die Tatsache ist, wie viel zu Pflegende in unseren Geriatriezentren sind und wie viel Personen sich um sie kümmern und das andere ist die Frage, welche Menschen in einem Akutspital sind, wo leider festgestellt werden muss, dass sie nicht mehr weiter therapiert werden können, dass leider keine Verbesserungen zu erwarten sind, sie also zu Pflegefällen geworden sind und des-wegen in Pflegeeinrichtungen kommen sollen. 

Ich beantworte Ihnen aber sehr gerne die zweite Frage: Wir sind dabei, auch für diese 300 Menschen Plätze zu schaffen, die im Übrigen keine 300 mehr sind, sondern nach den letzten Zahlen, glaube ich, 240, wenn ich das richtig in Erinnerung habe. Also auch hier ist schon etwas weitergegangen, aber es sind immer noch um 240 zuviel, da bin ich völlig bei Ihnen. Hier werden wir auch durch die Kooperation mit Privaten, die gerade in der Vergangenheit mit dem “Haus der Barmherzigkeit“ und auch mit anderen sehr gut funktioniert hat, insgesamt mehr Plätze schaffen, um dann auch diejenigen aus den Akutspitälern herausholen zu können. 

Erlauben Sie mir aber schon anzumerken, dass wir in Wien insgesamt von neuneinhalbtausend Pflegeplätzen sprechen und wenn wir dann wissen, dass 240 Men-schen dort noch keinen Platz gefunden haben, so ist je-der einzelne der 240 zuviel, aber ich denke doch, dass man auch die Relation sehen muss, dass wir sagen kön-nen, dass die Menschen, die einen Pflegeplatz brauchen, ihn auch bekommen, denn die Relation von 240 zu neuneinhalbtausend, denke ich, ist schon eine, die auch für sich spricht. Aber ich garantiere Ihnen, dass auch die-se 240 schrittweise im Zuge der gesamten Strukturierungsmaßnahmen, die es im Pflegebereich gibt, ihr Plätzchen und genau das, was sie brauchen, bekommen werden, weil das ja mein Ziel ist: Ganz individuell persönlich soll jeder, jede den Platz bekommen, den er oder sie braucht, also werden auch diese 240 Menschen un-terkommen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die 4. Zusatzfrage ist von Frau GRin Matzka-Dojder zu stellen.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke, Frau Vorsitzende! 

Frau Stadträtin, es ist nicht von der Hand zu weisen und Sie haben das jetzt eindrucksvoll geschildert, dass sich in diesem Bereich beim Erreichen der Ziele positive Veränderungen getan haben, viele Prozesse eingeleitet wurden und dass auch strukturell und personell vieles getan wurde. 

Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin, ist wie folgt: Wie ist die Stimmung unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern? Sie sagen auch, dass Sie diese Veränderungen gemeinsam mit den Mitarbeitern durchführen möchten. Sind sie auch bereit, diese Veränderungen mitzutragen? Sie sind sehr viel in den Häusern unterwegs. Wie ist die Stimmung? Was sagen die Mitarbeiter? Was erwarten Sie von uns?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Frau Stadträtin bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also ich möchte hier sehr deutlich sagen, weil mir das sehr wichtig ist, dass ich sehr begeistert von den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in den geriatrischen Einrichtungen bin, weil es eine ganz große Bereitschaft gibt, all diese Veränderungen, diese Verbesserungen auch mitzutragen. Das ist ja keine solche Selbstverständlichkeit. Wir kennen alle auch die Reaktion, gerade in großen Einrichtungen, dass jede Veränderung als Bedrohung wahrgenommen wird und dass man sagt, das muss alles so bleiben wie es ist. Diese Erfahrung mache ich überhaupt nicht, sondern es ist unglaublich viel Engagement bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Ich habe das schon vorher an dem Bei-spiel der finanziellen Seite andiskutiert und angedeutet. Es ist hier ein sehr, sehr großer Wunsch da, auch mitzudiskutieren und mitzureden und Veränderungen mitzutra-gen. Es ist mir wiederum auch ein sehr großes Anliegen, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einzubinden. Ich bin nicht nur oft in den Geriatriezentren, im Übrigen auch in den Akutspitälern, sondern wir - Generaldirektion, geteilte Unternehmensdirektionen - machen auch sehr viele Personalversammlungen, Betriebsversammlungen, um mit den Leuten gemeinsam zu diskutieren. Es werden Projekte nicht über die Köpfe der Menschen hinweg ein-geführt. 

Mir persönlich ist es wichtig, in den Geriatriezentren eine Kultur des Vertrauens zu schaffen, denn nur eine Kultur des Vertrauens erlaubt es auch, Fehler einzugestehen und wo Menschen arbeiten, gibt es leider Fehler. Aber nur eine Kultur des Vertrauens ermöglicht es, diese Fehler einzugestehen und sie gemeinsam zu überwinden. Und wir wissen alle, es hat in den vergangenen Ta-gen beim Personal durch eine Werbekampagne, die die Mitarbeiter als sehr zerstörerisch und ihre Aktivitäten ab-wertend empfunden haben, leider eine ziemliche Verunsicherung gegeben, wo auch Informationen vorgekommen sind, die einfach nicht gestimmt haben. Vielleicht darf ich diese Gelegenheit hier nutzen, um denen, die es noch nicht wissen, zu sagen: Es gibt in den Geriatriezen-tren der Stadt Wien keine Achtbettzimmer mehr. Hiermit habe ich es offiziell gesagt, zwar wiederholt, aber jetzt ganz deutlich. Bisher konnte ich annehmen, dass das im Wahlkampf vielleicht aus Unwissenheit falsch behauptet wurde. Wenn es in Zukunft weiter behauptet wird, dann wird es wissentlich falsch gesagt. 

Aber auch diese Diskussion haben wir mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen geführt und ich glaube, dass auch diese Diskussion die an sich positive und gute Auf-bruchstimmung nicht zerstören konnte. 

Wie gesagt, mir ist die Kultur des Vertrauens ganz, ganz wichtig und ich kann Ihnen dutzende Beispiele nen-nen, wo die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ganz, ganz tolle Projekte starten. Aus Zeitgründen sage ich Ihnen nur eines, zum Beispiel im Pavillon 9 des Geriatriezentrums Am Wienerwald, wo die 8. und die 5. Med gemeinsam ein ganz innovatives Projekt der Kooperation und Zusammenarbeit zwischen Langzeitbetreuten und geronto-psychiatrischen Behandelten gestartet haben. Übrigens auch dort, wo unter anderem in allernächster Zeit unsere Tagräume entstehen werden und wo demenzerkrankte Menschen, die geronto-psychiatrisch betreut werden müssen, mit neuesten Methoden und mit unglaublich viel Innovation behandelt werden, Stichwort Tiertherapie, Gartentherapie. Jetzt wird es eine neue Mu-siktherapie gemeinsam mit den Studenten der Musikhochschule geben und das finde ich eine ganz, ganz tol-le Initiative, die von unseren Leuten gekommen ist. 

Also da gibt es sehr viel an Initiative und ich möchte hier die Gelegenheit nutzen, gerade von hier und gerade während des Wahlkampfes den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der geriatrischen Einrichtungen der Stadt Wien auch ausdrücklich für dieses Engagement, für ihre große Qualität und ihr großes Herz zu danken! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. 

5. Zusatzfrage, bitte Frau Kollegin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, es gibt bestimmt darin Übereinstimmung, dass die Mitarbeiter wirklich sehr, sehr en-gagiert sind. Davon kann man sich überzeugen. Aber ge-rade deshalb muss es Ihr ganzes Engagement sein, dass die Mitarbeiter auch wirklich zufrieden sind. 

Als der erste Lainz-Skandal war, hat Herr StR Rieder Mitarbeiter aufgenommen und zwar für all die Tätigkeiten, die betriebsfremd sind, also Schreibkräfte, damit eben das Pflegepersonal von diesen betriebsfremden Aufgaben befreit ist. In der Zwischenzeit gibt es in manchen Bereichen diese Schreibkräfte nicht mehr. 

Ich hätte gerne einmal gewusst, wie Ihre Einstellung dazu ist, ob Sie das auch so sehen, dass man diese be-triebsfremden Arbeiten eben an Schreibkräfte weitergibt, und wenn Sie das so sehen, ob Sie hier Mitarbeiter einstellen werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe Ihnen vorhin schon, glaube ich, mit sehr klaren Zahlen gesagt, dass Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgenommen wurden. Das heißt, wir haben zusätzliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und wir setzen unsere Kollegen und Kolleginnen natürlich auch so ein, dass sie genau für den Bereich, den sie tun, entsprechend qualifiziert sind. Natürlich gibt es auch Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die ausschließlich im Verwaltungsbereich tätig sind. Aber un-ser Hauptziel ist, dass wir mehr im Bereich des direkten Kontakts mit den Patienten und Patientinnen haben, und diejenigen versuchen wir dann, von Artfremdem - bitte unter ganz dicken Anführungszeichen, weil die Dokumentation natürlich wichtig ist, aber sie soll nicht überborden - zu befreien. Auch das habe ich schon dargestellt. 

Wir haben ja eine große Anzahl von Hilfspersonal in unseren Einrichtungen. Ich darf Sie zum Beispiel darüber informieren, dass im Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz dargelegt ist, dass von dem, was hier festgehalten wurde, was an Pflegepersonal auf je 100 Bewohner und Bewohnerinnen vorhanden sein muss, erlaubt ist, dass von den 40 Prozent Pflegehelfern, die da vorgesehen sind, ein Teil auch Hilfspersonal, also Abteilungshelfer, sein kann.

Das zum Beispiel rechnen wir nicht, weil wir wieder einmal besser als der Standard sind und das auch bleiben werden. Das heißt, unsere Abteilungshelfer werden in unserer Rechnung, die wir anstellen, nicht mitgezählt, weil eben diese Abteilungshelfer dazu da sind, so wie Sie es angesprochen haben, diejenigen, die beim Patienten, bei der Patientin arbeiten, zu entlasten und dafür zu sorgen, dass wirklich volle Konzentration auf die medizinische und pflegerische Betreuung da ist. Das heißt, wir haben dieses Hilfspersonal, wir haben zusätzliches aufgenommen, wir haben die Betreuungspersonen auch ge-schult und wir haben einen Standard, der weit über das Wiener Pflegeheimgesetz hinausgeht. Insofern glaube ich, dass wir bei allem, was noch zu verändern und zu verbessern ist, etwas tun und ich bin die letzte, die das gerade im baulichen Bereich leugnet – jawohl, es ist noch viel zu tun, jawohl, es ist angesichts des Denkmalschutzes nicht einfach, aber jawohl, wir werden es so wie bisher auch hinkriegen und wir werden das auch machen. 

Ich glaube, dass wir mit diesen Maßnahmen sowohl im baulichen, aber vor allem im pflegerisch-medizini-
schen Bereich, auf einem sehr guten Weg sind und uns jetzt schon auf einem sehr hohen Niveau befinden. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung der Frage.

Die 4. Anfrage (FSP - 04088-2005/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Strache gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet:

Sind dienst- bzw disziplinarrechtliche Schritte in Fällen eingeleitet worden, in denen in den Jahren 2001/ 2002 rechtswidrige Weisungen bzw Interventionen in staatsbürgerschaftlichen Angelegenheiten von Seiten des Präsidialbüros des Bürgermeisters erfolgten?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Da Spekulationen ja wohl nicht Grundlage einer Anfragebeantwortung sein können, kann ich Ihnen lediglich sagen, mir ist keine rechtswidrige Weisung oder auch rechtswidrige Intervention - was immer das ist - seitens des Präsidialbüros, egal in welcher Angelegenheit, bekannt und folgerichtig gibt es auch keine disziplinar- oder dienstrechtlichen Einschreitungen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Bitte, Herr Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich stelle da gleich die Zusatzfrage: Ist Ihnen bekannt, dass, wie in der "Kronen Zeitung" vom 21.6.2005 ersichtlich und auch berichtet worden ist, ein russischer Staatsbürger die österreichische Staatsbürgerschaft er-halten hat, obwohl bereits die gerichtliche Voruntersuchung gegen diesen wegen eines Steuerbetruges, eines vermeintlichen Steuerbetruges, in großem Stil eingeleitet worden ist, und es daher letztlich auch nicht möglich war, eine Unbedenklichkeitsbescheinigung vom Wohnsitzfinanzamt auszustellen und vorzulegen. Das aber wäre für die Staatsbürgerschaftsverleihung unerlässlich gewesen. Ist Ihnen bekannt, dass hier eine Staatsbürgerschaft ver-liehen worden ist, obwohl eine wesentliche Voraussetzung, nämlich die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Wohnsitzfinanzamtes herbeizuschaffen, nicht gegeben war? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mir ist dieser “Kronen Zeitung“-Artikel ausschließlich durch ein Schreiben des Herrn Volksanwaltes bekannt geworden, das er an mich gerichtet hat, als er diesen Staatsbürgerschaftsakt angefordert hat. Ich gebe zu, ich habe ihn in der Originalausgabe der “Krone" nicht gelesen. Soweit ich mich jetzt auch an dieses Schreiben erin-nere, ist auch hier der Zusammenhang zwischen dieser Staatsbürgerschaftsverleihung und diesem möglichen - aber das weiß ich nicht - Kriminalakt für mich ja auch ausschließlich mit der Information durch dieses Schreiben des Herrn Volksanwaltes hergestellt worden. Ich muss davon ausgehen, dass die MA 61 bei der Verleihung von Staatsbürgerschaften alle notwendigen Unterlagen herbeischafft, alle notwendigen Recherchen anstellt oder anstellen lässt und sohin auf dieser Basis dann auch die Staatsbürgerschaftsverleihung entsprechend durchführt.

Mehr kann ich Ihnen dazu nicht sagen. Ich bitte um Verständnis dafür, dass ich nicht alle mehr als 15 000 Akten, wie Sie ja immer - nicht zuletzt auch jetzt im Wahlkampf - inkriminieren, auch anschauen kann, oder dass sie mir zur Kenntnis kommen. 

Es ist dies auch nicht meine Aufgabe, sondern die Aufgabe der MA 61. So gesehen kann ich Ihre Frage nur so beantworten: Nein. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 2. Zusatz-frage wird von Herrn GR Barnet gestellt.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Bürgermeister!

Sehr wohl eine rechtswidrige Weisung hat es gegeben im Zusammenhang mit dem berühmten Lainz-Skan-dal durch die MA 47, nämlich ein Gesetz nicht zu vollziehen. Gegen den ehemaligen Leiter der MA 47 wurde daher ein Disziplinarverfahren eingeleitet. Ich weiß natürlich, dass Sie uns hier nicht sagen dürfen, wie es ausgegangen ist, weil Sie da streng an die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen gebunden sind. Darf ich aber trotzdem fragen und davon ausgehen, dass dieses Verfahren natürlich eingestellt wurde, weil es in Wien nicht anders sein kann. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es tut mir Leid, aber selbst wenn ich es Ihnen nicht sagen darf, ich weiß es auch nicht, ich gebe das auch freimütig zu. Da ich es Ihnen aber sowieso nicht sagen darf, werde ich mich auch gar nicht erst erkundigen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. 

Die nächste Zusatzfrage ist von Herrn GR Dipl Ing Margulies gestellt. Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Nachdem mir die ganze ausländerfeindliche Zielrichtung, die die FPÖ jetzt schon wieder anschlägt, und dies-mal beim Staatsbürgerschaftsrecht, und man ja auch sieht, was sie in Wirklichkeit jetzt bei der Veränderung des Staatsbürgerschaftsrechtes fordert, will ich auf diesen Einzelfall nicht eingehen, sondern habe konkret an Sie eine Frage betreffend das Staatsbürgerschaftsrecht, das ja jetzt gerade novelliert wird, ob in Ihrer Funktion als Bürgermeister der Stadt Wien und möglicherweise, wer weiß, wie sich das Wahlergebnis auf Nationalratsebene nächstes Jahr tatsächlich ergibt, werden Sie zumindest als stellvertretender Parteivorsitzender Ihrer Partei in der Regierung sein, daher eine konkrete Frage, vor allem aus Wiener Sicht: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die jetzige Novellierung des Staatsbürgerschaftsrechtes insofern zum Teil zurückgenommen wird, weil ja die Aus-nahmebestimmungen, nach denen es möglich ist, auf Landesebene Menschen früher eine Staatsbürgerschaft zu gewähren, erheblich reduziert wurden, werden Sie sich in dieser Richtung dafür einsetzen, dass Wien diesen Weg weitergehen kann und dass im Interesse der Stadt Menschen, die sich gerne in Wien niederlassen wollen, baldmöglichst das Recht haben, die österreichische Staatsbürgerschaft zu erwerben und nicht nach den bislang kolportierten zehn Jahren. Wollen auch Sie diese Frist verkürzen? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also das sind mehrere und durchaus verschiedene Fragen. 

Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen, dass der so genannte Ermessensspielraum für die Länder in dem gegenständlichen Fall für Wien zur Zeit lediglich 4,2 Prozent beträgt im Gegensatz zu dem, was allenthalben überall kolportiert wurde über die Großzügigkeit der Einbürgerung in Wien. 4,2 Prozent! 

Nichtsdestotrotz, wenn man sich diese 4,2 Prozent auch anschaut, so sind da eine ganze Menge auch von Staatsbürgerschaftsverleihungen dabei, wo es tatsächlich ausschließlich um Hilfe geht. Denn ich nehme an, oder setze voraus, dass man weiß, dass beispielsweise Einbürgerungen von prominenten Sportlern oder anderen Personen durch Beschluss der Bundesregierung erfolgen.

Also, so gesehen halte ich den Änderungsbedarf, den es im Staatsbürgerschaftsrecht gibt, für überhaupt nicht notwendig. Ich halte von dem, was zur Zeit hier von den beiden Regierungsparteien beschlossen wurde, gar nichts, denn ich denke, wir kommen mit dem, gerade auf der Basis einer humanistischen, wertorientierten Gesellschaft durchaus auch aus. Ob man meinen Ratschlag bei einer allfälligen späteren Regierungsbeteiligung der Sozialdemokratie braucht, das weiß ich nicht, aber dass ich diese meine Meinung einzubringen pflege, weiß auch jeder. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. Die letzte Zusatzfrage stellt Herr GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ist es richtig, dass Herr Dipl Ing Konstantin Makarenku von der Firma Blitz Transportvermittlungs- und FinanzberatungsgesmbH samt dessen Familienmitgliedern und Geschäftspartnern immer wieder und wiederholt im Roten Salon des Rathauses von Ihnen als Bürgermeister empfangen wurde und ein Mitarbeiter des Präsidialbüros auch regen privaten Kontakt zu dieser Person hat, der damals russischer Staatsbürger war und in der Folge dann trotz Voruntersuchung wegen Steuerbetrugs die österreichische Staatsbürgerschaft erhalten hat? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Herr Gemeinderat, ich wiederhole es noch einmal: Ich muss da-von ausgehen, dass die MA 61 Staatsbürgerschaftsakten rechtskonform behandelt. Ich weiß es nicht, ob die Behauptung, die Sie hier aufstellen, dass ihm die Staatsbür-gerschaft verliehen wurde, ohne dass hier entsprechende Unbedenklichkeitszeugnisse vorgelegen sind, richtig ist. Sie müssen offensichtlich den Akt sehr gut kennen. Und da nicht einmal ich ihn kenne und außer dem Herrn Volksanwalt Stadler diesen Akt niemand angefordert hat, wird es sicherlich auch zu klären sein, wieso Sie ihn kennen. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, so lässt sich diese natürlich zunächst einmal mit einem klaren Nein beantworten. Das ist ein Unsinn, Herr Makarenko wurde mir vorgestellt, das ist richtig, ist aber auch keine Kunst. Er wur-de mir vorgestellt als derjenige, der vor meiner Zeit Materialien für Spitäler, Medikamente und Ähnliches im Rahmen einer Hilfsaktion nach Moskau transportiert hat, was damals an der Wende 1990 vom damaligen Bürgermeister und von uns allen auch sehr goutiert wurde. Das war aber auch schon alles. Es ist mir keinerlei Information vorgelegen, warum ich zu einem ausländischen Staatsbürger, der noch dazu in einer Hilfsaktions-Geschichte sehr hilfreich auch für die Stadt gewesen ist, dass diese Materialien hintransportiert werden konnten, unfreundlich sein solle oder ihn mir nicht vorstellen lassen soll. Das war auch schon alles.

Aber ich kann Sie ja nur bitten - ich sage das jetzt auch mit sehr persönlichem Ernst zu Ihnen - ich kann Sie ja nur bitten, damit aufzuhören, einen möglicherweise Kriminellen, ich weiß es nicht, ich habe auch keine Ahnung diesbezüglich, einen möglicherweise Kriminellen da in meine Nähe zu rücken, und somit einen Kriminalfall an mich heranzurücken, denn das wäre wohl wirklich das Allerletzte. Das haben Sie, so nehme ich einmal an, nicht notwendig und ich denke, dass einen solchen Stil auch niemand, und am allerwenigsten die Wienerinnen und Wiener, honorieren würden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister für Ihre Beantwortung der Frage!

Die 5. Anfrage (FSP - 04091-2005/0001 - KBZ/GM) wurde von Herrn GR Günther Barnet gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet:

Kürzlich wurde der Fall eines pragmatisierten Straßenbahnfahrers bekannt, der mit 36 Jahren in Frühpension geschickt werden soll, obwohl er körperlich fit und begeisterter Marathonläufer ist. Was werden Sie tun, um solche Fälle in Zukunft hintan zu halten?

Bitte, Frau Stadträtin! 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie berichten hier von einem kürzlich bekannt gewordenen Fall eines pragmatisierten Straßenbahnfahrers, der, wie Sie sagen, in Frühpension geschickt werden soll. Ich bin auf diesen Fall auch durch einen Artikel in der “Kronen Zeitung“ aufmerksam geworden. Mir ist die-ser Akt und dieser Fall aktenmäßig nicht bekannt, er ist bisher nicht bis zu mir vorgedrungen. Meine Recherchen haben ergeben, dass das Verfahren derzeit läuft, aber noch nicht gesagt werden kann, wie es ausgehen wird. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Erste Zusatzfrage, Herr Kollege Barnet.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei):

Es ist interessant, Frau Stadträtin, denn der besagte Straßenbahnfahrer hat seine bescheidmäßige Freistellung schon allen Kollegen gezeigt. Das müsste sich of-fenbar um irgendeinen Irrtum handeln. Wenn er dennoch bescheidmäßig in Pension geschickt wurde, also eigentlich in den Ruhestand, stellt sich für mich trotzdem die Frage, hätte es denn keine anderen Arbeitsplätze gegeben, oder gibt es keine anderen Arbeitsplätze, die man ihm anbieten kann, weil ja die Dienstordnung sehr wohl vorsieht, dass er ja nicht unbedingt Tramway fahren muss, er kann auch irgendetwas anderes machen. Den berühmten Schaffner gibt es leider nicht mehr, oder die Schaffnerin, da hätte er sich eh nicht qualifiziert. Aber gibt es denn nichts anderes, es ist ja auch nicht der ein-zige Fall, denn Kollege Ulm hat es uns ja in den vorigen Wochen vorgerechnet, wie viele solcher Fälle es in der letzten Periode in Wien gegeben hat, wo die Leute frühzeitig in den Ruhestand gehen, obwohl die Dienstordnung vorsieht, dass man ihnen sehr wohl auch einen an-deren Arbeitsplatz zuordnen könnte. 

Daher noch einmal meine Frage: Gibt es da keine anderen Arbeitsplätze? 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely:
Also, grundsätzlich denke ich, dass man zwei Sachen dazu sagen muss, nämlich auch noch zu Ihrer Fra-ge, wo Sie ja sagen, dass er körperlich fit sei und begeisterter Marathonläufer, ist mir schon wichtig, auch anzumerken, dass es wichtig und richtig ist, dass wir für die höchste Sicherheit unserer Kundinnen und Kunden, die Benützerinnen und Benützer der WIENER LINIEN, sorgen. Es kann durchaus so sein, dass jemand zwar körperlich fit und Marathonläufer ist, aber eben unter Panikattacken leidet. 

Ich möchte nicht, und ich fahre immer noch häufig mit der U-Bahn, von einem U-Bahn-Fahrer gelenkt werden, der unter Panikattacken leidet, auch wenn er den Wien-Marathon gewinnt. Das sind zwei grundsätzlich unterschiedliche Dinge und es ist mir schon auch wichtig, das hier festzustellen. 

Bei der Frage der Verwendung generell - ich sage noch einmal, der Akt liegt mir nicht vor - ist es so, dass wir hier auch auf die eindeutige Spruchpraxis des Verwaltungsgerichtshofes schauen müssen, der unmissverständlich feststellt, dass ohne Zustimmung des Beamten eine Überstellung in eine niedrigere Verwendungsgruppe nicht möglich ist. Das ist geltende Judikatur und ich kann sagen, dass auf die Frage der Spruchpraxis des Verwaltungsgerichtshofes in diesem Haus niemand, auch die Spitzenbeamtinnen und -beamten, einen Einfluss haben. Daher, was zu untersuchen und zu prüfen ist, und genau darum habe ich auch ersucht, ist: Generell, noch einmal unabhängig von dem Fall, zu prüfen wäre, inwieweit die Möglichkeit besteht, gerade in solchen Fällen, die so ge-lagert sind, eine Verwendungsmöglichkeit zu finden, die eben keine Tätigkeit einer niedrigeren Verwendungsgruppe ist. Das ist derzeit schwierig, weil es eine sehr niedrige Verwendungsgruppe ist, und da geht es jetzt gerade darum zu untersuchen, ob hier Änderungen möglich und nötig sind, um diesen Einsatz möglich zu machen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Vana gestellt.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe eine Zusatzfrage zu den Arbeitsbedingungen für Straßenbahnfahrer und Straßenbahnfahrerinnen. Ein besonderes Problem, für die Straßenbahnfahrerinnen vor allem, ist das Fehlen, oder wenn vorhanden, die Unzumutbarkeit von sanitären Anlagen entlang der Fahrtstrecken. Insbesondere die neue Dienst- und Betriebsvereinbarung, der die Grünen ja nicht zugestimmt haben, weil sie aus unserer Sicht zu einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen geführt hat, sieht hier eine weitere Verschlechterung für Straßenbahnfahrer und Straßenbahnfahrerinnen vor, nämlich, dass man jetzt dreieinhalb Stunden am Stück fahren muss, ohne die garantierte Möglichkeit auf das Erreichen einer sanitären Anlage zu haben. Nun haben im Vorfeld der neuen Betriebsvereinbarung weibliche Bedienstete und weibliche Personalvertreter auf dieses Problem hingewiesen und von einem führenden Funktionär der Personalvertretung Ihrer Partei wurde ihnen ausgerichtet, Frauen sollten die-ses Problem auf gar keinen Fall anschneiden, sonst müsste man sich bei den WIENER LINIEN überlegen, überhaupt keine weiblichen Straßenbahnfahrer mehr an-zustellen.

Meine Frage an Sie als Frauenstadträtin lautet nun: Was halten Sie von einer solch frauenfeindlichen Aussage und warum ist das Problem der fehlenden oder unzu-mutbaren sanitären Anlagen immer noch nicht behoben? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely:

Also, zunächst einmal finde ich, besteht schon ein großer Unterschied zwischen fehlend und unzumutbar. Und dann müssen wir uns auch die Definition dessen, was unzumutbar ist, genau anschauen. Der zweite Punkt ist, dass die neue Dienst‑ und Betriebsordnung eben im Einvernehmen zwischen dem Arbeitgeber und der Personalvertretung getroffen und abgeschlossen wurde. Es wird selbstverständlich nicht so sein, und wurde auch von niemandem in Diskussion gestellt, dass Frauen zu-künftig bei den Verkehrsbetrieben, bei den WIENER LI-
NIEN, nicht zum Einsatz gelangen können. 

Und was Personalvertreter sagen und wie Personalvertreter und Gewerkschaft diskutieren: Ich bin keine Funktionärin und war auch bei dieser Äußerung nicht da-bei und weiß daher erstens nicht, ob sie gefallen ist. Wenn sie gefallen ist, ist sie falsch. Aber dann bitte ich Sie, auch mit den Personalvertretern, die sie angeblich getätigt haben, zu diskutieren. Das möchte ich nicht kommentieren, weil das nicht meinen Bereich betrifft. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Ulm gestellt.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Der Marathonmann ist ja ein besonders einprägsamer und besonders augenfälliger Fall. Er ist aber kein Einzelfall, sondern er ist bei der Pensionierung von Beamten der Stadt Wien der Regelfall. Nicht, weil alle vorzeitig Pensionierten - das sage ich gleich ausdrücklich dazu - auch noch Marathon laufen würden, oder besonders aktiv in ihrer Freizeit wären, sondern weil die vorzeitige Pensionierung an sich der Regelfall ist. Die vorzeitige Pensionierung ist der Regelfall, denn wir haben ungefähr 80 Prozent der Wiener Beamten, die vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden. 

Man kann sich das relativ leicht ausrechnen. Bei ungefähr 900 Pensionierungen im Jahr erfolgen ungefähr 700 vorzeitig. Nicht alle aus gesundheitlichen Gründen, auch auf Grund von Organisationsveränderungen, theoretisch auch auf Grund einer langen 45-jährigen Dienstzeit. Nehmen wir einmal an, das wird mit Abstand der ge-ringste prozentuelle Anteil sein, aber wir haben einen Anteil von vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand von ungefähr 80 Prozent. Das ist unglaublich hoch, das kostet die Stadt unglaublich viel Geld, das ist auch eine Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeit gegenüber den Bundesbeamten und den ASVG-Versicherten. Und daher frage ich Sie: Was werden Sie in der nächsten Zeit unternehmen, um diesen unglaublich hohen, 80-prozen-tigen Anteil an vorzeitigen Pensionierungen zu reduzieren? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das scheint nur ei-ne Frage zu sein, in Wahrheit sind es natürlich viele unterschiedliche Bereiche. Wichtig ist jedenfalls, dass wir zukünftig, so wie wir das jetzt schon tun, nun aber verstärkt noch, mit vielen unterschiedlichen Programmen auf die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schauen werden und schauen werden müssen. Denn es wäre zu einfach zu sagen, wir wollen nicht, dass irgendjemand vorzeitig in Pension geht. Aber - und das ist schon wichtig hier festzulegen - diese Ruhestandsverset-
zungen aus Krankheitsgründen, die passieren nicht ein-fach so, sondern sie passieren immer auf Basis von langem Krankenstand und auf Basis von amtsärztlichen Gutachten. Das beschließt ja nicht - und Sie sind ja selbst Mitglied - die Personalkommission einfach so ohne Grundlage, sondern alle, die vertreten sind, haben hier auch Akteneinsicht und sehen daher, dass hier viele amtsärztliche Gutachten im Vorfeld erstellt werden, und dass die Voraussetzung, dass hier überhaupt die Ruhestandsversetzung in Frage kommt, immer die ist, dass nicht davon auszugehen ist, dass die Personen wieder gesund werden oder ihren Dienst wieder versehen können. Daher ist es hier ganz wichtig, dass wir weitere ge-sundheitsfördernde Maßnahmen setzen, um die Menschen möglichst lange gesund zu erhalten und ihnen damit die Möglichkeit zu geben, auch möglichst lange ihren Dienst zu versehen. Was nicht stimmt - und Sie ha-ben sich ja schon bemüht, das medial kundzutun -, ist die Information, dass die Zahl jener, die aus Krankheitsgründen in den Ruhestand versetzt werden, größer ist als im ASVG-Bereich, denn wir haben ganz konkret im letzten Jahr rund 45 Prozent der Ruhestandsversetzungen auf Grund von Krankheit gehabt. Im ASVG ist es so, dass 55 Prozent der AntragstellerInnen die Invaliditätspension beantragt haben, und zu einem Großteil auch bekommen haben. Dass die Menschen länger arbeiten müssen, weil sie später in den Ruhestand treten können, ist eine Problematik, die uns bei der Stadt Wien trifft, die es aber natürlich im ASVG genauso gibt, und wo man sich ernsthaft mit der Frage beschäftigen muss, wie es Menschen, die eben viele Jahrzehnte arbeiten, oft auch hart körperlich arbeiten, mit 58, 59, 60 oder auch darüber geht. Das ist eine gesellschaftspolitische Frage, der wir uns alle widmen müssen, und wo es meiner Meinung nach keinen Raum für Polemiken geben sollte. 

Dass es natürlich auch Ruhestandsversetzungen auf Grund von Organisationsänderungen gibt, ist vollkommen richtig, und es ist auch richtig, dass es so ist, denn wenn wir Organisationsänderungen haben, die zur höheren Effizienz dieser Stadt und der Dienstleistung führen, halte auch ich nichts davon, dass wir Menschen, die in diesem Bereich ein gewisses Alter erreicht haben, als sozusagen weiße Elefanten, die keine Tätigkeit mehr haben, hier behalten. 

Wogegen ich mich aber wirklich verwehre - und das ist das Problem, dass es bei dieser Diskussion auch im-mer in diese Richtung geht -, jenes ist, hier die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien schlecht zu machen. Irgendwie in anderen und höflicheren Worten, aber vom Inhalt her doch zu sagen, die wollen alle nichts hackeln und wollen eigentlich nur in den Ruhestand zie-hen. So ist es nicht, so ist es wirklich nicht. Ein Grund ist die Effizienzsteigerung in der Verwaltung, und der andere Grund ist eine wirklich lange Krankheit ohne die Aussicht auf Besserung, und das ist so, und das ist auch gut so. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 5. Zusatz-frage, Herr GR Barnet!

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Frau Stadträtin!

Sie haben in Ihrer ersten Beantwortung, oder du hast in der ersten Beantwortung ein paar Punkte der Dienstordnung angesprochen, (GR Heinz Hufnagl: Die formelle Anredeform beachten, bitte!) die ein bisschen - ich gebe es zu - nicht etwas schwächer im Vergleich zum Bund sind. Beim Bund gibt es ähnliche Phänomene. Wenn das passiert, gibt es das Mittel der so genannten Ergänzungszulage, ich glaube, das ist der § 36 Gehaltsgesetz - aber mich da jetzt auch nicht zu prügeln. Da geht es darum, wenn er dann in einer niedrigeren Verwendung ist, bekommt er einfach nur die Ergänzungszulage dahin, dass er weiterhin sein gesamtes Gehalt bekommt und deswegen finanziell nicht schlechter gestellt ist und trotz-dem an dem anderen Arbeitsplatz arbeitet, der ihm zumutbar ist. In diesem Zusammenhang gibt es auch die Möglichkeit der befristeten Ruhestandversetzung, wo man ihn nach einigen Jahren wieder holt. Ich gehe davon aus, dass dieses Rechtsinstitut auch hier bekannt ist. Und es gibt die Möglichkeit, weil du die längeren Krankenstände davor angesprochen hast, die schon etwa die Zeit einer nahenden Dienstunfähigkeit anzeigen, das bei der Planung zu berücksichtigen und zu sagen, den nächstbesten Arbeitsplatz, der ihm zumutbar ist, den hal-ten wir aus diesen Gründen frei, um ihn dort hinzusetzen und keine Straßenaufnahme zu machen. 

Also, es gibt eine breite Palette und ich würde dich daher fragen wollen, ob du geneigt bist, jetzt bei diesem konkreten Fall etwas zu unternehmen, und da muss ich sagen, ich will auch nicht mit dem Straßenbahn fahren, wenn er Panikattacken hat. Ich frage mich nur, wie er das jeden Tag schafft, mit dem Fahrrad zum Arbeitsplatz zu fahren. Da hat er offensichtlich keine Panikattacken.

Das Problem bei diesen psychischen Krankheiten ist halt immer, die sind nicht so genau messbar wie die physischen. Ich kenne das Phänomen von uns, da hat es Leute gegeben, die immer gesagt haben, wenn sie einrücken, fühlen sie sich ans Konzentrationslager erinnert, und dann hat sie immer derselbe Arzt befreit. Dieser Arzt ist abgezogen worden bei uns, und dann auf einmal hat sich niemand ans Konzentrationslager erinnert gefühlt, wenn er zum Bundesheer eingerückt ist. Also, es ist na-türlich schon auch eine Art der Fragestellung, wie ich das überprüfe. Daher meine Frage, wie wirst du das jetzt in diesem Fall genau handhaben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadt-
rätin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin nicht Psychiaterin, genauso wie du nicht Psychiater bist, und da-her beurteile ich bestimmt nicht die Frage der fachärztlichen Kompetenz, die meines Erachtens nach selbstverständlich gegeben ist, sonst hätten sie ja kein Recht, Gutachterinnen und Gutachter zu sein. Aber um das eben ganz genau feststellen zu können, ist es jetzt so, dass eben weitere fachärztliche Gutachten eingeholt werden. Ich möchte nur - und das sage ich ganz eindeutig - nie die Diskussion hier führen wollen, wie es denn sein kann, das jemand, obwohl einmal ein Psychiater gesagt hat, dass er Panikattacken hatte, nicht pensioniert wurde, weiterhin im Fahrdienst bleibt und dann ir-gendetwas passiert. Die Debatte bin ich nicht bereit zu führen, und ich bin nicht bereit, diese Verantwortung zu übernehmen. Mit hundertprozentiger Sicherheit nicht.

Die zweite Frage, die Wiederaktivierung von Beamtinnen und Beamten betreffend: Sie ist jedenfalls auch bei uns möglich, wenn sich sozusagen der körperliche Zustand ändert. Ohne über den konkreten Fall zu sprechen, grundsätzlich gesagt, wenn jemand aufgrund psychischer Krankheit deaktiviert wird, dann besteht natürlich die Möglichkeit, das regelmäßig zu überprüfen, und das findet auch statt. Wenn sich der körperliche oder psychische Zustand, also das, was eben der Deaktivierungsgrund war, signifikant und so weit verbessert, dass wieder ein Einsatz möglich ist, dann wird er auch natürlich wieder aktiviert. Das ist derzeit schon die geltende Rechtslage. 

Woran jetzt gerade gearbeitet wird - und das ist auch der klare Auftrag an die WIENER LINIEN, sich das anzuschauen -, das ist, ob es Möglichkeiten gibt, dass ohne Überstellung in eine niedrigere Verwendungsgruppe Per-sonen, die unter solchen Leiden leiden, eingesetzt werden können. Ich möchte nicht, und es ist auch nicht sinn-voll, Menschen in Pension, sozusagen in Ruhe schicken, die noch eine andere sinnvolle Tätigkeit für die Stadt Wien ausüben könnten. Daran wird gerade gearbeitet. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin! 

Damit ist die Fragestunde zu Ende. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs BZW/Stadtpartei sechs, des Grünen Klubs im Rathaus fünf und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien fünf eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn ist von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Wir kommen nun zum Verlangen des Klubs Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei auf Einberufung einer Sitzung zum Thema "Gewalt an Wiener Schulen - Endstation Sozialistischer Stadtpolitik." 

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass bei der nun folgenden Debatte die Erstredner jeder Fraktion eine Gesamtredezeit von je 30 Minuten zur Verfügung haben. Allen nachfolgenden Rednern steht eine Gesamtredezeit von je 15 Minuten zu. Ich eröffne die Debatte, als erste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Mag Schmalenberg. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 

Ein Kind zu verlieren, das ist das Schlimmste, was einem überhaupt passieren kann. Und bevor ich fortfahre, möchte ich mein aufrichtiges Beileid der Familie des kleinen Kevin ausdrücken und sagen, dass ich nach wie vor zutiefst erschüttert bin über seinen tragischen Tod. Den Vorwurf, dass wir die heutige Sitzung einberufen ha-ben, um politisches Kleingeld zu wechseln, diesen Vorwurf möchte ich vorweg aufs Schärfste zurückweisen, denn ich bin der vollen Überzeugung, dass die Politik Handlungsbedarf hat, und diese Überzeugung hat uns darin bestärkt, die heutige Sitzung zu verlangen. Und wenn ich das Verlangen noch nicht abgegeben gehabt hätte, dann hätte ich es getan, nachdem ich die Sendung "Vera" gesehen habe, wo die Mutter des kleinen Kevin gesagt hat, dass sie selbst alles tun will, um zu verhindern, dass anderen Kindern so etwas Schreckliches pas-siert, und nach dieser Sendung war ich in meiner Überzeugung bestärkt, dass es der richtige Schritt war, diese Sitzung heute zu verlangen.

Denn wir sind die gewählten Vertreterinnen und Vertreter der Wienerinnen und Wiener und wir haben die Pflicht, in so einem Fall zu analysieren, was sind die Ur-sachen, und was muss die Politik tun, damit Gewalt unter Jugendlichen nicht eskaliert, und das völlig unabhängig davon, ob gerade Wahlkampf ist oder nicht. Oder gilt vielleicht, weil Wahlkampf ist, ein Denkverbot oder ein Diskussionsverbot, weil sich die SPÖ gerade in einem Wohlfühlwahlkampf befindet und über Probleme nicht gesprochen werden darf? In so einer Stadt möchte wohl niemand leben. Macht braucht Kontrolle und ein Wahltermin, der willkürlich festgesetzt wird, weil die Umfragen gerade gut sind, darf uns nicht daran hindern, über die Probleme in dieser Stadt zu diskutieren. 

Ich möchte an dieser Stelle auch meinen Dank all jenen ausdrücken, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten, vor allem den Lehrern, denn ich weiß aus sehr vielen Gesprächen, wie schwierig ihr Job ist, und dass sich viele völlig im Stich gelassen fühlen. Auch wenn wir noch nicht so arge Zustände haben wie in Amerika oder in Pa-ris, wo 45 Prozent der Schüler Opfer von Gewalt ihrer Mitschüler werden, beobachten wir doch seit Jahren ei-nen Anstieg von Gewalt, und vor allem stellen wir fest, dass die Jugendlichen immer brutaler werden. Und selbstverständlich haben wir als Politiker hier Handlungsbedarf. 

Natürlich stellen wir auch die Frage nach der politischen Verantwortung. Und da ist nun einmal die StRin Laska in Wien zuständig für die Pflichtschulen, darüber sind wir uns einig, und der Versuch, die Verantwortung auf die Bundesregierung abzuwälzen, ist nicht nur geschmacklos, sondern er geht auch ins Leere. Denn in diesem Fall, im Pflichtschulbereich und so wie hier im Polytechnikum, besteht nun einmal die Aufsichtspflicht des Stadtschulrates und damit ist der Bürgermeister ver-antwortlich, damit ist die StRin Laska verantwortlich und damit ist auch die Stadtschulratspräsidentin, Frau Dr Brandsteidl, verantwortlich.

Ich bin, so wie viele von Ihnen, auch der Meinung, dass die Gewalt nicht nur in der Schule, sondern auch zu Hause vorkommt und auch im Park und in der Freizeit. Auch hier ist die StRin Laska zuständig für Jugend und Familie, und auch hier gibt es Versäumnisse. 

Hochmut und Selbstgefälligkeit kennzeichnen ihre Politik, sie versucht sich immer dann aus der Verantwortung zu stehlen, wenn etwas passiert. Dafür ist sie bei je-dem Event, der irgendwo in Wien stattfindet, prominent vertreten.

Was die Menschen bedrückt, ist nicht so wichtig, was Oppositionspolitiker sagen, ist völlig egal. Die Stadträtin ist auch der Meinung, dass sie keine Antworten auf die berechtigten Fragen von Kolleginnen und Kollegen der Opposition geben muss. Und diese Art von Demokratieverständnis ist nicht nur eine Ohrfeige für die betroffenen Politikerinnen und Politiker, die halten das eigentlich locker aus, die stecken das locker weg, sondern es ist ei-gentlich eine Absage an die Wienerinnen und Wiener. 

Da kann der Bürgermeister noch so leiwand sein, schon die Nummer 2 hinter dem Michl Häupl ist sich selbst genug, der Weg der Grete Laska ist geprägt von Selbstherrlichkeit und Ignoranz. (GR Harry Kopietz: So eine Frechheit, gut, dass Sie das letzte Mal hier sind!) 
Da war das völlige Versagen im Sozialbereich, sodass man ihr alles aus der Hand genommen hat und al-les ausgegliedert wurde in den Fonds Soziales Wien, wo man bis heute damit beschäftigt ist, die Scherben aufzuräumen, die sie hinterlassen hat.

Das war die Grete Laska, die dafür verantwortlich ist, dass wir heute bei den Schuldnerberatungen noch immer Wartezeiten von 4 Monaten haben, die aber als ehemalige Sozialstadträtin im Prater den größten Spielertempel Europas gebaut hat. Allein das spricht Bände über ihre soziale Kompetenz.

Auch der Missbrauch der Arbeitsleistung von psychisch kranken Menschen bei den Wiener Geschützten Werkstätten - ich habe diesen Skandal im Jahr 2003 auf-gedeckt – fällt in die Verantwortung der StRin Laska. 

Den Hut nehmen musste die Frau StRin Pittermann. Klar, weil sie es war, die Untersuchungen eingeleitet hat in dieser Causa und weil viele hohe Herrschaften in der SPÖ offensichtlich von diesen Vorgängen gewusst haben. Aber, wie wir alle wissen, hat die Frau StRin Laska die Wiener Geschützten Werkstätten lange finanziert und war bestens informiert. Ohne Opposition wären damals auch 10 Leute bei den Wiener Geschützten Werkstätten ohne Sozialplan gekündigt worden, weil man versucht hat, undichte Stellen zu finden und Leute los zu werden, die an die Öffentlichkeit gegangen sind. 

Über die Missstände im Bildungsbereich haben wir viele Stunden in diesem Haus diskutiert und die Realitätsverweigerung der StRin Laska war auch ein ausschlaggebender Punkt dafür, dass ich die heutige Sitzung für unbedingt notwendig erachte. 

Ich habe vor einiger Zeit, vor etwa einem halben Jahr, den Antrag eingebracht, eine Elternschule in Wien als Pilotprojekt zu starten nach dem Beispiel, wie das in der Stadt Hameln in Deutschland gemacht worden ist, nachdem ich mit Kolleginnen und Kollegen, unter anderem auch von der Sozialdemokratie, bei einer Sozialkonferenz in Dublin war, wo dieses Projekt präsentiert wurde, das in Deutschland ein großer Erfolg war und Verbesserungen gebracht hat.

Ich habe das ganze Projekt, so wie wir es dort präsentiert bekommen haben, mit beigefügt zu meinem An-trag, und ich war wirklich zutiefst erschüttert, wie die Frau Stadträtin diesen Antrag abgeschmettert hat. Ich hätte nicht erwartet, dass man vielleicht dem Antrag zu-stimmt, daran habe ich gar nicht gedacht. Aber, auch wenn Sie ein einziges Mal einem Antrag der Opposition zugestimmt hätten, Frau Stadträtin, wäre Ihnen kein Stein aus der Krone gefallen. Selbstherrlich haben Sie den Antrag abgeschmettert und die Antwort, die wir dazu bekommen haben, war so verfasst, dass man den Eindruck hat, Sie haben das Papier, das Projekt nicht einmal durchgelesen. Und deshalb glaube ich, dass es wichtig ist, dass man über diese Dinge spricht, denn die Schüler fürchten sich, die haben Angst, in die Schule zu gehen. In manchen Schulen ist das Klima brutal und ge-rade in der betroffenen Schule hat es schon vorher Probleme gegeben. Und es kann nicht sein, dass die Kinder den Preis für die sozialistische Wohlfühlpolitik zahlen, genauso wie die alten Menschen in den Pflegeheimen, die vernachlässigt wurden. Aber nach den Todesfällen in Lainz, da durfte wenigstens auf politischer Ebene noch diskutiert werden, während wir uns heute vom Bürgermeister sagen lassen müssen, dass es niederträchtig ist, den Gemeinderat mit diesem Thema zu beschäftigen.

Ich möchte mich auch zu einem Thema nicht versteigen, das ist die Plakatkampagne der FPÖ, die dazu führt, dass die Zuwandererkinder unter noch stärkerem psychischen Stress stehen, als sie das ohnehin schon tun, weil die Integrationspolitik der SPÖ in den letzten Jahren versagt hat, aber diese schrille Kampagne tut das ihre dazu, dass noch mehr Unsicherheit, noch mehr Angst und letztendlich auch noch mehr Gewalt entstehen. 

Und während die Stadtschulratspräsidentin, Frau Dr Brandsteidl, Sprechtrainer um Steuergeld engagiert, es-kaliert in den Schulen, für die sie verantwortlich ist, die Gewalt und das in einer Weise, dass wir jetzt sogar einen Todesfall beklagen müssen.

Die Stadtschulratspräsidentin bastelt an ihrer Politkarriere und bereitet sich auf Kosten der Wienerinnen und Wiener, der Kinder, der Eltern und der Lehrer gemütlich in aller Ruhe auf eine Funktion, eventuell als Bil-dungsministerin, vor und absolviert Redetrainings, anstatt dass sie hergeht und endlich Gewaltprävention, effi-ziente und nachhaltige Gewaltprävention, in den Wiener Schulen implementiert. 

Und auch die ÖVP hat kundgetan, dass sie die heutige Sitzung für nicht notwendig erachte. Ich kann nur sa-gen, entweder der Klubobmann Tschirf ist ahnungslos oder er will mithelfen, die Versäumnisse der Grete Laska zu verschweigen. Wie wir zur Zeit mitkriegen, kämpfen Herr GR Strobl und Frau GRin Jerusalem schon um den Posten eines Stadtschulratsvizepräsidenten, wobei ich persönlich glaube, dass sich, solange es eine absolute Mehrheit der SPÖ gibt, in diesem Gremium keine demokratische Atmosphäre ausbreiten wird. 

Aber dieser Vorfall, Herr Gemeinderat, sollte uns alle auf den Boden der Realität zurück holen und die Demut des Bürgermeisters, mit der es nicht weit her ist, wenn er sagt, dass wir Schrott sind, sollte zumindest in dieser Stunde Platz greifen. (Beifall beim BZW.)
Die Eltern erwarten sich zu Recht, dass ihre Kinder in der Schule wieder sicher sind. Und jetzt, nachdem dieser Vorfall geschehen ist, haben wir erfahren, dass es genau an dieser Schule schon lange Zeit ein sehr ungutes Kli-ma gegeben hat und dass es regelrechte Bandenkriege vor und in dem Schulgebäude gegeben hat. Meine Frage ist, warum denn das niemandem aufgefallen ist. Ich ken-ne ein Kind, das genau aus diesem Grund diese Schule verlassen hat und ich verstehe nicht, warum es so weit kommen musste. 

Im Jahr 1998 hat die Frau Stadträtin der Presse schon einmal ein Mediationsprojekt vorgestellt. Diese Vorstellung dürfte aber auch schon alles gewesen sein, denn das Projekt “Streithelfer“ dürfte ab sofort in eine Schublade gewandert sein. Ich will gar nicht die Sinnhaftigkeit des Projektes in Frage stellen, aber ich kann einfach keine positive Wirkung davon erkennen, und deshalb nehme ich an, dass die Idee zwar medienwirksam präsentiert worden ist, aber dass es nachher – wie so oft – nicht umgesetzt worden ist.

Wir haben in Wien bei den verschiedenen Pflegeskandalen gesehen, dass immer etwas passieren muss, damit etwas passiert. 

Und wenn man es genau betrachtet, dann passiert das, was versprochen wurde, erst nicht. Ich denke nur an den Bericht der Untersuchungskommission - ich nehme gar nicht den Minderheitenbericht, sondern allein den Bericht der Mehrheitsfraktion - und die Versprechungen, die es dann von Bgm Häupl und von der StRin Brauner gegeben hat. Vieles von dem gibt es bis heute nicht und wird es auch nicht geben. 

Die Betreuung zu Hause wurde nicht ausgebaut, die Pflegemilliarde gibt es nicht und das ist es, was ich an der SPÖ-Krisenbewältigungs-Strategie kritisiere. Vertuschen, Verschweigen und wenn es dann nicht mehr an-ders geht, alles versprechen, aber nichts einhalten. Geprägt durch diese Erfahrungen sehe ich auch den heute vorliegenden Antrag der SPÖ, für den ich trotzdem auch stimmen werde, mit Skepsis. Aber die Hoffnung, dass sich etwas verbessert, bewegt mich dazu, diesen Antrag zu unterstützen und alle aufzufordern, auch diesen Antrag zu unterstützen, genauso wie den, welchen wir heu-te noch einbringen werden. Ich bin mir ganz sicher, wenn es die heutige Sitzung nicht gäbe, dann hätte es auch diesen Antrag nicht gegeben. Ich bin mir ganz sicher, wenn es die heutige Sitzung nicht gäbe, hätte auch der Runde Tisch vergangene Woche nicht stattgefunden. 

Aber ich denke mir, dass dieser Runde Tisch, dass dieser Antrag, nur ein Anfang sein kann. Denn wenn sich verschiedene Kapazunder und sehr gescheite Damen und Herren an einen Tisch setzen, dann kann das nur der Beginn für etwas sein, was in der Folge auch umgesetzt werden muss, und ich appelliere an Sie, wie Sie hier in diesem Gemeinderat vertreten sind, dass Sie sich auch für die Umsetzung einsetzen werden. Denn nicht erst jetzt, wo dieses Unglück passiert ist, haben sich El-tern bei uns gemeldet und haben uns schreckliche Vorfälle in Wiener Schulen berichtet, sondern schon früher, aber bis zum heutigen Tag hat es eben keine effiziente Prävention gegeben. 

Da gibt es so genannte Schülerbeschreibungsbögen, aber offensichtlich wird das ausgefüllt und wandert dann in eine Schublade, offensichtlich gibt es niemanden, der es auswertet, offensichtlich gibt es niemanden, der Schlüsse daraus zieht und dann die notwendigen Konse-quenzen zieht und vor allem auch die notwendigen Schritte einleitet, dass es zu Verbesserungen kommt.

Ich habe vor ungefähr vier Monaten von dem Fall eines Volksschülers erfahren, dem ein Kollege in der Nachmittagsbetreuung ein Messer unter die Augen gehalten hat. Daraufhin habe ich eine Anfrage an Frau StRin Laska gerichtet, weil ich der Meinung bin, dass man diesen Vorfall nicht vertuschen sollte. Weil man das aber versucht hat und weil man die Eltern versucht hat, mit völlig ungerechtfertigen Vorwürfen mundtot zu machen, habe ich eine Anfrage an die Frau Stadträtin gerichtet. Die Eltern haben mir die Schreiben, die sie an die verschiedensten Stellen gerichtet haben, zur Verfügung gestellt und die Antworten, die sie bekommen haben, sind alles andere als hilfreich gewesen. Der Bürgermeister hat gesagt, die StRin Laska sei zuständig, Frau StRin Laska hat gesagt, der Bund sei schuld. Die Bildungsministerin Gehrer hat geschrieben, dass der Stadtschulrat zuständig sei und sie wurde in dieser Ansicht auch vom SPÖ-Vorsitzenden Gusenbauer unterstützt, der auch dieser Meinung war und die Eltern an die zuständige Stelle im Stadtschulrat verwiesen hat. Außer, dass das Kind in eine andere Gruppe gekommen ist, ist nichts passiert. Gewaltprävention ist auch in dieser Schule nicht passiert. Eine Verstärkung der Betreuungspersonen in der Nachmittagsbetreuung ist nicht passiert und auch die Betreuerin, bei der das passiert ist, ist nach wie vor an dieser Schule tätig. Und deshalb glaube ich, dass es so wichtig ist, dass wir auch die Vorfälle, wo nichts passiert ist, Gott sei Dank nichts passiert ist, auch ernst nehmen und dass wir auch, wenn solche Dinge bekannt werden, handeln. Aber zumindest hätte ich mir erwartet, dass die Frau Stadträtin eine Antwort gibt, aber bis zum heutigen Tag habe ich keine Antwort auf meine Frage bekommen. 

Aus diesem Grund habe ich auch heute wieder einen Antrag mit meinen KollegInnen Heike Trammer und Günther Barnet gemeinsam verfasst, weil es uns ganz besonders wichtig ist, Gewaltprävention als allgemeine, als Querschnittsmaterie, als Handlungsmaxime festzuschreiben und in sämtliche Prozesse innerhalb des Magistrates, aber auch in ganz Wien, zu implementieren und es geht uns darum, alle Institutionen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten, Kindergärten, Tagesheime, Schulen, Elternvereine, Jugendhilfe, Volkshochschulen, private Organisationen, freie Träger, alle Institutionen un-geachtet parteipolitischer oder gesellschaftspolitischer Orientierung, einzubinden. 

Uns geht es darum, eine Träger-übergreifende Vorgangsweise in Sachen Gewaltprävention zu erreichen, damit das soziale Netz in dieser Stadt dichter wird und damit auch die erreicht werden, die bis jetzt nicht erreicht worden sind. Uns geht es darum, die Eltern zu stärken und zwar auch diejenigen, die in schwierigen Lebenssituationen sind, die Sorgen haben, die nicht das Bildungs-angebot, das es derzeit schon gibt, wahrnehmen, weil Sie es gar nicht wissen, weil Sie es gar nicht sehen, weil Sie gar nicht dazu kommen. Und deshalb glauben wir, dass es ganz besonders notwendig ist, eine aufsuchende Elternarbeit in Wien zu initiieren. 

Und viele von diesen Punkten, die ich heute in diesem Antrag formuliert habe, habe ich auch schon vor ei-nem halben Jahr in dem Antrag von “Projekt Elternschule“ formuliert gehabt, was ja offensichtlich von Frau StRin Laska nicht gewünscht war. Es ist auch notwendig, dass es eine bessere Kommunikation der verschiedenen Per-sonen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten, gibt, der Lehrer, der Eltern, aber auch der Betreuungspersonen am Nachmittag. Und wir glauben auch, dass es ganz wichtig wäre, Schulpsychologen verstärkt in den Schulen zu haben, sodass sie helfen, Konfliktfällen möglichst vor-zubeugen. Und wir sind auch der Ansicht, das es sinnvoll wäre, die Schülerzahlen in den Klassen zu senken, damit einfach mehr Zeit für jedes Kind, mehr Ruhe und auch mehr Sicherheit gegeben ist. 

Und deshalb ist es auch notwendig, eine kontinuierliche Evaluation der Arbeit hinsichtlich der Qualität, aber auch hinsichtlich der flächendeckenden Umsetzung vor-
zunehmen, denn nur so kann man Lücken und Defizite erkennen und dann schließen. Aber wenn man von vornherein immer sagt, es ist ohnedies alles so toll und es funktioniert ohnedies alles so gut und wir brauchen nichts und schon gar nicht Vorschläge von anderen, Vor-
schläge von Oppositionspolitikern, dann wird sich in die-
ser Stadt nie was verbessern. Ich darf den Antrag abgeben. (Die Rednerin übergibt der Vorsitzenden ein Schriftstück. Beifall beim BZW.)
Ich weiß, die heutige Sitzung kann den kleinen Kevin nicht wieder lebendig machen, aber das Aufzeigen von Missständen und die offene Diskussion, auch wenn Wahlkampf ist, kann helfen, für andere Kinder ein Klima zu schaffen, wo es weniger Gewalt gibt. Und deshalb stehen wir dafür, über Missstände zu sprechen und sie nicht zu verschweigen, damit es in Wien zu Verbesserungen kommt. (Beifall beim BZW. – GR Harry Kopietz: Spätestens jetzt ist es klar, warum Sie nicht mehr gewählt werden!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Natürlich stellt sich die Frage, ob das schreckliche Ereignis, der Tod des Buben, im Wahlkampf Thema ei-nes Sondergemeinderates sein soll, ja oder nein. Ich möchte das für mich schon beantworten. Ich bin nämlich eindeutig der Meinung, ein derartiger Vorfall muss immer Gegenstand eines Sondergemeinderates sein und zwar vollkommen unabhängig davon, ob wir uns in Wahlzeiten befinden oder aber nicht, denn es geht da um sehr viel. Es geht darum, dass sich der Gemeinderat dazu findet, Gewaltprävention einzufordern, Maßnahmen zu setzen und auch das dafür notwendige Geld in die Hand zu nehmen. Man kann über das nicht einfach hinweggehen. 

Das heißt, wir müssen einen Sondergemeinderat machen, obwohl wir Wahlkampf haben und obwohl der Vorfall in seiner Tragik, Reichweite und Entsetzlichkeit nie und niemals dazu dienen darf, dass politisches Klein-geld gemacht wird. Ich möchte daher auch mit meiner Rede eindeutig klarstellen, dass heute nicht Anlass sein kann für irgendeine Form von politischem Hickhack und Schuldzuweisungen und Blödheiten all dieser Art, sondern dass der Gemeinderat sich meiner Meinung nach ausschließlich damit beschäftigen muss, was hat in Zukunft zu geschehen und welche Maßnahmen müssen gesetzt werden, damit Gewaltprävention denkbar wird. 

So einfach ist ja die Sache nicht, denn da geht es ja vielfach um gesellschaftspolitische Entwicklungen, die in den Familien eingesetzt haben und jetzt ihren Ausdruck auch in Form von Gewalt finden, wo man nicht unmittelbaren Zugang hat durch schulische politische Maßnahmen. 

Ich möchte für die Grünen heute ausschließlich fünf Maßnahmen vorstellen und ihre Umsetzung einfordern, weil wir der Meinung sind, wir sind auf dem Gebiet Fachleute, wir haben etwas in die Waagschale zu legen und weil wir der Meinung sind, es macht Sinn, sich damit auseinander zu setzen. 

Die Grünen wollen Schulmediation - im 9., 8., und 7. Bezirk gibt es das bereits -, und diese Schulmediation soll allen Wiener Kindern und Jugendlichen zu Gute kommen. Das heißt, die Gemeinde muss das finanzieren. 

Zweitens, wir wollen Tiermediation. Auch das eine Maßnahme, die sich bereits als positiv und wirksam her-ausgestellt hat, wir brauchen es uns nur am Schulschiff anzuschauen. Machen wir an allen Wiener Pflichtschulen das, was das Schulschiff schon jetzt leistet.

Drittens, wir wollen Schulsozialarbeit, auch da kann man natürlich überall nach Europa schauen, vor allem in die nordischen Länder, man kann sich aber auch anschauen, was in den Jahren rund um 2001, 2002 in der Geblergasse an der Hauptschule gemacht wurde, nämlich Schulsozialarbeit mit großem Erfolg. Das heißt, wir wollen das auch für die anderen Schulen.

Vierter Punkt: Wir wollen Psychologinnen und Psychologen für die Schulen in ausreichender Anzahl. Man braucht ja nur kurz mit Frau Dr Zeman sprechen, um zu wissen, dass die 25 vorhandenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die 200 000 Schüler ein Witz sind, und zwar ein ganz schlechter, denn weder die Diagnose noch die Prävention kann dadurch gesichert werden. 

Und wir wollen als fünfte Maßnahme, dass das Projekt Soziales Lernen an allen Schulen durchgeführt werden kann. 

Und wenn wir uns nun diese fünf Maßnahmen, das Maßnahmenpaket der Wiener Grünen zur Gewaltprävention an den Schulen anschauen, dann müssen wir feststellen, dass wir in einer sehr schwierigen Lage sind und zwar deswegen, weil ein Teil davon von Wien finanziert werden muss und ein anderer Teil natürlich in der Kompetenz des Bundes liegt. Und wie wir wissen, sind das immer die Themen, wo es so besonders schwierig wird, weil die Zuständigkeit hin und her geschoben wird und sich ständig einer auf den anderen ausredet. 

Ich möchte später zu den fünf Punkten noch im Detail Stellung nehmen und meine Anträge einbringen, zuerst aber auch eine Frage stellen, wo ich denke, auch da soll-te man sich ein bisschen näher damit auseinander setzen, nämlich die Frage: Ist eigentlich die Gewalt an den Wiener Schulen so etwas Neues, wissen wir erst seit ganz kurzem davon, oder wie ist das? 

Nun, natürlich ist das nichts Neues. Gewalt an den Schulen hat es immer gegeben. Wir müssen aber feststellen, dass sich seit rund 10 bis 15 Jahren - in etwa dort siedelt es zeitmäßig auch Frau Dr Zeman, die Leiterin der Schulpsychologie, an - die Gewalt verändert hat. Das heißt, es wird härter zugeschlagen und es werden immer öfter und immer mehr die Grenzen überschritten. Einer liegt schon am Boden und der Nächste haut noch einmal hin. Diese Vorfälle werden häufiger und die Fähigkeit der Kinder und Jugendlichen, Konflikte verbal auszutragen, also eben anders als mittels Gewalt, diese Fähigkeit sinkt, entsprechend vermutlich auch der Tatsache, dass in den Familien weniger geredet wird und auch weniger Konflikte verbal ausgetragen werden. 

Ich möchte Ihnen aber, weil es so kurz her ist, noch einmal einen Hilferuf vorlesen, den die Schulen, die Pflichtschulen des 20. Bezirks, im März dieses Jahres an uns gerichtet haben, wo sie dringendst um Hilfe gebeten haben und dringendst die verantwortlichen Politikerinnen und Politiker aufgefordert haben, dafür zu sorgen, dass an den Pflichtschulen des 20. Bezirks zumindest als Not- und Erstmaßnahme vier Sozialarbeiterinnen eingesetzt werden. 

Und was ist geschehen? Es ist genau nichts geschehen. Keine Sozialarbeiterinnen wurden eingesetzt, und genau diese Schulen haben und hegen jetzt zu Recht die Hoffnung, dass möglicherweise auch der schreckliche Vorfall dazu dient, dass Sozialarbeiterinnen in Zukunft eingesetzt werden können.

Die Ausrede jedenfalls, man hätte nicht gewusst, dass es Gewalt an den Schulen gibt, zieht nicht, weil es nicht richtig ist. Wir haben es alle gewusst, und die Aufforderung der Schulen, Sozialarbeiterinnen und andere Mitarbeiterinnen aus anderen Berufsgruppen einzusetzen, muss ernst genommen und aufgegriffen werden.

Ich möchte nun zu den fünf Anträgen die wir heute einbringen werden, der Reihe nach ein bisschen Stellung nehmen. 

Der erste Antrag betrifft die Einrichtung von Schulsozialarbeit an den Wiener Pflichtschulen. Dazu habe ich gerade gesprochen, möchte aber noch hinzufügen, dass einige von uns ja auch in Finnland waren und sich finnische Schulen angeschaut haben. 

Wir haben mit schwedischen Pädagoginnen und Pädagogen gesprochen. Schulsozialarbeit ist dort ja mittler-weile ein laufend eingesetztes Mittel und etwas, worauf alle setzen und womit alle zufrieden sind. Vielleicht nur, um auch zu zeigen, wie man sich das vorzustellen hat:

Es war ja in der Geblergasse im 17. Bezirk Schulsozialarbeit als ein EU-Projekt eingesetzt, und daher kam ja auch das Geld. Leider wurde es nach Ablauf des Projektes nicht fortgesetzt, weil, so wurde argumentiert, das Geld nicht da ist - ich hoffe, dass es jetzt schon da sein wird. Die Schulsozialarbeit in der Geblergasse hat sich bewährt. Wer sich näher dafür interessiert, kann ja dort anrufen und mit LehrerInnen, die schon damals dort ge-arbeitet haben, sprechen.

Ganz grundsätzlich war es so, dass in einem Raum an der Schule die SozialarbeiterInnen anwesend waren, und alle Schulpartner - die Schülerinnen, die Schüler, die Eltern, die LehrerInnen, alle – konnten sich an die Schulsozialarbeit wenden, wenn es Probleme gab, die zu besprechen waren und wo Konflikte zu lösen waren. 

Ich möchte nicht im Einzelnen darauf eingehen, was diese Schulsozialarbeit alles geleistet hat, denn Sie alle können es nachlesen; man braucht es sich nur aus dem Computer herauszuholen - die 20 Seiten sind nach wie vor drinnen -, wenn man sich etwas näher damit auseinander setzt.

Wir sind jedenfalls der Meinung, dass es Schulsozialarbeit an allen Pflichtschulen geben sollte und dass man beginnen sollte, damit jene Schulen auszustatten, die den größten Bedarf an Schulsozialarbeit anmelden. Wir haben daher folgenden Antrag gestellt:

„Nach dem Vorbild des EU-Projektes 'Schulsozialarbeit' an der KMS Geblergasse soll an den Wiener Pflicht-schulen Schulsozialarbeit eingerichtet werden. In einem ersten Schritt sollen jene Schulen mit Schulsozialarbeit ausgestattet werden, die das entsprechend ihrem Schulprofil am dringendsten benötigen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Das ist unser erster Antrag und ich hoffe sehr, dass es dazu von Seiten auch der SPÖ eine Zustimmung ge-ben wird und dass wir uns darauf einigen können, dass nicht alle Probleme, die jetzt laufend in den Familien auftauchen oder zwischen den Familien und den LehrerInnen auftauchen, oder alle Probleme, die die Schülerinnen und Schüler auch dann bei ihrem Übertritt in eine Lehre oder in den Beruf haben, von den LehrerInnen alleine bewältigt werden können, dass sie das nicht al-leine leisten können. Das ist unmöglich. Das sind Probleme, die weit über das Tätigkeitsfeld der Lehrerinnen und Lehrer hinausgehen, wobei viele Dinge ja auch Zeit erfordern, die gar nicht vorhanden ist. Ich denke mir, wer mit Lehrerinnen und Lehrern redet, weiß, dass diese von uns fordern, dass wir ihnen auch Arbeit abnehmen, und das muss man tun, wenn man vor allem in der Gewaltprävention tätig sein will.

Ich rechne damit, dass die sozialdemokratischen Ge-meinderäte nicht nur in der Zukunft jemanden beauftragen wollen, sich europäische Modelle anzuschauen, son-dern sich auch dazu finden können, Dinge, von denen man schon weiß, dass sie brauchbar und sinnvoll sind, einfach zu übernehmen und Wirklichkeit werden zu lassen. 

Der zweite Antrag betrifft die Schulmediation. Auch dieses Projekt ist den meisten Gemeinderäten bekannt, denn die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat das Projekt in ihrem Bericht erwähnt. Schulmediation gibt es im 9. Bezirk, mittlerweile auch im 7. und im 8. Bezirk, demnächst möglicherweise auch im 13. und im 18. Bezirk. Die Kinder und die Jugendlichen haben die Möglichkeit, um Hilfe zu rufen und Mediation durch externe Expertinnen und Experten an die Schule zu rufen.

Ich denke, Sie werden mit mir einer Meinung sein, dass nicht nur die Kinder und Jugendlichen aus einigen wenigen ausgewählten Bezirken diese Möglichkeit haben sollen, sondern aus allen Bezirken. Das heißt, ich gehe davon aus, dass Sie entweder heute meinem Antrag zu-stimmen oder aber - was mir genauso recht wäre - in Ihren Bezirksorganisationen dafür sorgen, dass die Anträge der GRÜNEN angenommen werden und dass die Schulmediation dann eben über die Bezirke läuft. Mir ist beides vollkommen gleichberechtigt recht. Was nicht geht, ist, dass wir zwar alle wissen, dass Schulmediation eine gescheite Sache ist, dass das auch mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN in einigen Bezirken geht und gut funktioniert, dass aber in anderen Bezirken die Gemeinderäte abwinken und sagen: Brauchen wir nicht! Haben wir kein Geld dafür! - Das ist nicht akzeptabel. Das heißt: Bitte entweder heute um Zustimmung - oder aber bitte ich darum, dass Sie auf Ihre Genossinnen und Genossen einwirken, dass sie in den Bezirken unsere Anträge fürderhin nicht ablehnen.

Meine Damen und Herren! Ein drittes Projekt, das die GRÜNEN empfehlen - man könnte zunächst mit dem einen oder anderen Pilotprojekt beginnen -, bezieht sich auf die Peer-Mediation. Diese wird am Schulschiff gemacht. Ich lese diesbezüglich unseren Beschlussantrag vor, denn aus dem geht schon hervor, wie es sein soll:

„Der Gemeinderat beschließt, dass an einer Wiener Pflichtschule nach dem Vorbild des Schulschiffes ein Pi-lotmodell ’Streiten lernen’ eingerichtet wird. Die SchülerInnen sollen von qualifizierten MediatorInnen in die Grundlagen von Mediation, Verhandlungstechniken und sozialem Lernen eingeführt werden. Eine kontinuierliche Betreuung der Peer-MediatorInnen während des Schuljahres muss gewährleistet sein. Die Schule stellt Raum und Zeit zur Verfügung, damit die Peer-MediatorInnen die Möglichkeit haben, gemeinsam mit den anderen SchülerInnen Konflikte zu bearbeiten. Das Pilotmodell soll wissenschaftlich begleitet und evaluiert werden."

Ich hoffe für diese kleine Maßnahme, die da gefordert wird, die ja nur ein Pilotmodell - das ist nichts, was wirklich teuer ist – vorsieht, auf Ihre Zustimmung.

Der vierte Antrag betrifft die Schulpsychologie. Das ist natürlich ein Antrag, wo der Gemeinderat nur appellieren kann an die Bundesebene, an die Bundesministerin, denn das Geld kommt ja von dort. Und da ist es eindeutig so, dass wir feststellen müssen, dass 25 Mitarbei-terinnen und Mitarbeiter für 200 000 SchülerInnen zu we-nig sind und dass es nicht angeht, dass in den letzten Jahren keine Erhöhung der MitarbeiterInnenzahl stattgefunden hat.

Mein Beschlussantrag in diesem Zusammenhang lautet:

„Der Wiener Gemeinderat fordert, dass die Ressourcen derart aufgestockt werden, dass alle benötigten Diagnosen und Interventionen geleistet werden können und Zeit für präventive Arbeit zur Verfügung steht. Die Zahl der MitarbeiterInnen soll noch in diesem Schuljahr um zumindest sieben MitarbeiterInnen angehoben werden; in den Folgejahren sollten die personellen Ressourcen dem steigenden Bedarf entsprechend angepasst werden." - Das Ganze ist ein Appell an die Unterrichtsministerin, denn von dort muss das Geld kommen.

Meine Damen und Herren! Der letzte Antrag der GRÜNEN, der fünfte Antrag, betrifft das soziale Lernen. Ich halte für die GRÜNEN fest, dass wir soziales Lernen für genauso wichtig halten wie das kognitive Lernen und dass wir der Meinung sind, dass das Projekt "Soziales Lernen", das bereits seit 20 Jahren erfolgreich an verschiedenen Wiener AHS läuft, auch an allen Schulen laufen soll. Und auch diesmal appellieren wir als Gemeinderat an Unterrichtsministerin Gehrer, die Stundenkürzungen im Bereich des Projekts "Soziales Lernen" zu-rückzunehmen, und auch bei diesem Antrag fordern wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das sind, abseits von jeder Polemik und ohne jegliches Hickhack, einfach die Vorschläge der GRÜNEN, von denen wir er-warten, dass sie ernst genommen werden, von denen wir der Meinung sind, dass sie in Bezug auf Gewaltprävention viel bringen, und wo wir uns wünschen, dass Sie zustimmen können.

Ein Letztes zu dem Antrag, den wir gemeinsam einbringen: Ich finde es gut, wenn sich mehrere Parteien des Hauses auf etwas verständigen können. Wenn dieser Antrag übersetzt wird auf ganz Konkretes und auch dotiert wird mit Geld, steht auch dort vieles drinnen, was etwas bringen kann. Ich habe ja in meinem Antwort‑Mail auch zu verstehen gegeben, dass es mir ein bisschen zu unkonkret ist, aber natürlich: Wenn man es ernst nimmt, kann man daraus etwas machen. 

Was ich für die GRÜNEN ankündigen kann, ist, dass wir uns in einem halben Jahr sehr genau ansehen werden: Und was ist jetzt tatsächlich geschehen, welche Maßnahmen wurden gesetzt? Denn das ist der springende Punkt: Ohne Geld, meine sehr verehrten Damen und Herren, geht gar nichts! Alles, was wir hier verlangen, was die Schulen brauchen, worauf die Kinder und Jugendlichen und ihre Eltern auch ein Anrecht haben, wird Geld kosten! Das heißt, es wird im Budget aufscheinen müssen und es wird sich deutlich niederschlagen müssen in einer Korrektur des nächsten Budgets.

Wir werden auch den Anträgen des BZÖ zustimmen - in aller Allgemeinheit, in der sie gehalten sind, aber wir werden dem zustimmen. 

Es wird einen einzigen Antrag geben, dem die GRÜ-
NEN keine Zustimmung geben, das wird der Antrag der ÖVP sein - nicht so sehr, weil Falsches drinnen steht, sondern weil ich und andere der Meinung sind, da steckt schon eine unwahrscheinliche Frechheit dahinter: Zuerst als Partei zu betreiben, dass bei den Schulen auf Teufel komm raus gekürzt wird, den Lehrer-Schüler-Schlüssel zu verändern - ich weiß, die SPÖ hat das dann mit unterschrieben, aber Sie von der ÖVP sind die treibende Kraft bei den Schulkürzungen und bei den Kürzungen im Lehrerinnen‑ und Lehrerbereich -, und dann in einen An-trag hineinzuschreiben, dass man will, dass es eine kleinere Klassenschülerzahl gibt, also da gehört schon eine Portion Frechheit dazu! Die sollte sogar in der Politik nicht erlaubt sein. (GR Walter Strobl: Die können nicht rechnen!)
Ja, ja, "die können nicht rechnen". Nein, also das 
übertrifft wirklich das, was man unterstützen kann, wenn eine Partei auf der einen Seite kaltblütig alles, was gut und schön ist, wegkürzt, auf den Schultern und auf dem Rücken der Kinder spart, dass es nur so klescht - und auf der anderen Seite dann derartige Anträge vorlegt. Also das ist einfach wirklich eine Frechheit!

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass dieser Sondergemeinderat einen Effekt erzielt und tatsächlich den Sinn hat, dass es uns gemeinsam gelingt, Gewaltprävention in die Schulen zu tragen, und dass das nächste Budget auch darauf abgestellt ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zuerst möchte ich meiner Freude darüber Ausdruck verleihen, dass bisher alle Vorredner darauf Bezug genommen haben, was wir in einer ersten Aussendung sofort gesagt haben: Dass wir das Thema für den Sondergemeinderat für politisch und gesellschaftlich geschmacklos halten – nicht, weil man über das Thema nicht reden soll, sondern weil es offenbar hier - und das zeigen ja die letzten Wortmeldungen sehr deutlich - um die Frage der Zuordnung politischer Verantwortung für einen Einzelfall geht. Und das lehnen wir ab. So dramatisch und traurig dieser Vorfall ist: So einfach kann man es sich nicht machen, auch wenn Wahlzeiten sind, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Darüber hinaus handelt es sich - ich habe es schon gesagt - um einen Einzelfall, und es geht nicht darum, dass in den Schulen generell die Gewalt an der Tagesordnung ist. Gewalt ist - und das ist auch das, womit wir uns gerne auseinander setzen wollen - ein gesamtgesellschaftliches Problem; traurig genug, wenn es in der Schule zum Ausbruch kommt. Als gesamtgesellschaftliches Phänomen kennen wir ja bekanntlich aus der Gewaltforschung drei Phänomene:

Phänomen eins ist die physische und psychische Ge-walt, die, die wir alle erfahren können, also das, was uns da oder dort immer wieder einmal passiert. 

Zweitens: Die strukturelle Gewalt, eine Form der Gewalt, wie sie sich in der Gesellschaft durch ungleiche Chancenverteilung, durch ungleiche Lebens-, Zukunftsperspektiven und soziale Benachteiligung darstellt.

Und als drittes Gewaltphänomen: Die kulturelle Gewalt, jene Gewalt, die legitimiert ist - von der Kultur her, von der Gesellschaft, in der Polizei, in der Ordnungsmacht, aber auch in den verschiedensten Formen, wie Gesellschaften nun einmal strukturiert sein können. Das gilt ja nicht nur für demokratisch organisierte Gesellschaften, daher gibt es auch andere Formen, negative Formen der legitimierten Gewalt. 

All das sind Gewaltphänomene, die uns im täglichen Leben da und dort immer wieder begegnen. Gewalt ist also sozusagen latent vorhanden und kann jederzeit akut werden. 

Das, was wir aber hier nicht tun sollten, ist, den Versuch zu unternehmen, Gewalt nur in der Schule anzusiedeln und Gewaltprävention allein der Schule zu überlassen oder zu überantworten, weil dadurch ganz einfach die Schule Gefahr läuft, in einer gewissen Form der "Mistkübel" der Gesellschaft zu werden, wo man gerne ungelöste Probleme der Gesellschaft hineinschiebt und sagt: Löst mir hier das Problem, denn wir haben keine passenden Antworten.

Die Vielschichtigkeit, wie sich Gewalt darstellen kann, verlangt natürlich auch eine Vielzahl von Angeboten, von Beratung, von Hilfestellung - vor allem durch diese Stadt. Wir müssen daher alles dafür tun, meine Damen und Herren, dass Gewaltprävention schon im Vorfeld der Schule beginnt und dass wir nicht erst dann, wenn es bei 14-, 15‑Jährigen tatsächlich, wie wir es ja erlebt haben, zu dramatischen Formen eines Gewaltausbruchs kommt, nachdenken müssen: Was können wir da dagegen tun? 

Die Familie ist die Keimzelle der Gesellschaft. Das heißt, die wichtigsten Sozialisationsschritte für Kinder, für Jugendliche erfolgen hier. Es gilt daher vor allem, die Keimzelle der Gesellschaft besonders zu unterstützen, ihr Hilfe dort anzubieten, wo sie Hilfe braucht, und vor al-lem Information zu geben. Das heißt, wir brauchen Rahmenbedingungen, die schon im Kindergarten beginnen, Rahmenbedingungen, die sich vom Sozialbereich dieser Stadt bis hin zum Jugendbereich dieser Stadt ziehen. Und da, meine Damen und Herren von der SPÖ, haben Sie in hohem Ausmaß bisher versagt. 

Was wir Ihnen vorwerfen, ist mangelnde Kooperationsbereitschaft, mangelnde Förderbereitschaft gegenüber Institutionen und Organisationen, die hier professionelle Arbeit anbieten können - wobei Schulen sehr oft auch auf diese Organisationen zugreifen möchten -, weil wir ganz einfach glauben, dass neben dem Erziehungsauftrag in der Schule, wo ja Friedenserziehung, soziales Lernen teilweise Unterrichtsprinzipien sind, ... – Es ist daher nicht so, wie meine Vorrednerin, Frau Jerusalem, in einem Propagandaantrag schreibt, dass beim Projekt "Soziales Lernen" Kürzungen vorgenommen worden sind. Das ist einfach falsch! Ich behaupte - auch im Schutze meiner Immunität, ich bin aber gerne bereit, das auch ohne Immunität zu bezeugen -, das ist schlichtweg eine Lüge. Sie behaupten hier etwas, was nicht stimmt. Das hat es nie gegeben! Es hat nie einen Gegenstand "Soziales Lernen" gegeben. Es hat das Projekt "Soziales Lernen" in der Form gegeben, dass manche Schulen ei-nen besonderen Schwerpunkt darauf gesetzt haben. Und der Wiener Stadtschulrat - das muss ich hier wirklich zur Ehrenrettung des Wiener Stadtschulrates sagen - stellt für diesen Bereich gebundene Werteinheiten in einem Ausmaß zur Verfügung, wie es das schon lange nicht mehr gegeben hat. Das heißt, die Schulen haben alle Möglichkeiten, wenn sie das wollen, das tatsächlich um-zusetzen. Wir werden daher dieser Propaganda nicht zu-stimmen, im Gegenteil: Wir werden sagen und aufzeigen, was Sie hier wieder versuchen, nämlich auf dem Rücken der Lehrer mit Vorurteilen, mit Verunsicherung und Unwahrheiten "Kleingeld-Politik" zu machen, weil Sie glauben, dass Sie dafür von einer bestimmten Seite Applaus bekommen. Das ist nicht unsere Art der Politik! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Stadt ist gefordert, ihrer Verpflichtung nachzukommen, im Kindergarten, in der Schule, in der Jugendbetreuung Rahmenbedingungen zu schaffen, wo eben Unterstützung, Hilfe und Beratung möglich werden. Wir haben daher in unseren Antrag sie-ben Forderungen aufgenommen: 

Die erste Forderung betrifft ganz trivial die gesetzliche Möglichkeit, im Bedarfsfall die Schultasche perlus-trieren zu dürfen. Es ist ja eigentlich skurril, wenn man sich das überlegt: Wer jemals als Lehrer in einer Klasse tätig war, weiß, dass Kinder, wenn sie eine Waffe mithaben, gerne damit prahlen. Die wenigsten kommen mit ei-ner Pistole und schießen gleich drauf los – das ist eigentlich in Österreich, bis auf einen einzigen Fall, nicht wirklich passiert -, aber sie zeigen sie gerne her, um Macht zu demonstrieren, um zu zeigen: Ich bin stark! - Das gilt auch für alle möglichen anderen Waffen und auch für Gegenstände, die waffenähnlich sind. So etwas bleibt nie geheim in der Klasse, das weiß man. Als guter Lehrer, als guter Klassenvorstand weiß man, was in seiner Klasse los ist, und es macht daher Sinn, im Anlassfall als Klassenvorstand, eventuell gemeinsam mit dem Direktor oder der Direktorin, solch eine Schultasche zu perlustrieren. Sollte es dabei zu einer Eskalation kommen, na ja, meine Damen und Herren: Dann wird man diesen Schüler in der Direktion isolieren und eben die Polizei dazu holen, wenn der extreme Verdacht besteht, dass er im Hosensack eine Pistole hat. Aber ich kann nicht zur Ta-gesordnung übergehen und sagen: Das darf alles nicht geschehen, denn hier greife ich in die Privatsphäre des Schülers ein, und daher darf ich überhaupt nichts tun und muss warten, bis etwas passiert. - Also da haben wir einen sehr konkreten Zugang, von dem wir meinen, dass das nichts mit Law and Order zu tun hat, sondern eine Frage der Sicherheit ist. Wenn solche Verdachtsmomente da sind, dann soll auch rechtlich diese Möglichkeit gegeben sein. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Das gibt's ja eh!) 

Na ja, es ist nicht erlaubt! Rechtlich ist es nicht erlaubt, die Schultasche zu überprüfen. Es wird gemacht, liebe Frau Stadträtin, wir wissen es. (VBgmin Grete Laska: Was heißt "überprüfen"? Aber du kannst als Lehrer sagen, dass er den Inhalt der Schultasche ausräumen soll!) - Ja, aber wenn er es nicht macht? (VBgmin Grete Laska: Wollen wir es doch nicht rechtlich komplizieren!) Nein, vereinfachen wollen wir es ja! (VBgmin Grete Laska: Nein! Du willst, dass das rechtlich geregelt wird!) Nein, ich will, dass der Lehrer die Möglichkeit hat, wenn sich der Schüler zum Beispiel weigert - denn die Freiwilligkeit ist ja immer eine Möglichkeit -, wenn ich also sage: Bitte, zeig mir deine Waffen! Und der Schüler sagt: Ich zeige alles her, nur nicht meine Waffen! - Das ist denkbar und auch eine sehr realistische Szene, liebe Grete. (VBgmin Grete Laska: Solche Lehrer gibt's im Wiener Schulsystem nicht, die so argumentieren! Stell ihnen nicht so ein schlechtes Zeugnis aus!) Das hat mit Lehrern nichts zu tun, das sind nur intelligente Schüler! (Weiterer Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) 

Also, ich war lange genug in der Klasse und kenne diese Situationen mit Messern - ich habe nie jemandem eine Pistole abnehmen müssen, Gott sei Dank, aber Messer schon. Nun, das rückt der Schüler nicht so gerne heraus, weil er ja nicht erwischt werden möchte. Und vorher sagt er, ich zeige es nicht her! - Also da lassen wir lieber die Realität in der Schule. 

Wir werden Wege finden - ich höre ja daraus, dass du dieser Überlegung nicht abgeneigt bist. Es geht ja jetzt nicht um konkrete rechtliche Formulierungen, sondern es geht um die Möglichkeit, eine Schultasche im Anlassfall auch tatsächlich perlustrieren zu dürfen.

Zweiter Punkt: Ausbau der ganztägigen Schulen. Alle PISA-Studien zeigen, dass vor allem sozial und emotional schwache Kinder dann am besten erfasst werden können und die beste Möglichkeit der Förderung erhalten, wenn sie ganztägig betreut werden. (Zwischenruf von GRin Marianne Klicka.) Wir sind schon immer dafür gewesen, dass die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten, liebe Frau Kollegin, ausgeschöpft werden. Das ist aber Aufgabe der Gemeinde - und wenn Sie nicken, dann bedeutet das nur, dass Sie zwar meiner Meinung sind, aber in Wirklichkeit etwas anderes tun. Es hätte die Möglichkeit gegeben, an den 448 Schulen - schon seit über 10 Jahren gibt es die gesetzliche Möglichkeit! - zwei Formen ganztägiger Schulen einzurichten. Tatsächlich haben das 135 Schulen in Wien - die machen das -, und davon hat eine deutliche Mehrheit die flexible Lösung gesucht. Da sind wir aber offen. Das, was im Gesetz steht, soll sein, wenn sich Eltern, Schulforum dafür entscheiden. Aber es ist ein trauriges Ergebnis, wenn von 448 Standorten nur 135 ganztägig geführt werden. - Das ist Ihre Politik. Da können Sie etwas tun, und da haben Sie schon lange Zeit gehabt, das besser zu machen. Aber nicht jetzt schon wieder schreien: Schuld ist der Bund! - Der Bund hat damit gar nichts zu tun (GRin Marianne Klicka: Ah geh, nicht?), denn das steht schon seit 10 Jahren im Schulorganisationsgesetz so drinnen. 

Jugendwohlfahrt – meine Damen und Herren, ein Thema, das ich schon sehr lange und sehr oft hier in die-sem Hause aufgezeigt habe. Ja, liebe Grete! - Die Jugendwohlfahrt ist eine Einrichtung, die sinnvollerweise dort eingreifen soll, wo sie unterstützend in der Familie, aber auch in der Schule wirken kann, besonders bei verhaltensauffälligen Kindern, also bei auf Grund ihres sozialen Milieus schwierigen Kindern, aber auch im emotional schwierigen Bereich. 

Nun, wer sich mit der Wirklichkeit herumschlägt, wird Folgendes erleben: Erstens einmal bekommt man auf Grund von Personalknappheit sehr schwer überhaupt je-manden an den Hörer. Darüber hinaus kommen die Damen und Herren nur sehr ungern, wenn es nicht einen ganz massiven Anlassfall gibt – also so in Richtung: Wenn schon ein bisschen Blut fließt, dann kommt man. Aber im Vorfeld? - Frag einmal die Schulen, die Direktionen durch: So ist die Wirklichkeit! 

Darüber hinaus hat sich nach meinem Dafürhalten die Umstellung - sprengelmäßige Zuordnung zum Wohnsitz - nicht bewährt, zumindest nicht für die Schule, denn die Schule hätte lieber Ansprechpartner, die konkret für die Schule da sind - und nicht für jeden Schüler, der, je nachdem, in welchem Bezirk er wohnt, sozialsprengelmäßig woanders hingehört, sodass die Schule mit 15, 20 verschiedenen Sozialarbeitern an der Schule zu tun hat. Das ist keine wirklich gute Lösung, und ihr solltet euch anschauen, ob es hier nicht Sinn macht, die Sozialarbeit besser am Standort der Schule als Brennpunkt der gesellschaftlichen Ereignisse zu verankern, sie dort an der Schule als eine Säule zu verankern. - Also das ist unser Zugang.

Wir werfen euch zusätzlich vor, dass ihr euch dort mit 150 Lehrern bedient, die diese Arbeit in einem hohen Ausmaß hoch qualifiziert, aber eben als Lehrer - obwohl sie nicht mehr unterrichten, auch hier mit vielen dienstrechtlichen Schwierigkeiten versehen - tun. Das führt zu Spannungen, weil Lehrertätigkeit ein bisschen etwas an-deres ist als diese Beratungstätigkeit, die bis an die Grenzen der Therapie geht. Da glauben wir ganz einfach, dass diese 7 Millionen ATS, die dieses Projekt kos-tet, besser angelegt wären, wenn man diese Frage in der Jugendwohlfahrt auf ähnliche Art und Weise, durchaus niederschwellig, am Standort der Schule lösen würde. Ihr aber greift da in den Topf der Lehrer, und diese fehlen natürlich dann in den Klassen. 

Damit bin ich schon bei der Frage der Klassengröße. Die Klassengröße ist in Wien in einem ganz hohen Ausmaß, wenn es sich nicht um neue Schulen handelt, sehr problematisch. Wir haben auf rund 50 m² 30 Kinder - nicht ein Mal, sondern immer wieder. Wir haben schon im Jahr 1998 ein Programm zur Sanierung, Generalsanierung der Schulen beschlossen. Dieses ist bis heute nicht abgeschlossen - es sollte 2003 fertig sein. In Wahrheit fehlen schon wieder neue Schulen, die diese Generalsanierung brauchen. Die Tragödie ist, dass wenn man in so einer kleinen Klasse 30 Kinder hat, der Dichtestress – in der Psychologie spricht man davon – auch Anlass dafür ist, dass Aggressionen leichter entstehen, sich leichter entwickeln. Es gibt hier also eine Reihe von Din-gen, die wir verbessern könnten. Für den Kindergarten, liebe Frau Vizebürgermeisterin, gibt es eine genau 
Normzahl, nämlich 3 m² pro Kind. Ich wünsche mir das auch für die Schüler. 

Nun zur Senkung der Schülerzahl. Ich verstehe schon, PISA hat bewiesen, dass man in Österreich nicht unbedingt gut lesen kann, manche auch nicht gut rechnen können. Ich habe nur nicht gewusst, dass wir gleich einen Fall hier am Rednerpult haben werden. (VBgmin Grete Laska: ... Bildungsministerium! Die Frau Bildungs-ministerin hat bei ...pension auch Probleme gehabt!)

Meine Damen und Herren! Die Senkung der Klassenschülerzahl – zu Frau Jerusalem gesprochen – ist deswegen leicht möglich, weil es ja eine genau genormte Anzahl gibt. 1 zu 14,5 für die Volksschulen ist der Berechnungsschlüssel. Jetzt sollen es 1 zu 20, 1 zu 22 wer-den - denn wir müssen Direktoren, wir müssen auch Supplierungen berücksichtigen; das verstehe ich alles. Aber zu glauben, dass das nur mit der Lösung geht, dass da 30 Kinder in der Klasse sein müssen, das ist ein Pro-blem dieser Stadt und nicht ein Problem, das der Bund verursacht hat. Lassen wir die Kirche doch im Dorf! Ich bin nur überrascht, dass Sie das so übernehmen, dass Sie da auf den Leim der SPÖ gehen, nach dem Motto: Prügeln wir doch den Bund, wo wir nur können, und wenn das Wetter heute nicht schön ist, dann geben wir auch da dem Bund die Schuld! 

Meine Damen und Herren! Wir nehmen im OECD‑Bereich, was die Stunden betrifft, den fünften Platz ein. Wir haben also deutlich mehr Stunden als alle anderen OECD‑Staaten. Von einem Kahlschlag, von ei-ner Stundenkürzung kann in Wahrheit, wenn man sich das international anschaut, überhaupt keine Rede sein. Das, was wir tun müssen, ist, die Lehrerzahl besser zu verteilen. 

Fünfte Forderung: Angebote für die Jungfamilien. Wir glauben ganz einfach, dass im Kindergarten durch die Stadt zu wenig getan wird, was Beratung in Erziehungs- und familiären Fragen betrifft, und dass man hier mit einer Art Elternschule sicher mehr erreichen könnte, als das derzeit der Fall ist.

Die sechste und siebente Forderung sind Forderungen, die wir hier schon mehrmals mit Antrag eingebracht haben: Die vorgezogene Schuleinschreibung - die ja Sie zu einer Farce verkommen lassen. (GR Heinz Vettermann: Aber geh!) Fast alle Bundesländer werden das tun, und zwar ziemlich genau ein Jahr vorverlegt, im Ok-tober, spätestens im November. Wien muss schon wieder anders sein: Wien legt das Ganze zwei Monate vor, eineinhalb ganz genau, auf Jänner. Nun, das wird der Weisheit letzter Schluss sicher nicht sein, das ist auch nicht die Intention. Es geht ja darum, möglichst früh bei einem fünfjährigen Kind Entwicklungsverzögerungen, Entwicklungsstörungen, emotionale Entwicklungsprobleme, Sprachprobleme festzustellen und dann ein Jahr lang - das macht Sinn, überall wo die Pädagogik ein Jahr lang ein Kind betreut; darum dauert ja auch die Schule ein Jahr und nicht nur ein halbes Jahr - die Betreuung sicherzustellen. 

Daher unser letzter Punkt - schon immer gefordert -, zumindest das letzte Kindergartenjahr gratis anzubieten. Hier können dann durch entsprechendes Angebot, durch Förderungen tatsächlich all jene Defizite aufgefangen, all jene Defizite abgefangen werden. Auch das hilft in Wahr-heit, liebe Frau Jerusalem, wieder mehr Lehrer in die Klasse zu führen, weil man dann im Schuleingangsbereich, wenn die Kinder halbwegs Deutsch können, wenn sie in die Schule eintreten, weniger Lehrer dafür braucht, ihnen im Laufe des ersten Schuljahres überhaupt erst die Sprache beizubringen.

Meine Damen und Herren! Wir werden daher heute einen Antrag einbringen. Ich brauche ihn nicht mehr zu wiederholen, weil ich die sieben Punkte bereits aufgezählt habe, und sage nur den Schlusssatz: 

„Darüber hinaus wird der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien aufgefordert, gegenüber dem Wiener Stadtschulrat sicherzustellen, dass die angeführten Maß-nahmen auch konkret umgesetzt werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es besteht hoher Handlungsbedarf. Beenden Sie hier in der SPÖ Ihre Selbstzufriedenheit, tun Sie etwas, handeln Sie! Wir sind der Auf-fassung: Wien kann mehr! (Beifall bei der ÖVP.)
Abschließend möchte ich mich - Sie wissen ja mittlerweile, dass ich in der nächsten Legislaturperiode diesem Haus nicht mehr angehören werde (GR Harry Kopietz: Du wirst mir abgehen!) - persönlich bei Ihnen verabschieden.

Ich möchte das in der Form tun, dass ich mich bei allen Fraktionen bedanke, mit denen ich zusammenarbeiten durfte, von GRÜN über SPÖ bis zur FPÖ - jetzt geteilt -, also bei mehreren Fraktionen. Ich bedanke mich natürlich auch bei meiner eigenen Fraktion, dass sie mir zweimal – im Jahr 1996 und im Jahr 2001 - die Möglichkeit gegeben hat, für das Hohe Haus, das Wiener Stadtparlament, tätig sein zu dürfen. Es war das zweifelsohne ein gewisser Höhepunkt in meiner bisherigen politischen Karriere, und ich freue mich ganz einfach auch, dass ich dabei sein durfte, mitgestalten durfte, mitwirken durfte an der Veränderung, an der Weiterentwicklung meiner Heimatstadt.

Ich möchte mich auch beim zuständigen Ausschuss, beim Ausschussvorsitzenden Heinz Vettermann, bei StRin und VBgmin Grete Laska bedanken, weil ich glaube, dass vor allem in den mir von meiner Fraktion zugeordneten Schwerpunkten - Sport, Schule und Bildung - einiges gelungen ist, von dem ich meine, dass ich zumindest sagen kann: Da war ich dabei, da habe ich mich bemüht und da habe ich versucht, auch eine "Duftnote" abzugeben.

Ich habe versucht, Gutes zu tun, meine Damen und Herren. Es wird nicht immer geglückt sein, und daher möchte ich mich auch an dieser Stelle bei all jenen, die dies betroffen haben mag, entschuldigen: Falls ich Sie einmal in irgendeiner Form beleidigt, gekränkt oder nicht ordentlich beachtet - im Sinne von missachtet - haben sollte, dann tut mir das aufrichtig Leid. Ich hoffe, dass Sie diese Entschuldigung, wo immer das passiert ist, auch so allgemein annehmen können.

Meine Damen und Herren! Ich sage hier Adieu - natürlich auch mit einem Hauch von Wehmut, der jedem Abschied innewohnt, aber auch im Wissen, dass es neue Herausforderungen gibt, dass es eine neue Situation geben wird, eine neue Aufgabe geben wird. Und ich bin guten Mutes: Wir haben alle Chancen, zweitstärkste Kraft in dieser Stadt zu werden - nicht zuletzt, weil wir die einzige wirkliche und echte bürgerliche Alternative zu diesem rot-, dunkelrot-grünen Wien sind. Wien kann mehr! 

Ich sage nochmals herzlichen Dank und wünsche Ihnen persönlich alles Gute. (Beifall bei der ÖVP sowie bei Gemeinderäten der FPÖ, des BZW, der SPÖ und der GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Applaus hat gezeigt: Die Anerkennung des Kollegen Strobl, auch in seinem Versuch, Gutes zu tun, ist auch so gegeben. Die Laudatio wird natürlich zu gegebener Zeit erfolgen.

Ich darf Ihnen, Herr GR Strobl, auch im Namen des Gemeinderates für Ihr zukünftiges Wirken alles Gute wünschen. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP sowie bei Gemeinderäten der FPÖ, des BZW, der SPÖ und der GRÜNEN.)
Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Kollegin Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist natürlich ein bisschen unpassend, dass ich, wenn wir Sie, Herr Kollege Strobl, gerade ehren, jetzt mit meinem Widerspruch komme. Ich möchte aber dennoch Ihren Vorwurf der Lüge zurückweisen und wiederhole noch einmal: Beim Projekt "Soziales Lernen" wurde ge-rade gekürzt. Möglicherweise wissen Sie es noch nicht. Ihr Nichtwissen weist aber auch ein kleines bisschen darauf hin, dass dieser Bereich nicht Ihr ganz großer Spezialbereich sein dürfte - wenn wir es sehr freundlich ausdrücken wollen -, und offensichtlich kennen Sie auch die zuständigen Expertinnen und Experten nicht unbedingt ganz nahe, denn sonst wäre ihr Ruf schon an Ihr Ohr geschallt. 

Also es wird gekürzt - ich bleibe dabei -, und für das Protokoll: Es war im Sommer 2005. 

Auch ich wünsche Ihnen im Weiteren alles, alles Gute.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der tragische Fall, der sich an einer Wiener Schule, am Polytechnikum, abgespielt hat und der letztlich dazu geführt hat, dass ein Schüler ums Leben gekommen ist, ist sicherlich nicht dafür geeignet, dass man ihn politisch missbraucht, aber wir müssen offen darüber reden und wir müssen vor allen Dingen auch die Fehler erkennen und letztlich auch handeln. Ich glaube aber, dass man sich, wenn man die heutige Sondersitzung betrachtet, schon auch die Frage stellen muss, ob der Antragsteller hier völlig bewusst vergessen hat, auch den einen entscheidenden Verantwortlichen, nämlich die Bundesregierung, anzusprechen - ohne dass ich jetzt die sozialistische Stadtpolitik hier für ihre Verfehlungen verteidigen möchte. Das mache ich sicherlich nicht. Denn auch da gibt es genügend Verfehlungen, aber es ist, wie gesagt, auch im Verantwortlichkeitsbereich vor allen Dingen der Bundesregierung zu sehen, und es wäre scheinheilig, wenn man das einfach so beiseite schieben und versuchen würde, das zu negieren. 

Es ist ein tragischer Fall, der tiefe, schmerzliche Wunden, vor allen Dingen bei den Familien, gerissen hat, nämlich auf beiden Seiten bei den Elternteilen. Und es besteht natürlich bei vielen Eltern auch ein Gefühl der Ohnmacht auf Grund solcher Entwicklungen und solch eines tragischen Einzelfalls, der aber leider nicht Einzelfall bleiben muss. 

Wir müssen offen diskutieren über die Gewalt in der Schule, über die gestiegene Gewaltbereitschaft vor allen Dingen bei jungen Menschen, bei Kindern und Jugendlichen. Wir können leider Gottes auch in den Statistiken erkennen, dass es da eine ansteigende Gewaltbereitschaft, ein ansteigendes Aggressionspotential gibt. Wir müssen auch immer wieder Hilferufe von Seiten der be-troffenen Lehrer zur Kenntnis nehmen und müssen auch sehr ernst nehmen, dass manchmal auch schon Lehrer vor Elf-, Zwölfjährigen Angst haben, bedroht werden und sich Dinge sagen lassen müssen, die vielleicht vor Jahren von Seiten Elf- bis Zwölfjähriger noch nicht so zum Ausdruck gekommen sind. Ich möchte jetzt gar nicht erwähnen, was für Ausdrücke da oftmals fallen. 

Wir müssen diese Gewaltbereitschaft ernst nehmen, wir müssen ihr entgegenwirken und wir müssen eben mit der Prävention, die heute angesprochen worden ist, auch dafür Sorge tragen, dass Eltern wieder mit Sicherheit ihre Kinder in die Schule schicken können und keine Angst haben müssen, dass ihnen dort vielleicht etwas zustößt. Das ist unsere Verantwortung. Wir haben die Versäumnisse, die es im Schulbereich gibt, letztlich ernst zu nehmen, haben Verbesserungen herbeizuführen und diese Versäumnisse auszumerzen. 

Probleme gibt es, und das Versagen und die Schwächen sind ja letztlich auch, wie bereits angesprochen wurde, in unserer Gesellschaft festzumachen. Es hat sich gesellschaftlich einiges verändert. Die gesellschaftliche Situation ist eben so, dass manche Familien oftmals nicht mehr so sehr mit der Erziehung zurechtkommen und das dann irgendwo an die Schule übertragen wird und dann der Lehrer plötzlich Erziehungsaufgaben zu übernehmen hat, die er nicht bewerkstelligen kann und die wir auch nicht auf ihn abladen können. Das müssen wir auch so festhalten. 

Natürlich sind in diesem Zusammenhang auch die gewaltorientierten Filme und Computerspiele zu erwähnen, die es in unserer Gesellschaft gibt, wobei man heute oftmals auch Kinder, damit man sich eben nicht so sehr mit ihnen beschäftigen muss, vor dem Fernsehapparat oder vor dem Computer sozusagen absetzt und sagt: Geh komm, beschäftige dich selbst!, und sie sich dann auch zu Hause oftmals unkontrolliert mit solchen Gewaltcomputerspielen beschäftigen und diverse gewalt-volle Fernsehsendungen und Videos ansehen. Es gibt Studien darüber, wie viele Tausend Gewalttaten Kinder da schon im elften, zwölften Lebensjahr pro Jahr erleben und dann das als Normalität empfinden und eben auch den Eindruck bekommen, dass man so Probleme regeln oder lösen kann. Das müssen wir sehr ernst nehmen!

Es gibt auch eine Studie der Fakultät für Psychologie an der Universität Wien, in der mehr als 2 000 Schüler im Alter von 10 bis 16 Jahren in der vierten bis elften Schulstufe in den vergangenen fünf Jahren befragt wurden. Laut dieser Studie befindet sich jeder zehnte Schüler re-gelmäßig in einer Situation, in der er von Mitschülern schikaniert beziehungsweise körperlich attackiert wird. Jeder zehnte Schüler wird, so das Ergebnis dieser Studie, mindestens einmal pro Woche körperlich attackiert. 

Das Problem der zunehmenden Gewalt, das durch diese Studie belegt wird, ist ja kein Problem, das erst jetzt von heute auf morgen bei uns entstanden ist, sondern das ist ein Problem, das wir leider Gottes schon seit vielen Jahren feststellen können und bemerken mussten. Wir haben es vielleicht alle ein bisschen zu wenig ernst genommen - da soll man jetzt niemanden ausnehmen, und man soll auch nicht hergehen und versuchen, auf Grund eines so tragischen Falles einen politischen Verantwortlichen festzumachen. Diesen einen Verantwortlichen gibt es nicht. Das sind schon wir in der Gesamtgesellschaft.

Wir sind natürlich dazu aufgerufen, auch festzumachen, dass – das, was ich vorher angesprochen habe - eben nicht alles auf die Lehrer umgelegt werden kann und man nicht auch noch hergehen und – was ja passiert ist - den Lehrer zum Erzieher und zum Streitschlichter machen kann, weil man ihn damit letztlich auch überfordert. Das ist ja nicht seine Aufgabe! Da müssen wir uns andere Modelle überlegen, wie wirklich psychologisch geschultes Personal diese Aufgaben in der Schule wahrnehmen und ihre Wahrnehmung sicherstellen kann. Die Untätigkeit der Schulbehörde und jene des Gesetzgebers haben ja dazu geführt, dass man das ausgelagert hat. Das müssen wir uns schon auch eingestehen. Es wäre ein Wahnsinn, das auf die Lehrer abzuladen. 

Die Verletzung der Aufsichtspflicht führt ja heute dazu, dass dann Lehrer damit bedroht sind, in der Folge vielleicht vor eine Disziplinarbehörde kommen zu müssen. Das ist etwas, was wir wirklich ernst nehmen müssen. Es bringt auch nichts, wenn da der Bund und das Land über die Finanzierungsfragen streiten und letztlich die Landeslehrer auf der Strecke bleiben. Man muss in diesem Bereich eben zur Kenntnis nehmen, dass es von beiden Seiten Verantwortlichkeiten gibt, und da muss man sich zusammenraufen und kann nicht immer nur die alleinige Verantwortung auf eine Seite schieben. Da ha-ben schon beide Seiten die Verantwortlichkeit. 

Ich möchte ganz kurz auch zu einem Bereich kommen, der heute schon angesprochen worden ist, nämlich zur Schulmediation, die wichtig ist und auch ein hoffnungsvoller Ansatz ist, nämlich den Kindern eben beizubringen, wie man Konflikte auch positiv löst, ihnen eine positive Streitkultur zu vermitteln, wie dies auch Frau Kollegin Jerusalem angesprochen hat. Das ist wichtig, und es wird bei uns in Wien bis heute nur in Form von Schulversuchen wahrgenommen. In Niederösterreich ist das anders: Da ist es an der Tagesordnung, dass die Mediation an den Schulen auch wirklich flächendeckend sichergestellt ist, dass es dort auch eine Kinder- und Ju-gendanwaltschaft gibt - die bis dato von Ihnen leider ab-gelehnt worden ist, obwohl wir das in diesem Hohen Haus beantragt haben. Es gibt in Niederösterreich auch ein Familienreferat – während hier der Bereich Familie sozusagen ein bisschen auf die Seite geschoben wird. Das sollte halt auch mehr Augenmerk finden. 

Das Konzept der mediativen Pädagogik und Gewaltprävention ist ja etwas, was gerade in Niederösterreich auch mit den Schnupperprogrammen dazu führt, dass den Kindern auch neue Strategien auf dem Weg zur Stressbewältigung mitgegeben werden. Wir wissen ja, dass Kinder heute in unserer Gesellschaft oftmals durch Überforderung mit Stress sehr schwer zurechtkommen, weil ja auch immer mehr von ihnen verlangt wird. Und das ist eben etwas, wodurch sie auch lernen können, wie man in eine Gewinnersituation kommt, wie man zu einer Gewinnerlösung kommt.

So ein Programm braucht intensiv sechs Einheiten zu je 50 Minuten, wie das in Niederösterreich in der Klasse praktiziert wird, wo man innerhalb von zehn Tagen so et-was auch erfolgreich umsetzt. Das stelle ich mir auch für Wien vor, das wäre ein erster wichtiger Schritt. 

Aber auch andere Bereiche, die heute angesprochen worden sind, sind sicherlich wichtig, natürlich auch die gesetzliche Regelung, die GR Strobl angesprochen hat, dass man als Lehrer bei einem dringenden Verdacht auch wirklich gesetzlich geschützt und legitimiert die Möglichkeit hat, in die Schultasche zu schauen, ob es darin wirklich ein Messer gibt, weil das erzählt worden ist, ob es da wirklich eine Waffe gibt, die mitgebracht worden ist, weil man das von anderen Mitschülern gehört hat. Der Lehrer ist heute in diesem Bereich schon im Stich gelassen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist richtig!) 

Es stimmt schon, dass es manche Lehrer gibt, die die Courage haben zu sagen: Geh komm, leer' die Schultasche aus! - Wenn aber der Schüler sagt: Entschuldigen Sie, Sie können mich moscherln!, dann hat der Lehrer keine Handhabe, um das auch durchzusetzen, und deshalb ist es so wichtig, das auch gesetzlich festzumachen. Es ist auch notwendig, das sicherzustellen, damit man überprüfen kann, ob es so ist, dass jemand ein Messer mitgenommen hat. 

Es ist auch wichtig, nicht einfach so zur Tagesordnung überzugehen, und es kann nicht so sein, dass letztlich, wenn man dann ein Messer gefunden hat, das nicht der Schulbehörde gemeldet wird. Natürlich ist das etwas, was man auch an die Schulbehörde weitermelden muss!

Oder: Wenn es zu einem Wechsel eines Schülers, der schon bisher immer wieder auch Probleme gemacht hat oder vielleicht Waffen an die Schule mitgenommen hat, an eine andere Schule kommt, dann ist es notwendig, dass man das auch der nächsten Schule auf den Weg mitgibt, damit man sich auf so einen Schüler einstellen kann - nicht so, wie das im Polytechnikum bei Kevin und bei Nikolaus passiert ist, der ja schon vorher auch immer wieder Auffälligkeiten gezeigt hat, bei dem man das aber beim Schulwechsel zu dieser Schule nicht auf den Weg mitgegeben hat. Da muss man das auch festmachen, damit man auf solche Schüler auch speziell eingehen kann und vor allen Dingen das auch weiß und damit der Pädagoge beziehungsweise der Lehrer rechtzeitig von dieser Persönlichkeitsstruktur von Kindern weiß. 

Da kann man zwar von Datenschutz und von Spitzelwesen reden, aber das ist sicherlich falsch und in die-sem Bereich nicht angebracht. Wir müssen wirklich schauen, dass wir bei Kindern auch darauf achten, dass solche Entwicklungen nicht möglich sind, und dann eben auch Handhaben sicherstellen, denn jedes Opfer ist da zu viel. Es gibt viele seelische Verletzungen auch in den Schulklassen, wo Kinder jahrelang in den Klassen geprügelt werden und in Wirklichkeit keiner mitbekommt, dass Schüler malträtiert werden, Schüler geschlagen werden und permanent unter Mobbing stehen. Diese Dinge gibt es leider heute in unserer Gesellschaft, und das ist sehr gefährlich in der Gesamtentwicklung. 

Ich möchte aber auch den Bereich der Integrationspolitik in Wien ansprechen, den wir nicht ganz ausblenden können, der in Wien sicherlich auch insofern zur Kri-tik von unserer Seite führen soll und muss, als Integration in vielen Bereichen eben nicht wirklich so optimal funktioniert, wie es für unsere Gesellschaft notwendig wäre, und es viele, viele Defizite gibt. Wir haben Schulklassen mit exorbitanten Ausländeranteilen. Wir haben manche Schulklassen in Wien, wo nur mehr ein oder zwei österreichische Kinder vorhanden sind. Das sind Realitäten! 

Diese Realitäten kann man nicht herunterspielen, und das wird ja auch in der "Presse" vom 14. Juni 2005 in einem Gespräch mit dem Pressesprecher des Stadtschulrates, Herrn Meißner, kommentiert. Das kann man nachlesen. Demnach wurde im Schuljahr 2004/2005 fast ein Viertel der Erstklassler – schade, dass Kollegin Vassilakou jetzt nicht da ist - als außerordentliche Schüler eingestuft. Das bedeutet, dass die Deutschkenntnisse dieser Kinder derart mangelhaft waren, dass sie dem Unterricht nicht folgen können, daher auch nicht benotet werden können, daher auch keinen Abschluss erfahren können. Das sind, wie gesagt, Zahlen, die von offizieller Stelle in einem Interview mitgeteilt worden sind. In manchen Bezirken, kann man in der "Presse" weiter lesen, haben sogar 50 Prozent der Schüler einer Klasse außerordentlich schlechte Sprachkenntnisse. 

Wenn ich dann immer wieder von den GRÜNEN und von den Sozialisten höre, dass die PISA-Studie zu Recht bemüht wird und auf das finnische System hingewiesen wird, dann verstehe ich nicht, warum Sie beim finnischen System nicht auch das nennen, was dort der Fall ist: Dort wird kein Kind zum Schulunterricht zugelassen, das nicht ausreichend Finnisch kann. Das muss in Finnland 
so lang in eine Vorschule gehen, bis es ausreichend Sprachkenntnisse besitzt. Erst dann werden Kinder in Finnland zugelassen. Das muss man auch einmal in der Realität erkennen! Wenn man schon die positiven Ansätze von Finnland mitnimmt, dann bitte auch diese positiven Ansätze nennen und nicht unter den Teppich kehren! (Beifall bei der FPÖ.)
Da ist es natürlich notwendig, darüber nachzudenken und auch das, was wir als Freiheitliche Partei seit Jahren in Wien fordern, endlich zur Umsetzung zu bringen. Wir sagen: Das, was in Niederösterreich gang und gäbe ist, nämlich halbtags den kostenlosen Kindergarten sicherzustellen und am Nachmittag eine Betreuung sicherzustellen, die eben dann mit Kosten verbunden sein soll, wäre ein Schritt in die richtige Richtung, wobei man dann eben auch für jene Zuwandererkinder Sorge trägt, in-
dem man dort einen Vorschulunterricht sicherstellt und Deutschkenntnisse sicherstellt, damit in Folge diese Kin-der auch in das Schulsystem aufgenommen werden kön-nen und dem Unterricht folgen können. 

Natürlich ist es auch logisch und sinnvoll, so wie in Finnland die Klassenschülerzahlen zu senken, weil damit auch das Bildungsniveau gehoben werden kann, wenn sich ein Lehrer einer kleineren Zahl von Schülern in einer Klasse widmen und annehmen kann. 

Das sind alles wichtige und vernünftige Forderungen, die uns in diesem Bereich weiterbringen. – Gut.

Wir müssen auch Folgendes zur Kenntnis nehmen, und das ist auch im Zusammenhang mit dem Artikel in der "Presse", den ich vorher zitiert habe, vielleicht noch anzumerken, denn auf der nächsten Seite gab es damals am gleichen Tag einen Artikel, in dem gestanden ist - unter Anführungszeichen -: Tod für Ehre, und in dem Si-tuationsbilder aus der Türkei berichtet worden sind. Dabei wurde auch eines von vielen Beispielen aufgezeigt, wie das in der Türkei gehandhabt wird, dass es dort na-türlich auch eine andere Streitkultur gibt als bei uns und auch bedenkliche Gebräuche herrschen. Das muss man auch ernst nehmen, weil dort ein anderes Verständnis von Gewalt, von Leben und Tod in der Auseinandersetzung besteht und bei diesen Menschen auch ein Ehrenkodex von der Familie mitgegeben wird - die Blutrache, die wir auch kennen - und es letztlich auch so ist, dass in der Türkei laut Statistiken alleine pro Jahr schätzungsweise bis zu 200 Frauen Opfer von Morden, von Ehrenmorden werden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Auch in Deutschland!) 

Und natürlich muss man auch ernst nehmen, wenn Kinder aus so einem kulturellen Bereich kommen und zu uns zugewandert sind, dass ihnen auch von der Familie viel mitgegeben wird. Wir müssen auch ernst nehmen, dass natürlich auch solche Streitkulturen dort Thema sind. Dem können wir nur begegnen, indem wir hier ver-suchen, ganz gezielt bei den Zuwanderern präventiv die-se Kulturstreitbilder abzubauen, sie ihnen zu nehmen, und dafür sorgen, dass ihnen diese positive Streitkultur, wie heute schon festgemacht, nämlich Streiten lernen, auch vermittelt wird. 

Das müssen wir sehr ernst nehmen, denn da wird viel mitgegeben. Es gibt ja auch in Wien Fälle, die ich selbst erlebt habe, dass Zuwandererkinder hier in Wien geboren werden und dann mit sechs Jahren zur Schule gehen und kaum ein Wort Deutsch können, weil es eben so ist, dass es Frauen gibt - und ich sagte schon, ich habe das auch erlebt -, wo der Familienvater die eigene Frau eigentlich nicht außer Haus lässt und diese in Wirklichkeit gar keine Möglichkeit hat, Integration wahrzunehmen und Deutsch zu lernen, und auch nicht Deutsch kann. Und dann zieht sie ein Kind groß: Na, wie kann denn das Deutsch lernen bis zum sechsten Lebensjahr? - Denn in den Kindergarten gibt man es ja in der Regel auch nicht.

Genau das sind Dinge, denen wir entgegenwirken müssen, denn sonst werden wir das Problem nicht rechtzeitig und frühzeitig in Angriff nehmen können, nämlich dort, wo es notwendig ist: Vom ersten bis zum sechsten Lebensjahr. Dort muss es ja schon ansetzen und einsetzen. 

Es hat einen Runden Tisch gegeben, der nach dem tragischen Fall von Seiten der Stadt Wien initiiert worden ist. Mir ist wichtig, dass man da nicht gleich das über Bord wirft, was dort auch Thema war - ganz kurz Thema war und dann gleich über Bord geworden wurde, ohne es zu prüfen, ohne Studien durchzuführen -, nämlich das Modell, das in Amerika gang und gäbe ist, nämlich Metalldetektoren beim Eingang in die Schule, doch auch an unseren Schulen zu überlegen. Man hört von den Kindern und Jugendlichen, dass es heute gang und gäbe ist, dass die Mitschüler Messer mithaben. Das ist Regelfall geworden, Normalität geworden.

Das haben ja auch die Schüler, die Mitschüler von Kevin bestätigt, die dann interviewt worden sind und ge-sagt haben: Natürlich ist es so, dass andere Mitschüler und auch wir ein Messer mithaben. - Das ist heute der Regelfall. Dem kann man natürlich auch mit Metalldetektoren entgegenwirken, um das Aufspüren von Waffen schon beim Betreten der Schule festzumachen. Auch als Abschreckung für Schüler, die das vorhaben, dient das letztlich.

Die Beratung von Lehrern, Eltern und Schülern soll jetzt mit Hilfe einer Broschüre in Angriff genommen werden. Das ist einmal ein positiver Ansatz. Es soll dies dann auf die Polizei ausgeweitet werden. Aber, bitte, nicht wieder nur eine einmalige Alibiaktion! Nicht nur eine Stunde im Jahr, sondern wirklich schauen, dass man Nachhaltigkeit und Kontinuität dahinter setzt und dass solche Projekte nicht auf eine einstündige Alibiaktion be-schränkt werden! Nachhaltigkeit, genügend Geld und Mittel dafür zur Verfügung stellen, aber nicht nur Papier produzieren! Das ist unser Anliegen. 

Es muss auch - was den Schulpsychologen betrifft - hier so sein, dass wir von schulpsychologischer Seite her mehr sicherstellen. Das ist eine finanzielle Frage. Da muss sozusagen ein Ansprechpartner vorhanden sein, ein Ansprechpartner, der immer für alle Schüler da ist, der für die Lehrer da ist, damit man nicht wochenlang für einen Termin braucht, sondern wirklich jemand als Ansprechpartner vor Ort vorhanden ist und für die Betroffenen da ist.

Beim Runden Tisch war es ein Thema, den Umgang mit Gewalt vor allen Dingen auf die Mädchen zu fokussieren. Ich bitte da wirklich, nicht den Fehler zu machen, dies nur auf Mädchen zu beschränken, sondern da gehören auch die Buben eingebunden. Beim Thema Gewalt, beim Umgang mit Gewalt soll nicht nur eine Beschränkung auf Mädchen getroffen werden, wie das eben beim Runden Tisch festgemacht wurde - geschlechtsspezifisch, so habe ich es mitgeteilt bekommen -, sondern da bitte ich wirklich, dies auch auf die Buben auszuweiten.

Ich komme damit schon zum Schluss.

Es ist ein Gesamtkonzept notwendig, kein Fleckerlteppich. Wir bringen daher heute einen Resolutionsantrag ein, mit dem wir notwendige Sofortmaßnahmen ein-fordern. Darin haben wir als erste Hilfe unumgängliche Schritte definiert, die notwendig wären, nämlich:

Erstens die Veranlassung der Erstellung eines Informations- und Maßnahmenbündels zur Gewaltprävention an Schulen - was ja andiskutiert worden ist.

Zweitens die Prüfung, inwieweit bestimmte Präventivmaßnahmen im Hinblick auf das Mitführen von sicherheitsgefährdenden Gegenständen getroffen werden kön-nen - auch Metalldetektoren sollen nicht a priori ausgeschlossen werden, wie das dort ein Thema war.

Drittens die Schaffung aller notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen, damit Gewalt in der Schule hint-angehalten wird, wie zum Beispiel Meldepflichten der Lehrer für sicherheitsgefährdende Gegenstände, Benachrichtigung anderer Schulen über das besondere Vorleben gefährdeter Schüler oder Einführung eines ge-zielten Sport- und Bewegungsangebotes, mehr Rechte für Lehrer durchzugreifen.

Das sind Punkte, die wichtig sind, weil wir ja wissen, dass es bis heute nicht passiert, dass das Vorleben der nächstfolgenden Schule mitgeteilt wird, und dass auch teilweise die Schulbehörde nicht informiert wird.

Viertens: Sofortige Initiierung von Gesprächen zwischen der Bundesministerin und den Landeshauptleuten, damit auch die Ressourcen in den Ländern im Bereich der Gewaltprävention erhoben und verbessert werden können, insbesondere die Sicherstellung der Finanzierung, die ja heute auch aufgrund der Reduktion der Bundesmittel nicht mehr so gesichert ist.

Fünftens: Erhebung statistischer Angaben zu aggres-siven und gewaltorientierten Vorfällen an Schulen.

Sechstens: Durchführung eines Symposiums der Schulpartner im Bereich Konfliktbewältigung, Kommunikation und Aggression.

Siebentens: Verstärkung des gezielten Einsatzes von Schulpsychologen sowie speziell hinsichtlich schulischer Gewalt ausgebildeten Mediatorinnen und Mediatoren unter Prüfung einer Ausweitung der Möglichkeiten des schulpsychologischen Dienstes. Ziel einer solchen Ausweitung ist es, dass der schulpsychologische Dienst ver-stärkt von sich aus seine Dienste den Schulpartnern vor Ort anbietet.

Achtens - der letzte Punkt: Sicherstellung der Finanzierung dieser Forderungen, weil wir in diesem Bereich oberste Priorität haben und hier wirklich aufgefordert sind, nicht am falschen Fleck zu sparen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, was uns eint, ist einmal die Erschütterung über den tragischen Todesfall und auch die Anteilnahme, die den Eltern und Hinterbliebenen gilt. Das ist ja unbe-stritten.

Was ich aber ablehne und was schon im Vorfeld abgelehnt wurde - auch wenn es von den Antragstellern nicht gern gehört wird, aber ich glaube, dass man es trotzdem sagen muss -, ist, dass die Debatte, die heute geführt wird, aus diesem Anlassfall heraus geführt worden ist. Das ist keine gute Herangehensweise. Ich möchte auch sagen, dass ich keine Sackgasse in Wiens Politik erkennen kann - außer der politischen Sackgasse, in die sich das BZÖ selbst hineinmanövriert hat. Solcherart ist es wieder verständlich, dass Sie verzweifelt um sich schlagen, und nach dem letzten Wochenende, also seit gestern, ist es umso verständlicher, dass Sie mit allen Mitteln versuchen, mediale Aufmerksamkeit zu erregen. 

Für die Sache selbst wäre das, glaube ich, in einem anderen Rahmen durchaus besser angekommen. Denn alle Parteien in Wien setzen ja auf Gespräch und Prävention, aber - bis auf eine, würde ich sagen - nicht auf Metalldetektoren. Ich habe zuerst geglaubt, da besteht insgesamt Konsens; jetzt mache ich diesen einen Einschub. Auf alle Fälle lehne ich es ab, dass das BZÖ die heutige Debatte, aus meiner Sicht, als politisches Kleingeld verlangt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nichtsdestoweniger darf man das Problem natürlich nicht verdrängen, man muss darüber diskutieren. Gewalt ist - das wurde schon von den Vorrednerinnen und Vorrednern ausgeführt - ein gesellschaftliches Problem. Das ist natürlich mehr als Politik, es ist auch mehr als Schule, es fällt aber auch in die Politik und in die Schule hinein. Es ist natürlich schon gar nicht ein Problem der Schule, denn die Schule muss ja damit umgehen, wie die Kinder, wie die Eltern, wie die Familien leben, wie sie denken, wie sie ihre Konflikte lösen. 

Die Politik ist ein institutionelles Handlungsfeld, in dem wir etwas tun können und etwas bewegen wollen. Ist bisher nichts geschehen? Eigentlich nicht, sondern wir haben durchaus vorbildliche Aktionen gemacht. Obwohl etwas geschehen ist - ein tragischer Einzelfall, muss ich sagen -, möchte ich gerade der Kollegin Schmalenberg nicht ganz vorenthalten - ich werde es wirklich kurz machen -, was wir bisher schon gemacht haben, allen ihren Vorurteilen und generellen Angriffen zum Trotz.

Nebenbei: Zwei Sachen habe ich mir noch notiert. Seit 20 Jahren gibt es gar keine Schülerbeschreibungsbögen mehr. Es ist auch interessant, dass das anscheinend noch nicht durchgedrungen ist. Und was den Antrag zur Klassenschülerhöchstzahl betrifft, bin ich zwar dafür, dass man sie senkt, aber dass dies heute eine Regierungspartei anlässlich dieses Falles hier verlangt, finde ich derart billig und durchschaubar, dass ich bei dem entsprechenden Antrag nicht dafür bin zuzustimmen.

Was ist also bisher geschehen? Es haben zum Beispiel ambulant tätige BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen im vergangenen Schuljahr 6 250 Kinder betreut, unter ihnen 3 000 Kinder in der Altersgruppe von 10 bis 15 Jahren. Es hat 64 integrativ orientierte Klassen gegeben, Mosaikklassen, Förderklassen im Grundschulbereich und Mittelstufenbereich, Nestklassen, Klassen im Strafvollzug der Justizanstalt Josefstadt. 451 verhaltens-auffällige Kinder sind dort geschult und intensiv betreut worden. 

Es gibt ein Schulberatungsteam, das mit den Klassen im Sonderpädagogischen Zentrum zum Thema Gewalt an den Schulen arbeitet. Es gibt das Projekt Nest, das sich in erster Linie mit Opfern von Gewalt beschäftigt und versucht, deren Persönlichkeit zu stärken. Es gibt eine Abendberatungsschule, die mit allen Sonderpädagogischen Zentren in ganz Wien zusammenarbeitet. 

Es gibt Peer-Mediation, es gibt soziales Lernen. Es gibt gerade ein Team von PsychagogInnen, das mit den SchülerInnen im SPZ 20 zum Thema Gewaltprävention arbeitet - das auch zu dem Brief, der heute verlesen wur-de. Es gibt natürlich schulinterne LehrerInnenfortbildung, die sich mit Gewalt gegen behinderte Menschen, mit sexueller Gewalt an Kindern und Jugendlichen und dem Thema Mobbing auseinander setzt. Das ist ja auch schon eine Kooperation, wenn auch nicht so eine institutionalisierte, wie wir sie heute fordern. Es hat überdies ei-ne Kooperation mit den Bezirkskommissariaten gegeben. 

Alles in allem muss man sagen, dass Präventionsarbeit nicht auf schnelle Lösungen abzielt. Sie arbeitet mit Zeit, sie braucht Geduld und Kontinuität. Kann trotzdem etwas passieren? Leider ja. Aber was wir von der Politik tun können, das sollen wir tun, da kann man das Umfeld verbessern. Wir in Wien wollen handeln. Der Stadtschulrat hat auch reagiert und einen Runden Tisch initiiert, an dem Eltern, SchülerInnen, LehrerInnen, also sämtliche Schulpartner, vertreten waren. Sie haben gemeinsam mit Fachleuten diskutiert und einen Maßnahmenkatalog - sieben Maßnahmen - erarbeitet. 

Die erste Maßnahme läuft jetzt schon an, die so genannte Schul-Charta gegen Gewalt. Da wird in den einzelnen Schulen anhand eines von uns vorgegebenen Textes versucht, ein Bekenntnis der Schülerinnen und Schüler gegen die Gewalt als Gemeinsamkeit, als Bewusstseinsbildung zu erbringen. Warum sage ich, anhand eines vorgeschlagenen Textes? Weil wir natürlich wollen, dass das ähnlich ist. Aber wir werden ja dann eines haben, mehr oder weniger, das macht jede Schule für sich autonom. Denn es sollen dort, wenn sie zustimmen, auch wirklich alle zustimmen können. Diese Bewusstseinsarbeit kann man jetzt leisten, auch anhand dieses Vorfalls.

Ich werde dazu einen Antrag einbringen - gemeinsam mit Kollegen Walter Strobl, Kollegin Susanne Jerusalem und Kollegin Schmalenberg -, der diese eine Forderung und sechs weitere, die ich jetzt noch kurz darlegen möchte, unterstützt. Da sagen wir von Wien aus, wir wollen alles tun, damit diese sieben Forderungen entsprechend in die Wirklichkeit umgesetzt werden. 

Wir wollen einen Service gegen Gewalt bieten, eine Beratungsbroschüre, die noch übersichtlicher und überschaubarer präsentiert wird, worin es vor allem um die Information über Rechtsfolgen gerade für die Jugendlichen geht. Da geht es nicht so sehr um einen Streit mit tödlichem Ausgang, das wird nicht der Hauptschwerpunkt dieser Beratungsbroschüre sein. Das ist auch nicht der Hauptschwerpunkt des Problems, wenn man von Gewalt und Gewaltprävention spricht. 

Wir wollen Hilfe vor Ort bieten, nämlich eine flächendeckende Sprechstunde von Schulpsychologen für alle Schularten und einen Aushang, dass man auch weiß, wann sie da sind, wenn sie gebraucht werden. Wir wollen einen periodisch wiederkehrenden Jour fixe, und die-sen institutionalisiert, mit der Polizei. Wir wollen Kommunikation gegen Gewalt fördern, indem wir vorschlagen, dass es psychosoziale Bezirkskommissionen geben soll, ähnlich wie es das im Jugendbereich und in anderen Dingen schon gibt, wobei Praktiker vor Ort im Bezirk unter Mitwirkung aller beteiligten Organisationen sich absprechen und Maßnahmen koordinieren. Und wir wol-len eine Gesamtkoordination durch eine überregionale ExpertInnenrunde, wobei wir hoffen, dass die ExpertInnen, die beim ersten Mal dabei waren, eine federführende Rolle übernehmen werden. 

Wir werden auch versuchen, von anderen Beispielen, von anderen europäischen Beispielen zu lernen. Gerade aus Norwegen hört man, dass es interessante Beispiele gibt, das werden wir uns auch genauer anschauen. Wir können das zwar nie eins zu eins umsetzen, aber wir können durchaus einmal versuchen, auch etwas von anderen zu nehmen. 

Wir werden ein Aktionspaket ausarbeiten, "Sag NEIN zur Gewalt", das vor allem der LehrerInnenfortbildung dient. Dabei wird mit Institutionen der außerschulischen Jugendarbeit zusammengearbeitet. Das ist deshalb eine wichtige Sache, weil zum Beispiel - das sage ich als Vorsitzender der Jugendzentren - hier auch Know-how vorhanden ist. Denn auch dort gibt es Gewalt, und die Betreuerinnen und Betreuer können und müssen damit umgehen. Da kann man sicherlich gegenseitig einen Informationsaustausch und einen Wissenstransfer machen.

Natürlich sollen die Burschen schon mit bearbeitet, mit in alle Projekte einbezogen werden. Aber dass man auch einen eigenen Mädchenschwerpunkt setzt, ist, glaube ich, einfach richtig, wenn man sich die Realität anschaut. Daher wird der siebente Punkt diese spezielle Mädchenschiene vorsehen.

Alles zusammen ist, glaube ich, das, was wir in Wien guten Gewissens tun können, um nicht zu sagen: Wir haben schon viel gemacht, jetzt kann man eben nichts mehr tun!, sondern um noch einmal einen Push zu geben, noch einmal voranzukommen, noch einmal das Um-setzen zu verbessern. Ich darf nun diesen Antrag abgeben. (Der Redner überreicht den Antrag der Vorsitzführung.)
Um ganz kurz zu den Anträgen der anderen Parteien, der Kolleginnen und Kollegen zu kommen, zunächst zur Kollegin Jerusalem: Zur Schulmediation stehe ich als Person sehr positiv. Im 8. Bezirk, meinem eigentlichen politischen Wirkungsfeld, ist diese ja beschlossen worden, und nicht aus Zufall gemeinsam mit Stimmen der SPÖ. Hier gibt es ein organisches Wachstum, und ich bin dafür, dass wir das nicht stoppen sollen. Aber wir sollten es auch nicht jetzt von uns aus in dem Sinn, dass wir es heute beschließen, zusätzlich explosionsartig ver-mehren. Denn es ist dies eben keiner der sieben Punkte. Wenn wir Wiener sagen, wir wollen auch Geld, wir wollen materielle Mittel nehmen, dann sollten wir uns einmal 
auf die sieben Punkte fokussieren. Die Schulmediation wächst, sie funktioniert, es gibt immer mehr Bezirke, die sie machen, das ist gut und richtig so. 

Der Peer-Mediation werden wir zustimmen, weil dieser Antrag tatsächlich nur eine Sache konkreter fordert. Das ist auf alle Fälle in Ordnung. Dazu muss ich auch sagen, ich selbst habe in der Albertgasse, wo es ein ähnliches Projekt gegeben hat, einen Preis übergeben, der vom SPÖ-Klub, aber vom Wiener SPÖ-Klub, gestiftet und gespendet wurde. Auch das ist eine Sache, die zei-gt, dass wir dem durchaus positiv gegenüberstehen, weil das ja absichtlich und willentlich von uns passiert ist, da wir diesen Formen positiv gegenüberstehen. 

Der Schulsozialarbeit kann man momentan generell so nicht zustimmen. Da müssten wir zumindest diskutieren, wie man dann Sozialarbeit organisiert - denn im Mo-ment ist es tatsächlich so, dass es grätzelmäßige Aufteilungen gibt -, sodass es eine klare Zuteilung gibt. Dass nicht immer gern nach außen gegangen wird, ist ein Problem; das stimmt, das höre ich von Lehrerinnen und Lehrern auch immer wieder. 

Jetzt eher zur Kollegin Schmalenberg gesagt, die immer eine aufsuchende Elternarbeit will: Es gibt mobiles Arbeiten mit den Eltern. Ich sage nur, das Schwierige an dieser Arbeit ist, dass oft ein starker Druck ausgeübt werden muss. Denn viele der betroffenen Eltern wollen gar nicht, dass ihnen - unter Anführungszeichen - geholfen wird. Die kooperieren hauptsächlich dann, wenn so-zusagen eine Kindsabnahme droht. Auch da sollte man sich überlegen, wie man genauer herankommt. Dass Be-ratungslehrer in den Schulen das besser machen können, ist eigentlich, glaube ich, eine unbestrittene Geschichte.

Dass die Schulpsychologie ausgebaut werden soll, stimmt in der Allgemeinheit; in der konkreten Form ist der Antrag, glaube ich, anders, als es die Schulpsychologie selbst verlangt. Es wäre also ein wenig, sagen wir, hoch-mütig von uns, wenn wir das hier festlegen, was sie beim sozialen Lernen genau brauchen. Das sehe ich absolut gemeinsam, ich habe ja schon erwähnt, dass Wien natürlich Mittel in die Hand nehmen wird, um die sieben Maßnahmen auch umzusetzen.

Zum Kollegen Strobl gesagt: Du wirst mir fehlen, es gab immer eine gute Zusammenarbeit. Aber vielleicht ergibt sich etwas, über den Stadtschulrat oder wie auch immer, wodurch weiterhin Kooperation möglich ist. Da lasse ich mich überraschen, ich bin einmal offen. Aber obwohl du mir fehlen wirst, muss ich sagen, dem Antrag heute können wir nicht zustimmen, weil er das ungefähr so macht: Alles, was gut und teuer ist und was die ÖVP schon immer gefordert hat, ist wieder gefordert worden, auch die um ein Jahr vorgezogene Einschreibung, obwohl wir das Wien-eigene Modell haben. Ich verstehe, dass man noch einmal alle Forderungen der ÖVP zusammenfasst, aber ich nehme an, ihr habt auch selbst nicht damit gerechnet, dass man hinterher zustimmen kann. (GR Walter Strobl: Ein bissel schon!) Es wird auch wirklich nicht der Fall sein.

Zum Kollegen Strache gesagt: Er hat es diesmal etwas vielfältiger beleuchtet. Trotzdem muss ich sagen, wenn es um "Deutsch nichts verstehen" und die Frage der außerordentlichen Schüler geht, ist er erstens schlecht informiert. Denn dass es zu diesen Zahlen kommt, liegt eher daran, dass viele DirektorInnen glauben, sie bekommen irgendwelche Sondermittel, wenn sie da besonders viele haben. Das ist zwar ein Irrglaube, aber es ist anscheinend irgendwie unausrottbar festgelegt. Wir haben einige Tests gemacht, zum Beispiel im 10. Bezirk, wie es mit den Deutschkenntnissen steht. Da ist eindeutig herausgekommen, dass es, wenn die Kinder hier geboren sind oder im ersten, zweiten Lebensjahr hierher gekommen sind, durch alle Tests keine signifikanten Unterschiede gibt. Sie können also gleich gut Deutsch - sozusagen wurscht, welche Staatsbürgerschaft, welchen Pass sie haben. Niederösterreich ist hier kein gutes Beispiel. 

Zu dem Antrag möchte ich sagen: Okay, ich würde ihn anders schreiben - also von der Sprache her ist er nicht hundertprozentig das, was ich möchte -, aber da ich zumindest dem Inhalt zu 90 Prozent zustimmen kann und die Grundintention von den Forderungen her passt, wäre ich dafür, dass man dem durchaus auch zustimmt, um zu zeigen, dass wir hier gemeinsame Anstrengung unternehmen wollen, und ich werde mich da nicht auf verschiedenste Einzelpunkte und i-Tüpferl-Reiterei beschränken. 

Ich möchte es mir auch ersparen - nein, einen Satz sage ich schon dazu. Wenn man sagt, dass hier das gesellschaftliche Umfeld auch eine entscheidende Rolle spielt, dann ist doch klar - ohne wieder auf den Bund loszugehen -, dass Einsparungen im Bildungsbereich, dass Jugendarbeitslosigkeit, gegen die wir in Wien besonders kämpfen, dass alle diese gesellschaftlichen Phänomene auch eine Rolle spielen, daher mit bedacht und politisch mit bekämpft werden sollen.

Dieser gemeinsame Antrag, den ich eingebracht habe, zeigt aber, dass es einen Bereich gibt, in dem Konsens herrscht. Diesen Konsensbereich gilt es - bei aller Diskussion - gemeinsam umzusetzen. Wiens Schulpolitik ist daher in keiner Sackgasse, sondern sie stellt sich in breiter Front den Herausforderungen: Gemeinsam gegen Gewalt! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Die dazwischen liegenden Wortmeldungen sind alle gestrichen. - Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Tatort Schule - wo unter SPÖ-Verantwortung die Faust regiert! Die Gewalt an den Schulen explodiert, und die Ursachen sind, wie wir wissen, vielschichtig. 16 Pro-zent aller Schüler sind Opfer von Gewalt, und die SPÖ hat in den letzten Jahren gewaltige Fehler in ihrer Schulpolitik gemacht. Während Querdenker und Ex-Stadt-schulratspräsident Kurt Scholz die Dinge beim Namen genannt hat und daraufhin auch den Sessel räumen musste, sitzt Frau Brandsteidl als verlängerter Arm der Gewerkschaften auf dem Thron der Stadtschulratspräsidentin und hievt einen roten Lehrer nach dem anderen in Direktorenpöstchen, auch wenn die so genannten Objektivierungsverfahren nicht so gut ausgegangen sind.

Die eigentlichen Probleme an den Schulen - wie vorzeitige Lehrerpensionierungen, zu hohe Klassenschülerzahlen, Integrationsprobleme durch mangelnde Deutschkenntnisse, bis hin zu steigender Gewalt an den Schulen -, diese Probleme sind für die SPÖ und Brandsteidl nicht existent. Dabei zeigen Forschungsergebnisse im Bereich Gewalt in der Schule und Jugendgewalt seit vielen Jahren, dass erstens gewalttätiges Verhalten in der Schule am häufigsten bei 13- bis 15-Jährigen beziehungsweise in der 7. bis 9. Schulstufe zu beobachten ist - nachzulesen bei Tillmann bereits 1997 -; zweitens verbale Gewalt die typische Form von Gewalt an der Schule ist - nachzulesen bei Schäfer 1996 -; drittens Jugendgewalt ein männliches Phänomen ist - nachzulesen bei Pfeiffer und Wetzels 1999 -; viertens Jugendgewalt sich besonders bei Jugendlichen mit einem niedrigen Bildungsgrad beobachten lässt sowie bei Jugendlichen, deren soziale Si-tuation durch Armut, schlechte Zukunftsperspektiven und schlechte soziale Integration geprägt ist - ebenfalls Pfeiffer und Wetzels 1999 -; fünftens bei jungen Immigranten das registrierte Ausmaß von Jugendgewalt höher als bei anderen Schülern ist, bedingt durch deren unzureichende soziale Integration. 

Unkontrollierte Zuwanderung der letzten Jahre in Wien, ein völliges Versagen der Stadträtinnen Brauner und deren Nachfolgerin Wehsely sowie ihrer Integrationspolitik - Stichwort "freiwillige Deutschkurse" - sind mitschuldig am Schuldesaster. Konfliktaustragung durch und mit Gewalt ist, wie wir wissen, die Folge. Mangelnde Sprachkenntnisse führen zu mangelnder Kommunikation, und diese Kommunikationsprobleme enden bei Konflikten in den meisten Fällen in Gewalttätigkeit. Dabei ist zu beobachten, dass Gewaltdelikte in den letzten Jahren an Qualität zugenommen haben. Die Auseinandersetzungen sind heftiger und die Folgen für die Opfer gravierender geworden. Beim kleinen Kevin endeten sie sogar tödlich. 

Doch die allmächtige SPÖ sieht tatenlos zu. Wo blieb denn das Krisenmanagement der letzten Jahre? Erst nachdem das BZÖ eine Sondersitzung beantragt hatte, gab es einen Runden Tisch, den dann Brandsteidl beantragt hatte. 

Aber wir wollen nicht nur reden, wir wollen handeln. Deswegen bringen wir auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem wir fordern, dass neben den be-stehenden Schulärztinnen und Schulärzten auch verpflichtend ein Sozialarbeiter und ein Schulpsychologe vor Ort an den Schulen regelmäßig anwesend sein müssen, um dort gewaltpräventiv tätig zu sein. (Beifall beim BZW. - Die Rednerin überreicht den Antrag der Vorsitzführung.) 

Es freut mich auch, dass die Freiheitlichen einen Antrag eingebracht haben. Mich wundert es nur ein bisschen, dass er wortidentisch mit dem Antrag ist, den die BZÖ-Nationalratsabgeordnete Mares Rossmann zusam-men mit Herrn Amon von der ÖVP im Nationalrat eingebracht hat - wortidentisch! Gut, ich muss sagen, es ist löblich, wenn man Heimat im Herzen hat; aber es wäre schön, wenn man auch ein bisschen mehr Eigenes im Hirn hätte. 

Es ist jedoch nicht nur die Schul- und Integrationspolitik der SPÖ, die völlig versagt hat, es ist auch die fehlende Familienpolitik, steigende Arbeitslosigkeit in Wien, sozialer Abstieg. Das schafft niedrige Frustrationstoleranz und erhöht die Gewaltbereitschaft auch in den Familien. Scheidungsfolgen und inkonsistentes Erziehungs-verhalten führen die Kinder und Jugendlichen in eine Perspektivlosigkeit. 

Stärkung der Familien ist angesagt, erstens durch ein Familien-Coaching, um Eltern in ihrer Erziehungsarbeit stärker zu unterstützen, zweitens durch ein Familienförderungsgesetz, welches Elternbildungsprojekte festschreibt und die Finanzierung auch dauerhaft sicherstellt. Viertens muss endlich ein Sprach- und Integrationskonzept her, welches unter anderem die verpflichtenden Sprachkurse für Kinder und Mütter und gezielte Fördermaßnahmen bei den Drei- bis Sechsjährigen vorsieht. Deutsch muss eben schon im Kindergarten erlernt werden. Jedes Kind nichtdeutscher Muttersprache muss, be-vor es einen Fuß in die Schule setzt, Deutsch können; ich sehe das als allererste Maßnahme zur Kommunikationsförderung und auch zur Gewaltprävention. Fünftens müssen Integrationsdefizite abgebaut werden, die in Wohnquartieren entstehen, weil sich sonst Immigranten als sprachlich-ethnische Kolonien von ihrem sozialen Umfeld abkoppeln. 

Wien hat versagt, leider! "Wählen wir Lebensqualität", plakatiert die SPÖ - eine Lebensqualität, die teuer bezahlt werden muss. Lebensqualität also nur für jene, die nicht arbeitslos oder obdachlos sind? Lebensqualität nur für jene, die nicht in Lainz in einem Achtbettzimmer liegen müssen? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Gibt es nicht mehr! - GRin Anica Matzka-Dojder: Das war in der Fragestunde!) Lebensqualität nur für Häupls SPÖ, damit das rote System länger schöner leben kann? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sie haben nicht zugehört! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
"Wählen wir Zukunft", sagt auch die SPÖ. Aber welche Zukunft hat ein toter Schüler? Kevin hatte leider keine Chance auf eine gute Zukunft in Wien, und das tut mir ganz schrecklich Leid. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste und voraussichtlich letzte Wortmeldung: Herr GR Barnet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Mit der letzten Wortmeldung beziehe ich mich natürlich auch auf mich selbst, spaßeshalber - nein! Meine Damen und Herren! An dieser Debatte - was sagst du, Anica? (GRin Anica Matzka-Dojder: Habt ihr gestern zu lange gefeiert in der Steiermark?) Na ja, wenn ich feiere, ist das lustig. 

Nein, das Interessante an dieser Debatte - und deswegen freue ich mich doch irgendwie, dass sie stattfindet -, ist, dass wir uns davor sagen lassen mussten, dass es nur darum geht, billige Wahlkampfpolemik zu betreiben. Da frage ich mich: Wo? Wir machen kein Inserat dazu - wir könnten es uns leisten; für die, die glauben, wir könnten das nicht -, wir machen kein Plakat dazu, wir geben keine öffentlichen Beileidsbekundungen ab, wir machen keine Auftritte mit der Familie oder sonst irgendetwas, sondern wir glauben einfach wirklich, dass es notwendig ist. 

Kollegin Jerusalem hat es - und ich bin ihr da wirklich dankbar - zu Anfang gesagt: Das Thema ist - Wahlkampf hin oder her, ob es uns freut oder nicht - ja nicht so, dass man einfach zur Tagesordnung übergehen und sagen kann, da hat es einen bedauerlichen Einzelfall gegeben, so wie das Kollege Strobl sagt. Aber es ist kein bedauerlicher Einzelfall. Auch aus den heutigen Redebeiträgen haben wir gehört, dass es kein Einzelfall ist. Dies ist kein Einzelfall, und ich werde es später darstellen.

Sie haben auch gesagt, es ist geschmacklos. Ich sage Ihnen, es ist nicht geschmacklos. (GR Walter Strobl: Doch!) Es ist nicht geschmacklos, wenn man als Abgeordneter der Meinung ist, ein bisschen Verantwortung zu haben. Mir ist das völlig wurscht, ob diese Debatte dazu beiträgt, irgendein Wahlergebnis zu verändern oder nicht. Was mir nicht egal ist… (GR Walter Strobl: …politische Schuldzuweisung, was Sie machen!) 

Ich habe ja keine politische Schuldzuweisung betrieben! Lassen Sie mich ausreden, bevor Sie irgendwelche Zwischenrufe machen. Ich habe noch keine einzige Schuldzuweisung gemacht, und ich werde auch keine machen. Also bleiben Sie ruhig, Kollege Strobl. (GR Walter Strobl: …Erstredner!) Was mich freuen würde, ist - ich meine, Sie sind im nächsten Gemeinderat nicht mehr vertreten, ich vielleicht auch nicht. Das ist völlig wurscht, aber der Punkt ist… (Zwischenruf von GR Walter Strobl.) Weil ich immer gesagt habe, ich gehe wieder nach Afghanistan. Jeder weiß es, ich möchte wieder nach Afghanistan gehen. Mir ist das ein Anliegen, weil ich mich dort wieder um Kinder kümmern will oder sonst irgendetwas, jeder weiß es.

Kollege Strobl! Mir wäre es ein Anliegen gewesen, dass Sie - egal, ob Sie wieder im nächsten Gemeinderat sind oder nicht - darüber nachgedacht hätten, dass wir nicht immer nur Politik für den Augenblick, für das Ereignis oder für irgendwelche Anträge machen sollen. Die ganze Debatte hat sich zu Beginn, nämlich bevor die Sit-zung stattgefunden hat, damit beschäftigt, dass es gar keine Debatte sein wird. Dann aber bringt jede Fraktion - nicht nur pflichtgemäß, sondern weil es uns offenbar wirklich ein Anliegen ist - zumindest einen oder mehrere Anträge ein, selbst die SPÖ, deren Bürgermeister gesagt hat, er hält es für niederträchtig. Ich gehe davon aus, dass die Fraktion ihre Meinung geändert hat und nicht der Meinung ist, die der Bürgermeister geäußert hat, nämlich dass es niederträchtig ist. Selbst die SPÖ bringt einen Antrag ein, der durchaus in Ordnung ist und mit dem auch die meisten anderen Fraktionen mitgehen. In der Begründung selbst schreiben Sie, warum das alles so wichtig ist: Schrecklicher Vorfall, Schüler zu Tode ge-kommen, öffentliche Diskussion. 

Ja, genau das ist der Punkt! Es gibt eine öffentliche Diskussion, und zwar nicht nur durch die Eltern dieses Kindes oder die Beteiligten, die Betroffenen, die Mitschüler und Mitschülerinnen, die Eltern anderer Kinder. Es gibt eine öffentliche Debatte darüber, die sich mit einer einzigen Frage beschäftigt: Wie kann es passieren? Für mich sind das noch Kinder; das sind vielleicht vom Gesetz her Jugendliche, aber in Wahrheit sind es Kinder, mit 14 Jahren sind es Kinder, die mit ihren Gefühlen und mit dem, was sonst mit ihnen in der Welt passiert, noch nicht vollständig umgehen können. Wie kann es passieren - Kollegin Rudas, was lässt Sie zweifeln? Ich habe Zeit für den Zwischenruf. Okay, er ist nicht mehr notwendig.

Wie kann es passieren, dass ein Schutzbefohlener in einer Schule einfach zu Tode kommt, und zwar nicht durch ein Unglück? Das ist kein Seilbahnseil, das reißt, weil es irgendjemand schlecht wartet, das ist kein Autobus, der irgendwo hineinfährt, sondern da gibt es - Kollege Strobl hat vorhin von den drei Formen der Gewalt gesprochen - strukturelle Gewalt, die an den Wiener Schulen ausgelebt wird. Dies ist eben kein Einzelfall. Ich erspare es Ihnen, jetzt alles vorzulesen, was all die Leute uns sagen, die Betroffenen einschließlich der Schulpsychologen, einschließlich der Lehrer. Da trauen sich die Lehrer gar nicht mehr, in die Klassen hineinzugehen. Wenn wir uns den konkreten Fall anschauen - und das ist jetzt kein Vorwurf an diese Lehrerin -, dann sagt sie: Sie war vorher in der Klasse, hat mitbekommen, dass dort drinnen eine Rauferei war, dachte, sie hätte das beruhigt, und hat das Klassenzimmer wieder verlassen. Jetzt kennt sie sich entweder bei Raufereien zwischen 14-jährigen Buben nicht aus; dann sollte man ihr das vielleicht beibringen, das kann nun einmal auch blutig enden. Diese strukturelle Gewalt ist offensichtlich latent vorhanden. 

Das ist gar kein Versäumnis der SPÖ, ich mache hier keine Schuldzuweisung. Aber es gibt trotzdem auch so etwas wie politische Verantwortung, das heißt, sich darum kümmern zu müssen, nicht nur das eine Mal, weil es jetzt passiert ist, sondern allgemein. Das machen Sie jetzt auch, Sie bringen ja selbst einen Antrag ein, weil es Ihnen wichtig ist. Trotzdem war der Bürgermeister davor der Meinung, es sei niederträchtig. 

Ich bin dieser Meinung nicht und mir ist es ein Anliegen. Ich halte es für meine Pflicht. Ich halte es auch dann für meine Pflicht, wenn ich glaube, dass die Worte, die ich heute an Sie richte, nicht unbedingt etwas verändern werden, obwohl ich immer noch an die gesprochene Demokratie glaube. Der ganze Zweck unseres Plenums ist es ja, uns gegenseitig zu überzeugen. Dass das nur mehr selten passiert und dann trotzdem der eine dem anderen Antrag zustimmt oder der eine auf den an-deren Antrag draufgeht, das mag so sein. Aber das Wesen unserer parlamentarischen Demokratie ist, dass wir versuchen, uns durch Argumente zu überzeugen, und dass wir es für notwendig halten, das zu tun, was auch unsere innere Überzeugung ist. 

Kollegin Jerusalem! Wenn Sie den Bund kritisiert haben, gebe ich Ihnen in diesem einen Punkt teilweise so-gar Recht. Ich halte es auch für nonchalant, über diese Fragen hinwegzugehen, wobei ich der Überzeugung bin, dass man die Klassenschülerzahlen nicht nur dadurch senken könnte, dass man zusätzlich extrem viele Lehrer einstellt, sondern dass man sich einmal überlegt, wie viele Stunden ein Lehrer zumutbarerweise unterrichten darf und wie viel man dann noch an zusätzlichen Klassen herausbringen würde. 

Einer der Vorschläge, die jetzt auch die SPÖ gemacht hat, geht in diese Richtung. Der geht in die Richtung, dass die Lehrer selbst, weiter begleitend, mehr ler-nen sollen, um sich mit dem Phänomen auseinander zu setzen, mit dem Phänomen von Gewalt, das nun einmal zwischen 14- und 15-jährigen Buben in einer Schule auftritt. Das ist jetzt auch nicht auf niedrige Gefühle hinuntergehend und nicht auf Instinkte wegen der Zuwanderung bezogen. Das bringt auch Probleme, natürlich kommt das hinzu, weil viele von ihnen aus Kulturkreisen sind, in denen die Gewalt, oder das positive Ausleben von Gewalt, noch einen anderen Stellenwert als bei uns hat. Das muss man zugeben, das ist so. Aber dass Buben in dem Alter raufen, ist nichts Außergewöhnliches. Ich weiß das von mir selbst. 

Warum schütteln Sie den Kopf, Kollegin Ramskog-ler? Buben in dem Alter raufen nicht? Ich gebe es zu, ich lege eine Beichte ab: Als ich so alt war - ich bin aber ins Gymnasium im 2. Bezirk gegangen, in dasselbe wie Sonja Wehsely -, haben wir gerauft. Mit 14, ich gebe es ehrlich zu, haben wir gerauft. Ich habe mehrfach den Unterricht verlassen müssen oder in der Pause und auch in den Stunden beim Direktor sitzen müssen, weil ich ein echtes Gfrast war. Ich habe gerauft, und zu Recht habe ich die Schule verlassen müssen - also nicht die Schule verlassen müssen, sondern vom Unterricht weg müssen -, und zwar so lange, bis ich einsichtig war, bis sogar mir klar war: Raufen zahlt sich nicht aus und führt zu noch schlechterem Schulerfolg, weil ich eh ein fauler Hund war. Bei mir hat das also genützt.

Es hat aber auch genützt, dass wir einen Direktor hatten, der sich der Sache angenommen hat. Er hat ernsthaft selbst Gangaufsicht gemacht, er ist auch gekommen und hat Klassenaufsicht angeordnet, wenn es notwendig war. Alles das sind Dinge, die hier vielleicht versäumt wurden. Es gibt das Instrumentarium der Klassenaufsicht. Wenn es Schulen oder Klassen mit Problemkindern gibt, in denen immer wieder etwas passiert (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist alles kontextabhängig!), dann gibt es das Mittel der Klassenaufsicht, Kollegin Ramskogler. Es ist nur im konkreten Fall nicht angewendet worden. 

Da interessiert mich auch der Datenschutz oder sonst irgendetwas nicht, weil das ein vorgeschobenes Argument ist. Den Datenschutz kann ich immer, wenn es notwendig ist, durch einfachgesetzliche Regelungen dort hinlenken, wo er hingehört. Es war bekannt, dass dieser Schüler zweimal beim Jugendgericht vorgeladen war. Dass er keine Verurteilung gekriegt hat, ist wurscht, aber er hat eine Vorladung bekommen. Er muss ja irgendeinen Grund angeben, warum er nicht in der Schule war. Das hat niemanden interessiert. Als er die Schule gewechselt hat, hat es niemand weitergesagt. Das ist alles wurscht, und die Eltern des Kindes verstehen das natürlich nicht. Die Eltern des toten Kindes verstehen das nicht, sie wollen nicht zur Tagesordnung übergehen. 

Ich verstehe das auch. Wäre es mein Sohn, wäre es meine Tochter, würde ich auch nicht zur Tagesordnung übergehen wollen. Ich würde mir nicht anhören wollen/ müssen, dass wir eh Anträge eingebracht haben, die die Welt nicht bewegt haben. Ich würde mir nicht anhören wollen/müssen, dass man sagt, man kann die Schultaschen nicht kontrollieren - vom Kollegen Strache und von anderen gesagt, ein völliger Holler! Natürlich - Staatsgrundgesetz 1867, Hausrecht - kann die Schulbehörde als Inhaber des Hauses ganz normal das Hausrecht aus-üben, Kollege Vettermann! Natürlich könnten sie dort theoretisch jede Schultasche kontrollieren. 

Mir wird natürlich schwummerig bei dem Gedanken, dass es notwendig ist. Gefallen würde mir das nicht. Aber wenn es notwendig ist, ein Menschenleben zu ret-ten: Warum soll man es nicht machen? In der Schulordnung ist eindeutig vorgesehen, dass gesundheitsgefährdende Gegenstände nicht mitzubringen sind. Da ist es eine Ausrede - von Strache ist dieses sinnlose Argument gekommen -, dass man das nicht kontrollieren darf. Das stimmt überhaupt nicht. Natürlich darf man es kontrollieren - Ausübung des Hausrechtes -, das findet seinen Niederschlag in der Schulordnung - Bundesgesetz. Es wird nur nicht praktiziert!

Genauso werden keine Statistiken geführt. Frau Stadtschulrätin, das ist vielleicht der einzige Vorwurf, der mir persönlich in dem Zusammenhang einfällt. Ich habe mich im Vorfeld schlau gemacht, und beide Behörden, sowohl die Schulbehörde des Bundes als auch die des Landes, haben mir die Auskunft erteilt, dass keine Statistik geführt wird: Wir führen keine Statistik über auffällige Schüler - nämlich nicht über die Person, sondern darüber, wie oft diese Phänomene passieren. Es wird keine Statistik geführt. 

Jeder Mensch, der sich ein bisschen mit Planung beschäftigt, weiß, dass empirische Grundlagen das Wichtigste sind. Ich muss einmal wissen, ob es das Phänomen gibt, woher es stammt, wie es sich äußert, um zielgerichtet dagegen arbeiten zu können. Wenn es keine Statistik gibt - vielleicht hätte die Statistik dem kleinen Buben, dem 14-jährigen Buben nicht das Leben gerettet, vielleicht nicht, aber vielleicht wird in Zukunft die Statistik und werden die Maßnahmen, die daraus fließen, irgendeinem anderen das Leben retten. Wenn das der einzige Zweck meiner heutigen Rede war, Sie davon zu überzeugen, eine Statistik zu führen und damit vielleicht ir-gendwann in grauer Zukunft oder sonst wie irgendeinem der uns Schutzbefohlenen das Leben gerettet zu haben, dann hat es mich schon befriedigt. Dann bin ich für heute schon glücklich, und dann ist es mir auch wurscht, was Sie sonst darüber denken. Dann ist es für mich schon ein Vorteil. 

Ich sage - und bekenne mich dazu -, ich wäre auch bereit, an den Schulen, wenn es notwendig ist, standardisierte Kontrollen zu machen. Es ist nicht schön, es wird mir schwummerig dabei, aber wenn es notwendig ist: Warum denn nicht!

Ein Wort noch zu den Anträgen: Diese werden überwiegend unsere Zustimmung finden. 

Ich bringe abschließend noch einen Antrag ein, der sich mit derselben Frage beschäftigt, die Kollegin Jerusalem angesprochen hat. Ja, es ist richtig, ich glaube auch - und es ist mir wurscht, wer das sonst wie entschieden hat -, dass die Klassenschülerzahl so gesenkt werden sollte, dass die Lehrer sich wieder damit beschäftigen können, wie es den Kindern sonst auch geht. Obwohl: Das nur in die Schule hinein zu delegieren - und das ist jetzt in der Diskussion klar geworden -, das Phänomen der Gewalt und wie sie dort damit umgehen können, nur in die Schule hinein zu delegieren, ist sicherlich auch falsch. Die Schule kann nicht das ersetzen, was wir alle den ganzen Tag falsch machen, einschließlich der Familien. 

Als Familienvater frage ich mich immer, ob ich das Richtige mache oder nicht. Ich bin noch nicht überzeugt, und entschuldigen Sie, wenn ich Sie heute hier an dieser Frage teilhaben lasse. Aber mein Sohn ist viereinhalb, er neigt dazu, stark und groß zu sein und sich von den an-deren hauen zu lassen, weil ich ihm immer sage, dass er nicht zurückhauen darf. Manchmal denke ich mir: Warum sage ich eigentlich, dass er nicht zurückhauen soll - soll er doch zurückhauen! Das wäre natürlich falsch. Ich sa-ge immer: Nein, hau nicht zurück! Er ärgert sich schon ein bisschen, weil sich dann mehrere zusammentun, und die sind automatisch stärker als er. Ich gebe also zu, ich wüsste auch nicht wirklich, wie man das Problem löst. Deswegen: Keine allzu starke politische Verurteilung, aber dort, wo man es in der Vollziehung besser machen kann, schon. 

Darüber, wie wir das Phänomen Gewalt sonst in den Griff bekommen, bin ich auch ein bisschen ratlos. Was wir jedenfalls nicht tun sollten, ist, darüber zu schweigen. Auch wenn wir es uns nur gegenseitig erzählen, vielleicht bewegen wir irgendjemanden! Aber was wir als Gemeinderat keinesfalls tun sollten, ist schweigen. Wir sollten nicht so tun, als gäbe es das nicht und als hätten wir nichts dazu zu sagen. Denn die Menschen erwarten sich von uns, dass wir zumindest versuchen, das Problem zu lösen, auch wissend, dass wir nicht jeden in Zukunft werden retten können, so sehr uns das trifft. Deswegen bringe ich abschließend diesen banalen Antrag ein, der nichts mit den sonstigen Redebeiträgen zu tun gehabt hat. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte erkläre ich somit für geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung der vorliegenden elf Anträge. 

Ich beginne mit dem Antrag des BZW betreffend Gewaltprävention in Wien.

Wer diesen Antrag unterstützen will, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von den GRÜNEN, der SPÖ, der FPÖ und dem BZW, nicht von der ÖVP, und somit mehrheitlich angenommen.

Wir stimmen ab über den Antrag der GRÜNEN be-treffend soziales Lernen.

Wer diesen Antrag unterstützt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist unterstützt von den Freiheitlichen, dem BZW, der SPÖ und natürlich von den Antragstellern selbst, somit mehrheitlich angenommen. 

Nun stimmen wir ab über den Antrag der GRÜNEN betreffend Schulpsychologie. 

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist unterstützt von der ÖVP, den Freiheitlichen, dem BZW und den GRÜNEN, aber nicht von der SPÖ, und somit mehrheitlich abgelehnt.

Ebenfalls von den GRÜNEN eingebracht wurde der Antrag betreffend Pilotprojekt Peer-Mediation.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den von den GRÜNEN eingebrachten Antrag betreffend Schulmediation.


Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist unterstützt von den GRÜNEN, dem BZW, den Freiheitlichen und der ÖVP, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Wir stimmen ab über den Antrag der GRÜNEN be-treffend Einrichtung von Schulsozialarbeit an den Wiener Pflichtschulen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von den GRÜNEN, dem BZW, den Freiheitlichen und der ÖVP, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Zur Abstimmung gelangt der Antrag der ÖVP betreffend Präventionsmaßnahmen gegen Gewalt in der Schule.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von der ÖVP, den Freiheitlichen und dem BZW, das ist nicht ausreichend und somit abgelehnt.

Wir gelangen zur Abstimmung über den Antrag der Freiheitlichen betreffend ebenfalls Gewaltprävention an den Schulen.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Universalantrag von SPÖ, ÖVP, GRÜNEN und BZW betreffend Maßnahmen zur Gewaltprävention an den Wiener Schulen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir stimmen ab über den Antrag des BZW betreffend Unterstützung der Lehrer durch Sozialarbeiter und Schul-psychologen.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist unterstützt von der ÖVP, dem BZW, den Freiheitlichen und den GRÜNEN, daher nicht ausreichend und somit abgelehnt.

Wir kommen schließlich zur Abstimmung über den Antrag des BZW betreffend Klassenschülerhöchstzahlen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von den GRÜNEN, dem BZW, den Freiheitlichen und der ÖVP, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben somit auch diese Anträge erledigt. 

Ich darf nun diese auf Verlangen stattfindende Sitzung des Gemeinderates für geschlossen erklären und wünsche Ihnen noch einen schönen Tag.

(Schluss um 12.46 Uhr.)

